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ZWEI SPRUCHE 

-
- NEUES RECHT 

Zwei Sprüche des Bundesgerichtshofes in Karlsruhe 

haben in den vergangenen Jahren die Rechtswirklichkeit 

in der Bundesrepublik Deutschland für die Geschichts­

forschung entscheidend verändert. Das 21. Strafrechts­

änderungsgesetz des Herrn Justiz ministers Engelhard soll 

Weiteres gegen "rechtsextremistische Schriften" bewir­

ken. 

1. ) - AZ: VI Z R  140/78 -
Es handelt sich um Urteil und Urteilsbegründung des 

BGH vom 18.9.1979. - Ein Leugnen des "Millionen -

Vernichtungsschicksals der Juden während des Zweiten 

Weltkrieges durch Mordmaßnahmen der NS- Gewaltherr­

schaft" stelle eine Beleidigung der Juden dar und sei 

nicht durch das Recht auf freie Meinung ( Grundrecht 
nach § 5 des Grundgesetzes) gedeckt. - Beleidigung ist 

kein Offizialdelikt ( deshalb will es Bundesjustizminister 

Engelhard zu einem solchen kraft Gesetzesänderung 

umfunktionieren) ,  sondern bedarf des sich beleidigt 

fühlenden Anzeigenden. Der BGH verfügte, als solcher 

könne jeder auftreten, auch wenn er nach 1945 geboren 

ist, sofern er jener Gruppe angehöre, die während des 

Krieges durch die Deutschen verfolgt worden ist. 
2.) -AZ: 3 StR 414/82 ( S) -
Das zweite wesentliche BGH-Urteil ist die Entschei­

dung vom 26.1.1983 gegen das Buch Dr. Wilhelm Stäg­

lich " Der Auschwitz-Mythos". Nach 34-jähriger gegen­
teilig getätigter Rechtspraxis verfügte der BGH, daß 
Beschlagnahme und Vernichtung· von ("rsshtseJd;re 
tnistiseker") Literatur trotz Presseverjährung jederzeit 

möglich sei ( AZ: 3 StR 414/82 ( S ) ). - Im Gesetzestext 

§78 des StGB heißt es unmißverständlich: 

�##############################� 
: "Verjährungsfrist. ( 1) Die Verjährung schließt die : 
� Ahndung der Tat und die Anordnung von Maßnahmen(§ � 
� 11 Abs. 1 Nr. 8) aus." � 
� � 

############################# #� 

In beiden Fällen hat der BGH somit gegen bestehen­

de Gesetze entschieden. Noch am 27.1.1983 - also 

einen Tag nach der o.a. BGH-Entscheidung - hat das 

Oberlandesgericht Hamm in seiner Entscheidung gegen 

die Schrift von Richard Harwood " Starben wirklich 

sechs Millionen? " ( AZ: 3 Ws 608/82 OLG Hamm) die 

von der Staatsanwaltschaft zum wiederholten Male be-

schlagnahmten Hefte freizugeben verfügt: 

98. - StGB § 7 6a Abs. 2, § 7 8 Abs. 1; StPO § 1llb (Keine 

Sicherungseinziehung bei Verjährung). 
Die Strafverfolgungsverjährung hindert die �ichernde Einzieh· 

ung von Schriften im selbständigen Verfahren (gegen OLG 

Stuttgart, MDR 1 975,  68 1 u. OLG Karlsruhe, MDR 1 980, 337); 

die vorläufige Sicherstellung oder Beschlagnahme solcher Schrif­

ten ist daher nicht zulässig." 

Unmittelbar danach jedoch hat die Staatsanwalt­

schaft ein neues Verfahren unter Berufung auf die neue 

BGH-Entscheidung veranlaßt, mit dem Ergebnis, daß 

nunmehr - seit 1975 waren die Hefte unbehindert frei 

verkäuflich! - die Analyse von Richard Harwood über 
die fragwürdigen "6 Millionen" zurückgezogen werden 

mußten. 

Eine Beschlagnahme, die gegenwärtig nach den oben 
erwähnten neuen BGH- Entscheidungen jederzeit , sei es 
also auch Jahre nach Ersterscheinen, möglich gemacht 
wurde, führt dann automatisch zur Indizierung, so daß 
jeder plötzlich strafverfolgt werden kann, der ein solches 
Medium noch "vorrätig" hält. Buchhändler sind auf 
diese Weise seitens eines Verlegers gar nicht mehr zu 
schützen, selbst wenn - wie im Fall der Zeitschrift 

"Historische Tatsachen " - der Verlag sich vor Publizie­

rung bei mehreren Rechtsanwälten eingehend verge­

wissert, daß weder Form noch Inhalt den Strafgesetzen 

widersprechen und dies ins Impressum eindruckt. 

Durch die beiden besagten BGH-Entscheidungen wird 

die deutsche Geschichtsforschung in den politisch-histo­

rischen Zentralbereichen der jüngsten Vergangenheit 

zum Kriminalfall gemacht. Insbesondere auch deshalb, 

weil Staatsanwaltschaften und untere Gerichtsinstanzen 

sich zuweilen bereits ebenfalls über die Gesetze hinweg­

setzen, die Wissenschaftsfreiheit mißachten, sich an den 

besagten BGH-Entscheidungen orientieren und die Kri­

terien der " Volksverhetzung " mit denen der "Beleidi­

gung" trotz eingehender Hinweise seitens der Verteidi­

gung vermengen bzw. austauschen. Eine Revision bleibt 

in solchen Fällen meist aussichtslos, weil sie ja wiederum 

beim BGH landet. ( Auf das jüngste hiermit angesproche­

ne Urteil der Großen Strafkammer Bielefeld vom 

1.8.1984 zwecks Einziehung des Heftes Nr. 15 der 

"Historischen Tatsachen"- "Kenntnismängel der Alliier­

ten" wird noch gesondert eingegangen. 
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Autoren und Verleger können es angesichts der An­
drohung von Geld- und Gefängnisstrafen nicht mehr 
wagen, wissenschaftliche Forschungsergebnisse gerade zu 
jenen Themen zu pub lizieren, die die entscheidendsten 
überhaupt für die Rechtste llung des deutschen Volkes im 
Gefüge der Menschheit sind und die mit allen Mitteln der 

po litischen Machtapparaturen in den östlichen und west­
lichen Machtblöcken verschleiert und vernebelt, mit 
Desinformation ("schwarzer Propaganda") seit Jahr­
zehnten durchsetzt werden. 

Die Rechtssicherheit ist aufgehoben. Was gilt hier 
eigentlich? Gesetze oder oberste Richtersprüche? In der 
Praxis, man erlebt's, die obersten Richtersprüche. 

Zwar mag ein Techniker noch naturwissenschaftlich 
analysieren dürfen, daß z .B .  Koks einen mittleren Heiz­
wert von ca 7.000 kcal (Kilokalorien) je kg hat, daher 40 
kg Koks zur Verbrennung einer Leiche notwendig sind . 

- Doch sollte er hochrechnen auf 20.000 Leichen pro 

Tag = 80 Eisenbahnwaggons a 10 Tonnen pro Tag; sollte 
er weiter bestimmte Gleisanschlüsse ermitteln wo llen 
und gar noch Fragen untersuchen bezüglich Kohleförde­
rung, Koksbereitung, Zeitaufwand , Transporte, Auf- und 
Abladen zu bestimmten Zeiten an bestimmten Orten, 
vorhandener Arbeitskräfte oder gar Vergleiche anste llen, 
daß die gesamte Bundesrepublik Deutschland gegenwär­
tig unter Ausnützung modernster Technologien und 
Energien (Erdgas) maximal 500 Kremierungen pro Tag 
bewältigen kann, ein so lches Krematorium 90 Minuten 

Zeitaufwand je Kremierung benötigt und bei einem 
"Betrieb rund um die Uhr" 15 - 17 Kremierungen pro 
Tag bewältigt, so kann bei weiterer zielgerichteter Ana­

lyse plötzlich daraus eine "Hetzschrift", strafbare 
"Vo lksverhetzung" werden. Zwar staunt der Wissen­
schaftler selbst darüber, aber das ist nun einmal so . 
Staatsanwälte und Richter wissen um die gängigen Straf­
paragraphen und obersten Karlsruher Sprüche und ver­
stehen alles unabhängig einzuordnen. 

Do ch das Thema ist noch komplexer. Inzwischen ist 
eine wissenschaftliche Untersuchung, die sich mit der 
wichtigen Frage auseinandersetzt, was die Alliierten in 
Ost und West, auch die Zionisten und Polen usw. bis 
Kriegsende 1945 vom "Ho locaust" gewußt haben, unter 

Hinweis auf die besagten BGH-Entscheidungen für vo lks­

und rasseverhetzend, somit für strafbar erklärt, zur 
Einziehung und Vernichtung verurteilt worden. 

Das Oberlandesgericht Celle hatte mit Urteil vom 
17.2.1982 (AZ : 1 Ss 616/81) ausdrücklich und deutlich 
auseinandergesetzt und u.a.  begründet : 

In Fällen,  in denen in Flugblättern die Ermordung 
von Juden im 3. Reich ohne andere besondere qualifi­
zierende Merkmale, wie z .B .  die Behauptung einer vom 
jüdischen Bevölkerungsteil aufgebrachten Lüge, in Ab ­
rede gestellt wird, liegt - unbeschadet einer Strafbarkeit 
wegen Beleidigung - kein Angriff auf die Menschen­
würde i . S .  des § 130 StGB vor. 

Bundespräsident Carstens empfing am 30.3.1983 Bundeskanzler Kohl und die Bundesminister des 2. Kabinettes zur 
Überreichung der Ernennungsurkunden. 

v.l.n.r.: Dr. F. Zimmermann (Inneres), H. Windelen (Innerdeutsche Beziehungen), H.A. Engelhard (Justiz), Dr. M. Wörner (Verteid
_
igung), D �. 0. 

Graf L.ambsdorff (Wirtschaft), Dr. J. Warnke (Wirtschaftliche Zusammenarbeit), Dr. W. Dollmger (Verkehr), Dr. N. Blum (Arbeit + 

Sozialordnung), 1. Kiechle (Landwirtschaft+ Forsten), Prof. Dr. Karl Carstens, Dr. 0. Schneider (Raumordnung, Bauwesen), Dr. H. Riesenhuber 
(Forschung), Dr. H. Kohl, Frau Dr. D. Wilms (Bildung+ Wissenschaft), Dr. �:. Geissler (Jugend, Familie+ Gesundheit), Dr. C. Schwarz-Schil· 
ling (Post + Fernmeldewesen), Dr. G. Stoltenberg (Finanzen) 



2. Damit ergibt sich die Frage, ob ein Angriff auf die 

Menschenwürde des jüdischen Bevölkerungsteils i.S. des § 130 

StGB auch dann vorliegt, wenn die Vernichtung der Juden im 3. 

Reich geleugnet wird, ohne daß die Kunde von diesem Geschehen 
der jüdischen Bevölkerung angelastet wird. Diese Frage verneint 

der SelUlt. Der Angriff auf die Menschenwürde ist - soweit 
erkennbar - in nicht veröffentlichten Entscheidungen in der 
Regel entweder ausdrücklich oder wenigstens inzident verneint 

worden (ausdrücklich: LG Frankfurt, Urt. v. 25.3.1981 - Ls 
32/76 (Ns); AG Segeberg, Urt. v. 23.12.1980 - 2 Js 650/80; 

inzident: LG Frankfurt, Urt. v. 24.2.1981 - 50 Js 29.138/79 

(Ns); LG Nürnberg - Fürth, Urt. v. 13.3.1981 - 8 Ns 344 Js 

32404/79; a.A. AG Goslar, Urt. v. 27.3.1981 - 6 Ls (0) 303 Js 
3643/80.) Ausdrücklich verneint haben die Anwendbarkeit 

des § 130 StGB auch Staatsanwaltschaften im Rahmen von 
Verfahrenseinstellungen (StA Nürnberg, Bescheid v. 16.7.1980 -

1 AR 305/80 - und v. 9.6.1981 - 344 Js 33326/81 -; GenStA 

Nürnberg, Bescheid v. 14.8.1981 - ZS 556/81 -). Auch der 

Referentenentwurf eines 21. Strafrechtsänderungsgesetzes vom 
21.1.1982 verneint diese Frage, wenn er ausführt, daß für die 
Fälle der Leugnung schwerer nationalsozialistischer Gewaltmaß­
nahmen eine Lücke im Strafrecht bestehe, bzw. eine Strafver­
folgung nur auf Strafantrag hin möglich sei, und dann eine 
Neufassung des§ 140 StGB vorschlägt, durch die das Leugnen des 
Völkermords ohne das zusätzliche Merkmal der Verletzung der 

Menschenwürde unter Strafe gestellt wird. Eine gegenteilige 
Meinung ist nicht einer wiederholt in diesem Zusammenhang 
angeführten Entscheidung des BGH (NJW 1980, 45) über einen 
zivilrechtliehen Unterlassungsanspruch zu entnehmen. Zum einen 
befaßt sich diese Entscheidung nur mit § 185 StGB, nicht mit den 
Tatbestandsmerkmalen des § 130 StGB; zum anderen handelt es 
sich um einen Fall, in dem die Vernichtung der Juden nicht nur 
geleugnet, sondern als 'zionistischer Schwindel' bezeichnet 

worden war. 

Maßgebend ist für die Bestimmung des Anwcmdungsbereichs 

des § 130 StGB, daß durch das Tatbestandsmerkmal des Angriffs 

auf die Menschenwürde nach dem Willen des Gesetzgebers Ver­
letzungen einzelner Persönlichkeitsrechte des Menschen ausge­
schlossen werden sollten, wie sie etwa durch Art. 2, 4, und 5 GG 
geschützt sind. Vielmehr sollte erforderlich sein, daß der Täter 
durch seine Tathandlung der Person des Angegriffenen ihr Lebens­
recht als gleichwertige Persönlichkeit in der staatlichen Gemein­
schaft bestreitet und sie als unterwertiges Wesen behandelt. In 
diesem Sinne muß es sich um Taten handeln, die deshalb un­

menschlich sind, weil sie das Menschentum des Angegriffenen 
bestreiten oder relativieren (Bericht des Rechtsausschusses, BT -
Dr 3/1746, S. 3). Dieser sich aus den Gesetzgebungsmaterialien 
ergebende Maßstab ist in dem Schrifttum als maßgebliches Krite· 
rium zur Einschränkung des Anwendungsbereiches des § 130 

StGB und seiner Abgrenzung gegenüber den von § 185 StGB 
erfaßten Ehrverletzungen übernommen worden BGHSt 16, 49 
(56)= NJW 1961, 1364; BGHSt 21,371 (373) = NJW 1968, 309; 

Lenckner, in: Schönke-Schröder, StGB, 20. Aufl., § 130 Rdnr. 7; 
v. Bubnoff, in: LK, 10. Aufl., § 130 Rdnr. 4; Lackner, StGB, 14. 

Auflage, § 130 Anm. 3; Schafheutle, JZ 1960, 470). Das Be­
streiten der Ermordung der Juden im 3. Reich stellt zwar einen 
Angriff auf die Ehre der Menschen jüdischer Abstammung dar, die 
ein Recht auf Anerkennung ihres Verfolgtenschicksals haben 
(BGH, NJW 1980, 45); das Bestreiten alleine ohne besondere 
qualifizierende Merkmale, wie es z.B. die Behauptung einer vom 
jüdischen Bevölkerungsteil aufgebrachten Lüge darstellt, geht aber 

nicht über den Angriff auf die Ehre in solchem Maße hinaus, daß 

diese Mitmenschen dadurch als unterwertige Wesen erscheinen, 

deren Menschentum bestritten oder relativiert wird .... " 

Doch dies war 1982 und betraf ein Flugblatt. 1984 

ging es bei der Großen Strafkammer Bielefeld um eine 

wissenschaftliche Zeit<>chrift, an die noch höhere An­

sprüche seitens der Justiz zu stellen wären. Doch nicht 

nur, daß man diese höheren Ansprüche bei der Bewer­

tung vermißte, - es blieb völlig unberücksichtigt, daß 

oder ob der "Straftatgegenstand" eine wissenschaftliche 

Arbeit war. Nunmehr fiel unter den Begriff "Leugnung" 

bereits die wissenschaftliche Feststellung, die sogar von 

den offiziellen Instituten und Sachverständigen bestätigt 

ist, daß bislang kein Führerbefehl zur Vernichtung der 

Juden gefunden wurde, kein Zeitpunkt einer solchen 

Befehlsgebung, kein diesbezüglicher Befehlsweg bekannt 

ist. Und das sei (u.a.) bereits "Volksverhetzung". Und 

Richter sind bekanntlich keine Historiker. Zwar hätte 

die Große Strafkammer Bielefeld aufmerken müssen, 

daß der mehrfach konkret angesprochene Staatsanwalt, 

er möge einen sachlich falschen oder einen strafbaren 

Satz aus der angeprangerten "Druckschrift" benennen, 

geschwiegen und nicht zu antworten gewußt hat. Doch 

auch das änderte nichts, schließlich sei der Gesamt­

zusammenhang und der Sinngehalt zu bewerten. Wenn 

"Leugnen" also strafbar ist, und der Sinngehalt auf das 

"Leugnen" hinauslaufe, braucht man weiter keine Be­

weisführung. - Wie gesagt, in den Gesetzen steht nichts 

von einem Straftatbestand auf Grund von "Leugnen". 

Aber es soll noch diffuser werden: So will der Herr 
Bundesjustizminister ausgerechnet jene "rechtsextre­

mistischen" Schriften (nur solche beunruhigen sein 

Gemüt!) mit seinem 21. Strafrechtsänderungsgesetz er­

fassen, die 

"sich ihrem Wortlaut nach auf die Leugnung oder Verharm­

losung des NS-Regimes und seiner Untaten beschränken" 

oder die durch 

"quantitatives Verharmlosen in Randbereichen bereits in das 

Leugnen übergehen" 

können und durch 

"qualitatives Verharmlosen häufig in die Nähe des Billigens" 

hinführen. (Bundesrat, Gesetzentwurf, Drucksache 

382/82,- 29.9.1982, s. 16) 

Der CSU-Bundestagsabgeordnete Dr. Eicke Götz 

führte in der Bundestagsdebatte am 12.4.1984 zum 21. 

Strafrechtsänderungsgesetz u.a. aus: 

"Nach dem Entwurf soll sich künftig strafbar machen, wer 
unter der Herrschaft des Nationalsozialismus begangene Hand­

lungen des Völkermordes leugnet oder verharmlost. Damit sollen 
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Äußerungen oder Veröffentlichungen, die in vordergründiger 
Scheinobjektivität die historisch unbestreitbare Tatsache der 

Judenvernichtung durch den Nationalsozialismus leugnen oder 
herabspielen, ohne damit ausdrücklich hetzerische Angriffe gegen 
jüdische Mitbürger zu verbinden, zu Offizialdelikten erhoben 
werden . ... 

Schon vom Tatbestand her sollte aber ausgeschlossen werden, 
daß etwa über das zahlenmäßige Ausmaß der nationalsozialisti­
schen Völkermorde Beweis erhoben oder daß hinsichtlich einzel­
ner Taten festgestellt werden muß, ob sie im R ahmen der 
Massenvernichtungsaktionen oder in anderen Zusammenhängen 
durchgeführt wurden. Unerträglich wäre die Konsequenz, daß 
fehlende letzte Klarheit etwa über Zahlen der Opfer sich straf­
prozessual zu Gunsten des Angeklagten auswirken würde und 
dementsprechend erneut und mit verstärkter Wirkung zur Pro­

paganda mißbraucht würde . ... 

Insbesondere sollte verhindert werden, daß das Leugnen von 
Einzelakten oder quantitaiven Größen zunächst vom Tatbestand 
erfaßt und schließlich doch von der Strafbarkeit ausgenommen 
wird . ... " 

Dieser Demokrat sein wol­

lende CSU-Abgeordnete Dr. 

Eicke Götz fordert hier in be­

schämend drastischen Worten 

ein offizielles Verbot für histo­

rische Forschung und für quan­

titatives Anzweifeln von Be­

hauptungen über das Thema 

·'Judenvernichtung während 

des Zweiten Weltkrieges". Da­

mit fordert er nicht nur eine 

Aufhebung des Art. 5 Grund­

gesetzes ( Wissenschaftsfreiheit 

betreffend ) ,  sondern darüber 
hinaus eine dauerhaft willen­
lose, kritiklose Unterwerfung 
des deutschen Volkes im west­
lichen Teil unserer hleimat 
(östlich der Elbe hat das deut­
sche Volk sowieso schon lange 
nicht mehr unabhängig zu den-

bösartigen historischen Bildungsmangels mit Strafen zu be­
drohen? Welches Ansehen genießen bei den Befürwortern einer 
solchen Vorschrift Schulen und Hochschulen, Wissenschaft und 
Publizistik - halten diese Leute Freiheit von Forschung und 
Lehre für ein Risiko, insofern dadurch ein Teil der Bevölkerung 
stets von der Gefahr des Idiotenturns bedroht sei? " 

In seinem bereits langjährigen Bemühen, auch dem 

westlichen Teil des deutschen Volkes die amtlicherseits 

vorgegebenen Denkschablonen universal wirksam auf 

den Parolenstand von 1945 und den Rechtszustand des 

IMT - Nürnberg von 1945/46 festzuschreiben ( Art. 19 
des Londoner Statuts vom 8.8.1945, der Rechtsgrund­
lage des "Internationalen Militärtribunals" = "Der Ge­
richtshof ist an keine Beweisregeln gebunden"; Art. 21 = 

" Allgemein bekannte Tatsachen sind von Amts wegen 
zur Kenntnis zu nehmen und nicht zu überprüfen " ) ,  sind 
dem Bundesjustizminister vielfältig Problemfragen über 

ken! ) unter unbewiesene Am 4. Juli 1984 wurde das Institute for Historical Review in Torrance, einem Vorort 

Schuldsprüche, die eine Dauer- von Los Angeles, Californien, USA Opfer eines terroristischen Brandanschlages und 
brannte restlos aus. 

diffamierung unseres Volkes 0� 0 � 0 � 0 :;F: o � n :;;:± o � n � n �o � o � n :;=: o � o � o � o � o � n � JJ � o :# n :# n �n � o �n� o� o 

bezwecken. Grotesker geht es nimmer! So etwas passiert Problemfragen vorgehalten worden. Sie sind bislang alle 
im Namen einer " demokratischen" Partei großspreche- ergebnislos abgeprallt , obgleich man meinen sollte,  in 
risch die parlamentarische Bühne! einem freiheitlich - rechtsstaatliehen - demokratischen 

- Finsteres Mittelalter! Ministerium eines "voll-souveränen " Staates würde man 

Die Frankfurter Allgemeine schrieb zum Vorhaben sich geistig-sachlich-vernünftig mit dem Anliegen unseres 

des Bundesjustiz ministers am 28.3.1984, S. 12: Volkes zur Mehrung seines Nutzens und in Abwendung 

von Schaden auseinandersetzen. 
"Das Vorhaben liberaler Bundestagsabgeordneter, die Behaup­

tung unter Strafe zu stellen, daß die mit dem Namen Auschwitz 
verbundenen Verbrechen ganz oder zum Teil erlogen seien, ist so 
absurd, daß man zunächst zurückschreckt, sich darauf überhaupt 
einzulassen. Gibt es in der zivilisierten Welt auch nur ein einziges 
Beispiel für den Straftatbestand der Leugnung eines historischen 
Faktums? Wie begreift sich eigentlich ein Staat in seinen Auf· 
gaben, wenn da überlegungen möglich sind, den Unfug eines 
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Die " Auschwitz-Lüge" soll künftig strafbar sein. Aber 

nicht etwa Lügen, die zum Thema "Auschwitz " zwecks 

Schuldanlastung gegenüber dem deutschen Volk oder 

dem Nationalsozialismus erfunden worden sind oder 

weiter erfunden werden sollten! Die Manager der 

"schwarzen Propaganda" und der offiziellen, offiziösen 

oder privaten Desinformationsbüros hätten von dieser 



neuen Gesetzesinitiative, mit der der Herr Bundesjustiz­

minister im Namen der Bundesregierung so viel Zeit mit 

den Steuergeldern unseres Volkes verbringt, nichts zu 

fürchten. D i e s  e Leute sind n i c h t gemeint. Son­

dern im Gegenteil sollen jene zu Kriminalfällen gemacht 

werden, die sich gegen Lügen in diesem Themenkomplex 

wenden, entweder durch "Anzweifeln" oder "Verharm­

losen" oder "Leugnen" von unbewiesenen Behauptun­

gen, die jedoch unter Ausnutzung staatlicher Macht­

apparaturen als "feststehende historische Tatsachen" 

ausgegeben werden. 

Übertreibungen und Falschbehauptungen zu Lasten 
Deutschlands werden im Referentenentwurf des Herrn 
Bundesjustizministers nicht erwähnt,· schon gar nicht 
auch nur andeutungsweise gerügt oder mit Strafan­
drohung verwarnt. -Was ist das für ein Justizminister? 
Man wird ja noch mal fragen dürfen! 

Da sich jedoch die als "feststehende historische Tat­

sachen" ausgegebenen Behauptungen auf die Pauschal­

termini von den "6 Millionen", zuweilen auch "Millio­

nen" jüdischer Vernichtungsopfer konzentrieren, ohne 

jedoch in die dafür notwendigen Einzelheiten aufge­

schlüsselt zu sein, der Gesamtkomplex im übrigen als 

"des näheren Beweises nicht bedürftig, weil feststehend" 
ausgegeben wird, bleibt das ganze Gesetzesvorhaben ein 

geistiges Trümmerfeld. 

Es beginnt schon damit: Wie kann ein "Leugner" 

oder "Verharmloser" = ein "Lügner" sein? Nach deut­

schem Sprachgebrauch ist eine Lüge eine wider besseres 

Wissen bekundete Unwahrheit. 

Wer aber ist jetzt "Verharmloser"? Derjenige, der für 

unmöglich hält, daß SS-Obersturmbannführer Rauff ver­

antwortlich für den Tod von 250 Millionen Juden sei 
(das entspräche der Ausrottung der Gesamtbevölkerung 
des größten Staates der Erde, der UdSSR, durch einen 

einzigen Mann!), wie es die Bildzeitung am 17.5.1984 

veröffentlicht hat (15 Millionen Juden haben zu jener 

Zeit auf der ganzen Welt überhaupt nur gelebt!)? Oder 

ist jener ein "Verharmloser", der in Abrede stellt, daß 

"mit dem Auftauchen neuer Dokumente die Zahl der Opfer 
von ursprünglich 10 auf 26 Millionen geklettert, davon -relativ 
am besten gesichert - allein 8 Millionen in Auschwitz (mit 
Birkenau)" 

sei? Solches wurde 1982 in der "Verlagsgesellschaft 

Schulfernsehen" (vgs) in dem Buch "Europa unterm 

Hakenkreuz - Städte und Stationen" von u.a. H.U. 

Reichert in Köln auf Seite 169 veröffentlicht. - Wer 

schützt das deutsche Volk vor solchen Verunglimpfun­

gen? Wer hat es geschützt, als Dr. Philipp Auerbach, 

dereinst Oberregierungsrat in Düsseldorf, dann ab 1946 
bayerischer Staatskommissar für Wiedergutmachung und 

ab 1949 Präsident der jüdischen Kultusgemeinde in 

Bayern, öffentlich die Zahl der ermordeten Juden mit 

11 Millionen bezifferte, eine Zahl, die Der Spiegel noch 

1965 in seiner Ausgabe 11/65 Seite 30 auf "12 Millio­

nen Menschen" ausweitete? 

Ist jener ein "Verharmloser" oder "Leugner", der 

nach Einzelheiten fragt oder Beweise fordert, die den 

Grundsätzen der wissenschaftlichen Akribie ent­

sprechen? 

In der Bundesrats-Drucksache 382/82 "Gesetzent­

wurf der Bundesregierung" vom 29.9.1982 ist vermerkt: 

"Die vorgeschlagene Änderung der§§ 76 a, 78 StGB bezweckt 

die zwar nicht nur, aber gerade auch auf dem Gebiete rechtsex­
tremistischer Schriften wichtige Einziehbarkeit nach Eintritt der 
Verfolgungsverjährung sicherzustellen .... (S. 8) 

In neuerer Zeit treten dagegen verstärkt Schriften in den 
Vordergrund, die auf denselben Tendenzen beruhen, ihrem Wort­
laut nach sich aber auf die Leugnung oder Verharmlosung des 
NS-Regimes und seiner Untaten beschränken. Derartige Äuße­
rungen sind strafrechtlich nicht ausreichend erfaßt. Insbesondere 
scheitert die Anwendung des § 131 StG B regelmäßig daran, daß 

die dafür erforderliche grausame oder unmenschliche Weise der 

Schilderung fehlt . . .. (S. 12') 
Die Beschränkung der Neuregelung auf die unter der Herr­

schaft des Nationalsozialismus begangenen Handlungen des Völ­
kermordes trägt dem besonderen Verfolgungsschicksal vor allem 
der Juden während des nationalsozialistischen Regimes Rechnung . 
... (S. 14)" 

Vom Artikel 5 des Grundgesetzes, der die Freiheit von 

Wissenschaft und Forschung garantiert, ist in dem Ent­

wurf des Herrn Ministers, der sich besonders des Rechtes 

anzunehmen hätte, ebenso wenig die Rede wie von den 

Grundrechten der Meinungsfreiheit, Pressefreiheit und 

der Gleichheit aller Bürger. Es ist auch nicht erwähnt, 

wo die Grenze eines strafbaren "Verharmlosens" und 

eines wissenschaftlich berechtigten "Verharmlosens" 

oder wo die Grenze zwischen einem "qualitativen" und 

"quantitativen" Verharmlosen liegt. Freilich auch 

nichts, wo sich ein Wissenschaftler denn nun genau 

beweiskräftig erkundigen kann, was sich wann, wo und 

wie in diesem Verbrechenskomplex ereignet hat. Eine 

amtliche Untersuchung hierüber gibt es bekanntlich 

nicht. 

In den Jahren 1959 - 1960 hatte die Innenminister-
, 

konferenz des Bundes und der Länder angeregt, alles zu 

diesem Thema erreichbare Material amtlich zusammen­

zustellen und zu veröffentlichen. Doch als sich dennoch 

in dieser Sache nichts tat und diese Untätigkeit verständ­

liche Unruhe auslöste, ließ der damalige Bundesinnen­

minister Gerhard Sehröder (CDU) seine Kollegen wissen, 

daß es 

"übergeordnete staatspolitische Gesichtspunkte gäbe, die ge­

böten, von dem Vorhaben Abstand zu nehmen."**) 

Bleiben das Institut für Zeitgeschichte und die Zen­

tralstelle für politische Bildung. Doch ausgerechnet sie 

haben sich auf Grund ihrer Veröffentlichungen als so 
unwissenschaftlich und tendenziös erwiesen, daß ihre 

Publikationen als Auftragspropaganda einzustufen sind. 

Die für die Wissenschaft erforderlichen Beweise in der 
anstehenden Thematik haben sie nicht geliefert, obgleich 
ihnen seit Jahrzehnten sämtliche internationalen Hilfs­
kräfte zur Verfügung stehen! 

** ) Deutsche Wochenzeitung. Rosenheim, 20.4.1984 
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Obgleich der Referentenentwurf des Bundesjustiz­
ministeriums die erste Lesung im Bundestag offenbar 
mühelos passiert hat, hat der Bundesrat mit Beschluß 
vom 29.4.1983 (Drucksache 1/158/83) ihn vorerst mit 

folgender Begründung abgeschmettert: 

"Der Vorschlag des zur Änderung des STGs ist ungeeignet und 
sollte so nicht weiterverfolgt werden. Die frühere Bundesregierung 
hat den Gesetzentwurf zwei Tage vor ihrer Ablösung beschlossen, 

obwohl sie die hierfür erforderliche ausreichende Vorbereitung 
nicht leisten konnte. Der Vorschlag trägt den in ausführlichen 
Stellungnahmen der Landesjustizverwaltungen vorgetragenen Be­

denken in wesentlichen Punkten nicht Rechnung: Bedenken 
bestehen einmal wegen des Mangels an tatbestandlieber Bestimmt­
heit, wie sie für Strafrechtsnormen geboten ist. Der Entwurf 
schließt ferner nicht in gesicherter Weise hinreichend aus, daß im 
Einzelfall von der vorgeschlagenen Vorschrift u.U. auch nicht 
strafwürdiges Verhalten erfaßt wird. Jede Regelung in diesem 
Bereich wird auch die grundlegende Bedeutung des Artikels 5 
berücksichtigen müssen." 

Dennoch scheint auch das nichts genützt zu haben, 

denn er geistert nach wie vor unverändert noch im Jahre 

1984 durch die Medienpropagandalandsch aft, und auch 

im Bundesjustizministerium erfährt man keine Mei­

nungsänderung. 
Mitglieder der Jewish Defence League bei einer ihrer Demonstra­
tionen vor dem Institute for Historical Review in Torrance, drei 
Jahre vor dem Brandanschlag, im Jahre 1981 

Besonders widerlichen Aufguß zusammengerührt 

Laut Meinungsfreiheit der weltweit verbreiteten "in­

tellektuellen Bildungslektüre" Der Spiegel Nr. 24/1984 
vom 11.6.1984, S. 83 ist die Formulierung dieser Über­

schrift die angeblich ausreichende "sachliche Auseinan­

dersetzung" mit dem wissenschaftlichen , 500 Seiten 

Beweisführung umfassenden Standardwerk über die 

Schuldfrage des Zwe iten Weltkrieges "Wahrheit für 

Deutschland".  Und dies unmittelbar nachdem das Ober­

verwaltungsgericht Münster dem Beratungsgremium der 

Bundesprüfstelle in Bad Codesberg vorgeworfen hatte , 

ohne genügende Sachkenntnis die Indizierung dieses 

Buches als "jugendgefährdende Schrift" verfügt zu 

haben.  

Paßt den Herren des Spiegel die OVG-Entscheidung 
in Münster nicht, die die Indizierung nach 5 Jahren 
wieder aufgehoben hat, so sind es "Amateurhistoriker 

in der Richterrobe", die einem solchen "besonders 

widerlich zusammengerührten Aufguß neonazistischer 

Thesen" wissenschaftliche Qualität zugesprochen und 

Sachkenntnis für die Auseinandersetzung mit diesem 

ernsten Thema gefordert haben. - W i r sollten uns 

einmal einer solchen Ausdrucksweise und eines solchen 

primitiven Wortschatzes in der geistigen Auseinander­

setzung mit Wissenschaftlern, Autoren und Verlegern 

oder gar erst Richtern bedienen! Ein solcher Vergleich 

aber mag vielleicht deutlich machen, auf wie tiefem 

Niveau die "Bildungspresse" seit Jahrzehnten in der 
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Bun desrepublik den Denk- und Argumentationsrahmen 

setzt, innerhalb dessen sie Meinungsfreiheit praktiziert 

und für alle verbindlich eingefaßt wissen will . Im Prinzip 

ist dies aber auch nur eine Reflektion der offiziellen 

Sprachregelung, denn sämtliche offiziellen Druckschrif­

ten zur "Bewältigung der j üngsten deutschen Vergangen­

heit" bis zur Stunde , und seien sie noch so künstlich als 

"wissenschaftlich" aufgeputzt, haben seit Jahrzehnten 

die entsprechenden Vorlagen geliefert . 

Im übrigen hat das Bundesverwaltungsgericht in Ber­

lin das OVG-Urteil Münster am 11. Juli 1984 wieder 

aufgehoben. Der Anwalt der Bundesregierung hatte sein 
Revisionsbegehren auf die Klärung der Frage konzen­
triert, ob - wie in den vergangenen 35 Jahren - die 
Alleinschuld Hitlers für den Ausbruch des Zweit en Welt­

krieges als "offenkundige historische Tatsache "  von 

Amts wegen zur Kenntnis zu nehmen sei und keiner 

weiteren Prüfung mehr bedürfe, oder ob hierfür nunmehr 

Sachkenntnis zugelassen werden dürfe , wie es das OVG­

Urteil Münster in "erschreckender " Weise fordert . -

über den weiteren Verlauf dieses Verfahrens können wir 

Sie frühestens im nächsten Jahr unterrichten, da der 

Bundesprüfstelle zur näheren Begründung der Revision 
"wegen der Feriensituation" eine Frist bis zum 15. 
November 1984 eingeräumt worden ist . Das Buch bleibt 
also weiterhin bis zur B VG-Entscheidung auf dem mo­

dernen "Index". 



Wegen Leugnen 

"feststehender historischer Tatsachen'' 

5 Gs 222/83 B e s c h l u ß 

In der Ermittlungssache 
gegen den Dipi.-Politologen Udo Walendy geboren am 21.01.1927 

in Berlin-Charlottenburg, wohnhaft in 4973 Vlotho 
wegen Verdachts der Volksverhetzung u.a. § §  130, 131 StGB 
wird au f Antrag der Staatsanwaltschaft Bielefeld gern. § §  102 und 

105 StPO die Durchsuchung der Wohn- und Geschäftsräume mit 
allem Nebengelaß und Kraftfahrzeugen 

des vorgenannten Beschuldigten 

angeordnet, weil zu vermuten ist, daß sie zur Auffindung von 
Beweismitteln führen wird. Die Beschlagnahme der vorgefundenen 

Beweismittel wird gern. § § 94, 95, 98, 100 sowie 111 b, 111 m 

StPO i.V.m. § 74 StGB angeordnet. 

G r ü n d e :  

Der Beschuldigte steht im Verdacht, Exemplare der Zeitschrift 

"Historische Tatsachen Nr. 15 - Kenntnismängel der Alliierten" 

zu vertreiben. Ebenso wie bereits in der Zeitschrift Historische 

Tatsachen Nr. 1 versu cht der Autor, die historisch erwiesene 

Tatsache zu widerlegen, daß während der NS-Zeit auf Betreiben 

der damals politisch Verantwortlichen Millionen jüdischer Men­

schen ihr Leben verloren haben. Anders lautende Berichte werden 

als Lügen, bewußte Irreführung und Pro-

paganda hingestellt. Soweit möglicherwei-

se bereits Presseverjährung eingetreten ist, 
unterliegt die Druckschrift der Einziehung 

im objektiven Verfahren. 
Bad Oeynhausen, den 26. April 1983 

Peuker, Richter am Amtsgericht 

Wie man sieht: 
Bereits der Versuch soll 
strafbar sein! 

An die Staatsanwaltschaft 

4800 Bielefeld 1 
Vlotho, 26.7.1983 

Betr. Beschlagnahme der "Historischen Tatsachen" Nr. 15 
mittels Amtsgerichtsbeschluß vom 26.4.1983 AZ: 5 Gs 222/83 

Zu der Beschlagnahme äußere ich mich in einer Vorabstellung­

nahme wie folgt: 

Es handelt sich bei der beschlagnahmten Zeitschriften-Num­

mer um eine wissenschaftliche Zeitschrift, die mehrfach - wie 

auch im Impressum angegeben- juristisch überprüft worden war, 

ob sie irgendwelche Strafgesetze verletze. Die mir schriftlich 

vorliegenden Rechtsanwaltauskünfte bescheinigen, daß gegen kei­

nerlei solcher Gesetze irgendwelche Verstöße vorliegen. Eine 
Sachbegründung im Gerichtsurteil ist nicht vorhanden. Einzelaus­
führungen sind nicht angegriffen. Was "historischer Tatbestand" 

ist oder nicht, muß in einer historisch-wissenschaftlichen Zeit­
schrift detailliert überprüfbar bleiben, will man die Freiheitsrechte 
für Meinung und Wissenschaft nicht ad absurdum führen. Ich 
schalte zu meinem Einspruch gegen die Amtsgerichtsentscheidung 
einen Rechtsanwalt ein und kündige diesen Einspruch bereits 

hiermit an. Udo Walendy 

Die Beschlagnahme 

erfolgte unter Bezugnah­

me auf diesen Beschluß 

erst über 3 Monate 

später. 
Bücherverbrennung in USA durch terroristischen Brandanschlag auf das Institute for 
Historical Review. Diese Bücher sind infolge des Brandes total unbrauchbar gewor­
den. An Geistesfreiheit und Toleranz scheinen auch in den USA bestimmte Leute 
nicht interessiert zu sein. Das IH R hat sich nachhaltig für eine Revision des 
verlogenen Geschichtsbildes eingesetzt. 
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Ein tota I überflüssiger Schriftsatz 

-nichts wurde berücl(sichtigt 

An das 
Landgericht 

48 00 Bielefeld 

Betr.: AZ: 46 Js 87/83 

Udo Walendy 

4973  Vlotho 

den 31 . 12 . 1983 

"Historische Tatsachen", Heft Nr. 1 5  "Kenntnismängel der Alliierten" 

Erwiderung auf die Antragschrift der Staatsanwaltschaft vom 8. 1 2. 1 983 zur Einziehung der wissen­

schaftlichen Zeitschriften-Nummer 1 5  der "Historischen Tatsachen"- "Kenntnismängel der Alliierten" 

Grundsätzlich ist zu rügen , daß der Schriftsatz des 
Herrn Oberstaatsanwalts Schmidt im jetzigen "objekti­
ven Einziehungsverfahren " total id entisch ist mit dem 
Schriftsatz des Herrn Oberstaatsanwalts Verleger im 
Beschlagnahmeverfahren , obgleich ich mich als "Be­
schuldigter" eingehend und mühevoll mit dem Schrift­
satz des Herrn Oberstaatsanwalts Verleger sachlich aus­
einandergesetzt und die Unwissenschaftlichkeit sowie 
rechtliche Unhaltbarkeit jener Ausführungen detaill iert 
nachgewiesen habe . Mag Herr Oberstaatsanwalt Schmidt 
zu den einzelnen Darlegungen auch womöglich eine 
andere Auffassung haben , so ist es doch grotesk feststel­
len zu müssen , daß selbst bei nachgewiesenen Unmög­
lichkeiten der "Anklage " - z .B .  einen ganzen Absatz aus 
dem Buch des amerikanischen Professors Butz einfach 
zum Gegenstand dieses Verfahrens zu machen, der im 
Heft Nr. 1 5  überhaupt nicht enthalten ist! -, Herr 
Oberstaatsanwalt Schmidt sich nicht in einem einzigen 
Satz zu revidieren veranlaßt sah .  Man muß sich hierb ei 
wirklich fragen , welchen Wert dann eigentlich noch der 
Schriftsatz eines "Beschuldigten " hat! Deutlicher kann 
doch wohl kaum zum Ausdruck kommen , daß für Herrn 
Oberstaatsanwalt Schmidt eine geistige Auseinand er­
setzung gar nicht beabsichtigt ist , sondern für ihn das 
Verfahren offensichtlich ein obrigkeitsstaatlicher bzw . 
politischer Kraftakt ist , der mittels der Machtapparatur 
des Staates wie "von oben" gewünscht zu entscheiden 
sei. 

Herr Schmidt gibt seinem Schriftsatz zwei Über­
schriften mit zwei Gliederungspunkten : "Beweismittel , 
I. Angaben des Einziehungsbeteiligten , II . Augenschein­
objekte : 206 Exemplare der Druckschrift . . .  "; nächste 
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Überschrift : "Wesentliches Ergebnis der Ermittlungen ". 
Der Gliederungspunkt : Beweis f ü h r u n g fehlt . Unter 
"Ergebnis der Ermittlungen" pflegt Herr Oberstaats­
anwalt Schmidt nur zu zitieren. Die Beweisführung für 
seine abschließenden Pauschalfolgerungen fehlt völlig . 
Doch das hatte der "Beschuldigte" bereits dem Herrn 
Oberstaatsanwalt Verleger vorgehalten. 

1 . ) Zunächst wird beantragt, den Gesamtinhalt des 
Heftes Nr. 1 5 zum Gegenstand des Verfahrens zu 
machen, weil der Herr Oberstaatsanwalt Schmidt die in 
seiner Antragschrift zum o ffenbaren " Strafdelikt" 

aufgeführten Zitate aus den vorausgehenden Inhalts­
begründungen wahllo s herausgerissen hat .  Dieses ist um 
so notwendiger, als er kein einziges Zitat detailliert 
untersucht ,  als falsch bezeichnet oder gar widerlegt hat .  

2. ) Die Vorhaltungen gegen das Heft Nr. 1 5  leitet 
Herr Oberstaatsanwalt mit der Feststellung ein (und 
wiederholt dies auf S .  1 5 ), daß " Beschuldigter" Walendy 
hier " seine zwischenzeitlich hinlänglich bekannten 
Behauptungen wiederholt " .  Wenn Herr Oberstaatsanwalt 
Schmidt diese "zwischenzeitlich hinlänglich bekannten 
Behauptungen" - die ihm ja in gedruckter Form 
vorliegen müssen,  denn der Autor hat sich mit ihm noch 
nie unterhalten - bisher n ie für strafwürdig betrachtet 
hatte , warum auf einmal jetzt, da sich weder die G esetze 
in dieser Beziehung noch die Grundrechte auf freie 

Meinung usw. geändert haben? Herr Oberstaatsanwalt 
Schmidt begründet seine Auffassung hierzu mit keinem 
Wort. Warum soll eine "Wiederholung" strafbar sein, 
während die ursprünglichen Behauptungen von ihm 
nicht "geahndet" werden? Wenn beim Heft Nr. 1 5  eine 



tz, München 

· "die systematische Judenver­

nichtung" gegeben hat oder 

nicht, er hat sie also auch nicht 

bestritten. Vielmehr hat er sich 
dem Thema des Heftes ent­
sprechend ausschließlich mit 
dem damaligen Kenntnisstand 
der Alliierten befaßt und sich 
mit der neuesten diesbezüg­
lichen internationalen Litera­
tur auseinandergesetzt .  

Hätte der Herr Oberstaats­

anwalt Schmidt seine Antrags­

schrift mit dem Satz eingelei­

tet, 

Dem SpiP{{el vom 19. Juli 1982 scheint einiges aufgefallen zu sein 

"Der Autor der Druckschrift -
der Einziehungsbeteiligte U do Wa­

lendy - nimmt die Gründung eines 
'Holocaust-Ausschusses' in den Ver­
einigten Staaten zum Anlaß, eine 
Untersuchung über die Fragen, die 

sich der o.g. 'Holocaust-Ausschuß' 

selber zur Aufgabe stellte, einzulei· 

solche "Einziehung im objektiven Verfahren" der "Ver­
folgungsverjährung nicht hinderlich sei", warum bean­
tragt er nicht gleich die Einziehung auch der Publikatio­
nen, in denen die Behauptungen erstmals publiziert 
worden sind? Eine Wiederholung kann doch wohl nicht 
strafbar sein ! Sie ist bereits durch Nicht-Verfolgung der 
erstmaligen Behauptungen von der Staatsanwaltschaft 
selbst als nicht strafwürdig anerkannt. 

Hiermit wird bean tragt, alle j ene Behauptungen des 
Autoren Walendy aus dem anhängigen Verfahren 

auszuklammern, die dem Herrn Oberstaatsanwalt 
Schmid t "zwischenzeitlich hinlänglich bekannt" waren 
und die er bislang nicht für strafwürdig eingestuft hatte . 
Zu diesen Behauptungen gehört, wie er selbst auf Seite 

1 seiner Antragschrift formuliert, 

"die systematische Vernichtung von Juden in der NS-Zeit sei 
nichts anderes als Propaganda, ein tägliches Aufputschmittel einer 
daran interessierten Weltpresse und ihrer weltpolitischen 
Hintermänner, zu denen der Beschuldigte insbesondere den 

Zionismus und seine Vertreter zählt, die diese Geschichten aus 
wirtschaftlichen und politischen Gründen verbreitet haben, um 
die Gründung des Staates Israel zu erzwingen und von den 
Deutschen Wiedergutmachung zu erlangen." 

Gerade diese von Herrn Oberstaatsanwalt Schmidt 

selbst - nicht vom Autoren Walendy - formulierten 

Behauptungen funktioniert er in seiner Antragschrift 
nachfolgend ausgerechnet in die Gipfelaussagen um, 
derentwegen das Heft Nr. 15 strafwürdig sein soll. Wenn 
dies - weil Wiederho lung bisher nicht strafwürdiger 
Behauptungen - aus der Antragschrift auszuklammern 
ist, bleibt ohnehin nichts übrig. 

"Der Beschuldigte" Walendy hat sich im gesamten 
Heft Nr. 15 nic ht ein einziges Mal dazu geäußert, ob es 

ten, was die Alliierten und Zionisten bis zum Kriegsende 1945 

über den 'Holocaust' nun wirklich gewußt haben", 

so hätte er redlich das gestellte Thema erfaßt. Er 

hätte dabei zugeben müssen, daß dieses gestellte und 

abgehandelte Thema für die historische Wissenschaft 

absolut legitim, ja selbstverständlich eminent bedeutend 

ist. Bereits jedoch im ersten Satz selbst Sinnentstellendes 

zu formulieren und dem Autoren etwas unterzujubeln, 

bzw. als vom ihm geschrieben zu unterstellen, was er gar 

nicht geschrieben hat, ist empörend. 

3.) Im zweiten Teil des soeben zitierten Satzes 
( Antragschrift S. 1) kombiniert Herr Oberstaatsanwalt 
Schmid t etwas zusammen, was im Heft Nr. 15 gar nicht 
ausgeführt ist. So ist nirgendwo "die systematische 
Vernichtung von Juden" als "tägliches Aufpu tschmittel 
einer daran interessierten Weltpresse" bezeichnet, 

sondern (siehe Heft Nr. 15 S. 7 rechte Spalte) sind "die 

Geschichten angeblicher Augenzeugen, die" - und dies 
ist textlich auf die vorangehenden Ausführungen 
bezogen - "technisch und sachlich gar nicht stimmen 

können und die sich damit einer ernsthaften 
wissenschaftlichen Erö rterung entziehen'� jenes "tägliche 
Aufputschmittel". Das ist doch wohl etwas grundsä tz­
lich Anderes ! 

Es ist leider Tatbestand , daß so lche technischen 

Unmöglichkeiten und nachgewiesenen Übertre ibungen 
in der Weltpresse bisher nicht richtiggestellt bzw. auf ein 

sachliches Maß reduziert worden sind, sondern im 
Gegenteil unvermindert weiter in die Texte und 
Überschriften der Weltpresse übernommen werden. Dies 
wissenschaftlich zu monieren, muß rechtens sein. Es ist 
ebenfalls Tatbestand, daß mit Hilfe der Presse Politik 
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gemacht wird. Dies festzustellen kann auch nicht 
strafbar sein. 

So erweisen sich die Ausführungen im Heft Nr. 15 S. 
7 als sachlich richtig, die Satzkorn bination des Herrn 
Oberstaatsanwaltes Schmidt hingegen als Verfälschung 
des vorliegenden Drucktextes. 

4.) Der dritte Teil des langen Satzes des Herrn 

Oberstaatsanwalts Schmidt (S. 1 seiner Antragsc hrift) 

stellt ebenfalls eine verfälschende Gedankenkombination 
dar: 

Es ist nirgendwo im Heft Nr. 15 als Meinung des 
Autoren Walendy gedruckt, daß die "Geschichten aus 

wirtschaftlichen und politischen Gründen verbreitet" 
worden seien, "um die Gründung des Staates Israel zu 
erzwingen und von den Deutschen Wiedergutmachung 
zu erlangen". 

Was hingegen untersucht worden ist - und dies zu 

untersuchen muß ein selbstverständlich gesichertes 
Recht für die historische Forsc hung sein ! -, ist die 
Frage, wie sich maßgebende politische Vertreter des 
Zionismus selbst zu diesem Fragenkomplex geäußert 
und verhalten, wie sie ihre Politik selbst entwickelt und 
begründet haben. Da sich das Heft N r. 15 m it der 
Kriegszeit befaßt, ist es selbstverständlich, daß diesen 
Fragen in der Zeit des Zweiten Weltkrieges 
nachgegangen wird. 

Wie stellt sich der Herr Oberstaatsanwalt Schmidt 
überhaupt eine Geschichtsforschung vor, wenn er meint, 
je nach Opportunität die unabhängige wissenschaftliche 

Untersuchung der einen oder anderen weltpolitischen 
Führungsgruppe in ihrer Lagebeurteilung und in ihrem 

Handeln für strafwürdig ausgeben zu sollen? Welches 
Gesetz bietet ihm solche Auslegungskünste? Dem 

Bürger, Wissenschaftler und Forscher jedenfalls ist es 

unbekannt. Wolle er so verfahren - und das tut er 

offensichtlich gegenüber dem Auto ren Walendy!  -, so 
setzt er damit jedwede Wissenschaftsfreiheit außer Kraft. 

5.) Gegenargumente gegen die Ausführungen des 
Herrn Oberstaatsanwaltes Schmidt wären sicher nicht 
möglich, hätte er dem Auto ren Walendy nachgewiesen, 
daß die gedruckten Zitate von Nahum Goldmann, Ben 

Gurion, Chaim Weizmann, Martin Gilbert, Walter 
Laqueur oder wem auch immer falsch oder verfälscht 
seien. Doch der Herr Oberstaatsanwalt Schmidt hat 
nicht einmal den Versuch eines solc hen Nachweises 
angedeutet ! Die diesbezüglichen Passagen im Heft Nr. 15 
S. 26 + 27  hat er nicht einmal erwähnt ! Statt dessen 
erklärt er zum Straftatbestand, wenn in einer 
wissenschaftlich-historischen Auseinandersetzung auf 
Zitate j ener Männer aufmerksam gemacht wird als 
Beispiel zur Erklärung bestimmter historischer 
Entwicklungen. Wobei es besonders delikat erscheint, 
wenn Oberstaatsanwalt Schmidt, wie in seiner 
Antragschrift geschehen, Texte von Nahum Goldmann 
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und Chaim Weizmann " dem Beschuldigten" Walendy 

fälschlicherweise als dessen Meinung unterstellt und 

diese dann, weil angeblich Walendy dies äußert, zum 
Strafdelikt erklärt. 

6.) Es ist festzustellen, daß der Herr Oberstaatsanwalt 
Schmidt in seiner gesamten Antragschrift kein einziges 
vo m ihm als strafwürdig herangezogenes Zitat aus dem 

Heft Nr. 15 oder irgendeine Ausführung vom Autoren 
Walendy als im Inhalt falsch bezeichnet hat, ganz zu 
schweigen davon, daß er seinen Inhalt widerlegt hätte. 
Er hat noch nicht einmal den Vorwurf erhoben, daß die 
vom Autoren Walendy angeführten Zitate anderer 

Autoren fälschlich aus deren Zusammenhängen heraus­

gerissen und er damit einen Eindruck zu erwecken 

versucht hätte, den jene Autoren gar nicht hätten 
erwecken wollen. Da auch nicht ein einziger 
diesbezüglicher Ansatz in der Antragschrift enthalten ist, 
ist zu vermuten, daß Herr Oberstaatsanwalt Schmidt 
entweder gar kein einziges der im Heft Nr. 15 
untersuchten Bücher überhaupt gelesen hat oder aber, 
daß er keinen Ansatzpunkt für solche Vorhaltungen 
gefunden hat. In beiden Möglichkeitsfällen hätte er von 
seinen Pauschalvorhaltungen Abstand nehmen müssen. 

7.) Herr Oberstaatsanwalt Schmidt hat 14 Seiten 
seiner Antragschrift mit Ausführungen Walendy sowie 

von ihm gebrachter Zitate ausgefüllt, ohne ein einziges 

Mal  a uch nur versucht zu haben darzutun, warum, auf 

Grund welcher Formulierung der Inhalt strafwürdig sein 
soll. Meint er etwa, nur weil e r dies mit anklagend 

erhobenem Zeigefinger vorträgt, sei schon dies allein 
Beweis für eine Strafwürdigkeit? So geht es doch wohl 
nicht ! 

8.) Herr Oberstaatsanwalt Schmidt mengt 

Kommentare des Autoren Walendy unterschiedlos mit 
von ihm zitierten Äußerungen anderer Autoren oder 
Politiker wahllos durcheinander und versucht auf diese 
unfaire Weise dem zum "Beschuldigten" gemachten 
Walendy die Aussagen Anderer als strafwürdig anzu­
lasten, ohne auf den Gedanken zu kommen, jene Auto­
ren oder Politiker womöglich wegen "Volksverhetzung" 
vor den Kadi zu ziehen. 

Auch für derlei Gemenge gilt, daß der Herr Ober­
staatsanwalt Schmidt keinen Versuch unternommen hat,  
nachzuweisen, warum im konkreten Fall "Volksver­
hetzung" vorliegen soll. 

Als Beispiele hierfür seien zitiert (zunächst aus der 
Antragsc hrift S. 5 ): 

Der Herr Oberstaatsanwalt schreibt: 

"Im Zusammenhang mit einem auf Seite 8 und 9 abgedruckten 
Zitat aus dem Buch von Walter Laqueur "Was niemand wissen 



wollte: Zur Unterdrückung von Nachrichten über Hitlers 
'Endlösung' " führt der Beschuldigte folgendes aus: 

"Der Daily Telegraph meldete im März 1916, daß die 
ÖSterreicher und die Bulgaren 7 00.000 Serben vergast 
hätten. 

Vermutlich erinnerten sich manche Leser an diese 
Horrormeldungen, als der Daily Telegraph als erste Zei­
tung im Juni 1942 berichtete, 700.000 Juden seien 
vergast worden. Als nämlich der Erste Weltkrieg zu Ende 
war, stellte es sich bald heraus, daß fast alle diese 
Nachrichten entweder erfunden � und manche ihrer 
Erfinder gaben das auch zu � oder stark übertrieben 
waren . ... 

Mitte der ZwanzigerJahre gab Außenminister Austen 
Chamber lain im britischen Parlament zu, daß die Nach­
richten über die 'Leichenverwertung' jeder Grundlage 

entbehrten. Und noch im Februar 1938, am Vorabend 
eines neuen Krieges, sagte Harold Nicolson im Unterhaus, 
daß 'wir abscheulich gelogen', daß die Lügen Großbritan­
nien immens geschadet hätten und daß er hoffe, eine 
solche Propaganda nie wieder erleben zu müssen." .... 

Diese gesamten Ausführungen hat Laqueur 

selbst geschrieben. Und diese Ausführungen sind 

im Heft Nr. 15 S. 8 + 9 deutlich als Zitat-
' 

Laqueur gekennzeichnet. Wenn der Oberstaats-

anwalt Schmidt nun behauptet, "der Beschuldig­

te habe im Zusammenhang mit einem Zitat von 

Laqueur folgendes ausgeführt" und bringt dann 

den obigen Text, so hat er-entweder die deutlich 

durch Schrifttyp und Anführungszeichen gekenn­

zeichneten Zitate nicht erkannt - dann sind 

seine Vorhaltungen gegen den "Beschuldigten" 

leichtfertig -, oder er hat die erkannten Zitate in 

Ausführungen des "Beschuldigten" bewußt um­

funktioniert, dann handelt er irreführend. Beides 

ist für eine wissenschaftliche Auseinandersetzung 

und einen Strafantrag nicht tragbar. 

Bundesjustizminister Hans A. Engelhard, FDP, angetreten, den Nutzen des 

Volkes zu mehren und Schaden von ihm abzuwenden 

"Es gibt die Behauptung, daji Völkerrrwrdhandlungen nach dem Kriege auch an 
Deutschen bei der Vertreibung und anderen Vorgängen begangen worden sind." (Vgl. 
S. 35) - Doch strafbar soll das Leugnen and erer Behauptungen sein, und zwar 
ausgerechnet über solche Vorgänge, die sich n i c h t  beweiskräftig� offenkundig­
in der Öffentlichkeit reflektiert haben. 

u�o�o���o�o�o�o#o�o���O#O�o�o�o�o#o�o 
Der anschließend vom "Beschuldigten" Walendy Übersetzung ungehindert in Wahrnehmung des Rechtes 

angeschlossene Kommentar enthält lediglich eine auf freie Meinung. Dann aber muß sich ein anderer 

nochmalige Unterstreichung des von Laqueur Gesagten Autor und Verleger wegen "Volksverhetzung" usw. vor 

und eine sachliche Schlußfolgerung. Beides entbehrt Gericht verantworten, daß er diesen Sachverhalt eben-

jeglicher Strafbarkeit. Auch hier gilt: Der Herr falls zitiert! Ja, dieser Autor und Verleger muß sich 

Oberstaatsanwalt hat keinerlei H inweis dafür gebracht, sogar vorwerfen lassen, daß er u.a. mit diesem Zitat "die 

warum eigentlich die Sätze von Laqueur oder von Judenheit in ihrer Gesamtheit trifft und ihr das Mensch-
Walendy strafbar sein sollen! Was ist das überhaupt für sein abspricht", denn diesen Vorwurf zieht Herr Ober-
eine Anklagemethode! staatsanwalt Schmidt aus der Summe der von ihm 

Da setzt die britische Zeitung "Daily Telegraph" im 

März 1916 zur psychologischen Kampfanfeuerung gegen 

die Mittelmächte die Lüge in die Welt, die Österreicher 

und Bulgaren hätten 700.000 Serben vergast; dieselbe 

Zeitung veröffentlicht im Juni 1942 als erste angel­

sächsische Zeitung den gleichen Sachverhalt erneut; auch 

diesmal ohne jegliche nähere Angabe hinsichtlich Zeit­

punkt, Ort, Einzelheiten. Ein ausländischer Historiker­

Laqueur - weist auf diese ihm selbst nicht geheuer 

vorkommende Gleichartigkeit hin; ein deutscher Verlag 

- der Ollstein Verlag- veröffentlicht dies in deutscher 

aufgeschriebenen Zitate. Das ist doch ein eklatanter Fall 

von Amtsmißbrauch seitens des Herrn Oberstaatsanwalts 

Schmidt! So lassen sich doch nicht historisch-wissen-

schaftliehe Analysen reglementieren! 

Zweites Beispiel 
unfair-absie htliche 

Kommentar: 

für entweder leichtfertige oder 

Verwechslung von Zitat und 

Auf Seite 12 der Antragschrift kennzeichnet der Herr 

Oberstaatsanwalt Schmidt richtig die Ausführungen der 

Lea Fleischmann als Zitat. Doch auf Seite 13 schreibt 

er: 
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" Dazu druckte der Beschuldigte folge nden Komme ntar ab. " 

"Es ist wohl Zufall, daß dieses Buch we nige Tage vor der ' Woc he der 
Brüderlic hkeit ' ersc heint, u nd eigentl ich steht sein Inhalt im krassen 
Widerspru ch zum Sinn einer solchen Woc h e, A llerdings: Zu dem, was wir so 

gern die 'Bewältigung unserer Verga ngen heit ' nennen, gehört es auch, die 
Stim me der Unversö hnlic hen ernst zu neh men. " 

Bei dieser Art der Formulierung erweckt er mit der 
nachfolgenden Zitierung des Kommentars den Eindruck, 
als hätte Walendy diesen verfaßt und prangert ihn 

offensichtlich als strafwürdig an . In Wirklichkeit ist 
dieser nachfo lgende Kommentar im Heft Nr. 1 5  S. 32 
deutlich als Kommentar des "Hamburger A b endblatt" 
vom 7 .  März 1 980 gekennzeichnet. Der einzige 
Walendy-Kommentar hierzu macht lediglich noch einmal 
darauf aufmerksam, daß Herr Axel Springer die 
Ausführungen in seinem "Hamb urger A b endblatt " 
empfiehlt. - Und dies kann doch wohl nicht strafbar 
sein ! 

Auch in diesem Fall hat der Herr Oberstaatsanwalt 
Schmidt weder angedeutet noch dargetan, warum er die 
Ausführungen des Ha m b u rger A b e nd b latte s für straf­
würdig, z . B .  "volksverhetzend" hält , noch was er dies­
bezüglich gegen das Ha mburger A bendblatt  unterno m­
men hat . Natürlich ließ er auch ohne Hinweis , weshalb 
eine Betonung für die Empfehlung Axel Springers straf­
würdig sein soll . 

Als schließlich drittes Beisp iel von willkürlichem 
Zitat - Kommentar - Gemenge sei die Seite 12 der 
Antragsc hrift angeführt. Dort zitiert der Herr 
Oberstaatsanwalt Schmidt Ausführungen aus dem Buch 
von Prof. Arthur Butz "Der Jahrhundertbetrug" , die 
sich mit dem Talmud befassen. Er reiht sie in die 
Aufzählung der angeblich strafwürdigen Texte ein, 
obgleich sie mit dem Heft Nr. 1 5  und dem anstehenden 
Verfahren überhaupt nichts zu tun haben. Der Herr 
Oberstaatsanwalt Schmidt macht sich hier der falschen 
Anschuldigung schuldig ! 

Selbst bei diesem Beispiel verzichtet er darauf zu 
untersuchen, warum diese Aussage von Prof. Butz 
sachlich falsch oder volksverhetzend sein soll : 

" Ironie ist auch, daß die meisten sinnverwirrend erfundenen 
Darstellungen von Vernichtungen in der jüdischen Talmud­
Literatur zu lesen sind. In dieser Talmud-Literatur finden sich 
tatsächlich die einzigen 'historischen Beweise ' für wer weiß wieviel 
Massaker an J uden in der alten Geschichte . . . .  Die Talmud-Schrif­
ten waren nicht zur allgemeinen Verbreitung gedacht, und darum 
konnten sich ihre Verfasser mehr Freiheit erlauben , als die 
Urheber des 6-Millionen-Schwindels . "  

Die Einbringung dieser Passage, die, wie gesagt , in  die 
Vorhaltungen gegen die Nr. 1 5  hineingezaubert wird , ist 
als Beispiel für die Methode des Herrn Oberstaatsanwalts 
Schmidt kennzeichnend : Es soll offensichtlich der Ein­
druck erweckt werden, daß es bereits für einen deut­
schen oder amerikanischen - j edenfalls nicht-jüdischen 
- Autoren "strafbar" sei, wenn er das Thema "Talmud" 

14 

erwähnt . Aus welchem anderen Grund mag er diese 
Passage denn in seine Vorhaltungen gegen die Zeitschrift 
Nr. 1 5  eingebracht haben ? Doch nicht etwa, um zu 
suggerieren, Walendy hätte vo m " 6-Millionen-Schwin­
del' ' im Heft Nr . 1 5  geschrieben ? So unfaires Verhalten 
war doch wo hl sicher nicht seine Absicht ? 

Faßt man die drei Gemenge-Beispiele zusammen, so 
fragt man sich, was das ganze überhaupt für eine 
Argumentionsweise gegenüber einer wissenschaftlichen 
Zeitschrift seitens des Herrn Oberstaatsanwaltes ist ! 

9. )  Der Herr Oberstaatsanwalt Schmidt stellt selber 
Behauptungen o h n e  j egliche B e w e i s f ü h r u n g  
auf, offenbar in dem Gl auben, wenn e r  dies "von Amts 
wegen " tue, sei dies schon in sich erwiesen, was er 
behauptet . Der Kontrast zu dem Bemühen im Heft Nr. 
1 5, in dem jegliche Behauptung beweiskräftig - sei es 
mit Hilfe von Zitaten oder Fotodokumenten - unter­
mauert ist , ist eklatant . Durch dieses Verhalten in einer 
Auseinandersetzung mit einer wissenschaftlichen Zeit­
schrift greift er unzulässigerweise die Ehre und Würde 

des Verlegers und Autoren Walendy an und drängt ihn 
und seine Publikation in den Bereich des Kriminellen 
bzw. der Strafbarkeit . 

Nach bloßer Aneinanderreihung von Zitaten und 
Kommentaren, die nicht in einem einzigen Fall sachlich 
als falsch bezeichnet oder gar widerlegt wurden, 
schlußfolgert der Herr Oberstaatsanwalt Schmidt dann 
auf Seite 1 4  seiner Antragschrift , nachdem er noch die 
authentischen Fotos vom Schwimmbad und Theater in 
Auschwitz und des Berliner Telefonbuches von 1 941  als 
" strafwürdig" dazuzählt, daß " der Beschuldigte die 
jüdische Volksgruppe damit in ihrer Gesamtheit trifft" , 
" zum Haß aufstachelt" und "die Juden als minderwertig 
disqualifiziert und ihnen ihr Menschsein abstreitet" .  
Weiterhin fingiert er einen Satz, als habe Walendy 
geschrieben, "Die Z ionisten betrieben eine von langer 
Hand betriebene Propaganda, um finanzielle und 
moralische Vorteile . . .  zu erpressen" . 

Seine Folgerungen aus solcherart unbewiesenen 

Behauptungen entbehren gleichermaßen jedweder wis­
senschaftlichen Qualifikation, indem er " den Beschul­
digten" Walendy " auf eine Stufe mit jenen natio­

nalsozialistischen Hetzern stellt" und den Vorwurf 
anschließt, daß er d a d u r c h  " zum Haß gegen j üdi­
sche Menschen im S inne der nationalsozialistischen 
Rassenideologie aufstachelt " ,  " sie in ihrer Gesamtheit 
als minderwertig disqualifiziert und ihr Menschsein be­
streitet" . · 

Weder hat sich Walendy überhaupt "mit der jüdischen 
Volksgruppe in ihrer Gesamtheit" befaßt, noch j e  jeman­
dem " Erpressung" unterstellt oder angelastet, noch ist 



ein ein ziger Satz als " Hetze" nachzuweisen , noch hat er 

sic h mit Rassenfragen auseinand ergesetzt, ganz zu 

schweigen mit einer wie immer ge artete n " Rassenideolo­

gie",  noch irgendwie " zum Haß aufgestachelt " .  

D er Autor Walend y hat sich auch nicht ein einziges 
Mal mit der " Charakteris ierung d es j üdis c hen Charak­
ters" befaßt ,  wie es ihm Oberstaatsanwalt S chmidt auf 
Seite 1 6  seiner Antragsc hrift in offensic htl ich diskri­

minierender Ab sicht ebenfall s unterj ubelt . 

Sind diese Unterstell ungen schon unerträglich,  so 

ga nz besonders die Unterstell ung , d er Auto r  Walendy 

hätte " die Jud en in ihrer Gesamt heit als mi nd erwertig 

disqualifiziert und ihnen ihr Mensc hsein b estritten".  

Ich erkläre den Oberstaatsa nwalt Schmidt auf Grund 

dieser Vorhalt ung für befangen und verlange seine Er­

set zung d urc h einen anderen Staatsa nwalt . Im übrigen 
hat sich Herr Oberstaatsanwalt Schmidt für das an­
ste hende Verfahren allein schon d adurch d is qualifiziert ,  

daß er seinen Schriftsatz total von Oberstaatsanwalt 
Verleger überno m men hat , o hne auch n ur einen einzigen 
eigenen Gedanken beiz usteuern und o hne auch nur auf 

ein einziges Argument " d es Beschuld igten" eingegangen 
zu sein . Als " Beschuldigter" le hne ich es ab , mir von 

eine m s olchen Mann Vorhaltungen oder B el ehrungen 

über w issenschaftliche Arbeitsweise machen zu lassen . 

Ich werde gegen Herrn Oberstaatsanwalt S chmidt Klage 
wegen übler Nachrede , Verleumdung , Amtsmißbrauch 

und Verletz ung meiner Menschenwürde einreichen . 

Wen n  der Herr Oberstaat sanwalt 

Sch midt behauptet , der Autor Walendy 

" trifft die j üdische Vo lksgruppe in ihrer 

Gesa mt heit " ,  lediglic h  deshalb, weil er  

historisch- wissensc haftlich untersucht, 

wie der Kenntnisstand Q.er Weltmächte 

einschließlich der Zionisten bis Kriegs­

ende 1 945 über den "Holo caust " ge­

we sen ist, so sei die Frage erlaubt , 

welche Vo lk sgruppe er damit speziell 

meint . Jene , die in der Bundesrepublik 

Deutsc hland le bt oder alle Juden in der 

Welt ? Liegen darü ber irgendwelche Be­

sc hwerden vor o der woher weiß er das 

so gena u ?  Der Autor Walendy kann für 

so lche Schlußfolgerungen keinerlei An ­

halt spunkt e finden . Da der Herr Ober­

staatsanwalt Schmidt seine Behaup-

1 0 . )  Herr Oberstaatsanwalt Schmidt bleibt auch die 

Beweisführung dafür sc huldig , daß die vorliegende 

wissensc haftlic h-historische Untersuchung " den ö ffent­

lichen Friede n zu stö ren geeignet ist" . 

In einem Staat, der Meinungsfreiheit, Wissensc hafts­
und Informationsfreiheit garantiert,  muß ein Staatsan­

walt schon nachweisen , weshalb die bloße Wahrnehmung 
dieses R ec hte s  " den öffentlichen Frieden zu stören 
geeignet" ist. Die  bl oße Behauptung, daß die  Möglich­
keit gegeben sei, genügt da wohl nic ht.  Wenn in b ezug 
auf die Zeitsc hriften-Nr. 1 5  " Kenntnismängel der Alli­

ierten "  jemand " den ö ffentlic hen F rieden stört",  dann 

doch allenfalls jene Untolerante n ,  die anderen Bürgern 

ihr Rec ht auf freie Meinung absprec hen und abzuer­

kennen verlangen,  die eben in bezug auf historische 

Vorgänge eine andere Auffassu ng bzw. E rkenntnis hab en 

als sie selbst . Mögen diese Leu te doch bitte Geschichte 

lernen und die notwendige n F olgerunge n aus erweis­

baren Unterlagen z iehen , dann erübrigt sic h ihr dogma­

tisc he r Eifer. 

1 1 . ) Statt als Verteidiger der Grundrec hte aufzu­

treten , wozu er von Staats wegen verpflichtet  wäre, ist 

das gesamte Plädo yer des H errn O berstaatsanwaltes 

Schmidt in der Bundesrepublik Deutsc hland darauf aus­

gerichtet, die berechtigte D arl egung der deutschen Be­

l ange zur sac hlichen Klärung j ener histo rischen Vorgänge, 

die dem ganz en deutschen Volk tagtäglich als D aue rbe-

tungen nicht begründet hat , sind auch 

keine Ansätze einer Wi derlegung mög­

lich. Der Zusammenhang zwischen 

einer historisch-wissenschaftlichen Er­

örterung über Entwicklungen während 

der Krie gszeit und " Aufstachelung zum 

Haß gegen eine Volk sgruppe " ist völlig 

herbeigezaubert . 

Gestenreich versicherte Großverle ger Axel Springer bei seinem kürzlichen Besuch in 
Jerusalem dem israelischen Ministerpräsidenten Shamir erne ut die Solidarität seine s 
Hauses. Völkerfreundscha ft ist zwe ifellos wichtig. Doch über die Art der Gleichberech­
tigung der beiden Partner belehrte die Allge meine jüdische Wochenzeitung vo m 
27. 1 . 1 984 " Zur Israelreise Ko hls " :  " Die Bundesregieru ng steht in der geschichtlichen 
Verantwortung, die sie . . . .  bindet. . . .  Um so dringender halte n die Juden in der 
Bun desrepublik eine Änderu ng des Strafrechts für erforderlich , um die Verfolgung 
neo nazistischer Aktivitäten erfolgreich durchfUhren zu können. Sie gehen davo n aus, daß 
die Bundesre gierung das 21 .  Strafrechtsänderungsgesetz nun unverzüglich durchsetzt . "  
Mit Si cherheit hat Herr Axel Springer Herrn Sha mir nicht angeraten, diese oder j ene 
Gesetze in Israel durchzusetzen. 
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lastung - laut Menachim Begin "bis zur letzten Genera­
tion" ! - zugeo rdnet werden, mit Hilfe herbeigezau­
berter Vokabeln wie "Hetze",  " Rassenideologie", " Ab­
sprechen des Menschseins" ,  "Minderwertig",  " Friedens­
störung" usw. und ohne jegliche sachliche Auseinander­
setzung als strafwürdig zu deklarieren.  Er führt damit die 
Grundrechte selbst ad absurdum. 

Ein staatsanwaltschaftliches Bemühen, historische 
Forschungsergebnisse einer breiten Öffentlichkeit vorzu­
enthalten, nur weil sie den politisch, weitgehend ja  
parteipolitisch mo tivierten Darstellungen bestimmter 
Intere ssenten widersp rechen, ist eines fre iheitlichen 
Rechtsstaates unwürdig.  

1 2 . )  Der Leitende Oberstaatsanwalt beim Landgericht 

Bonn,  Dr. Drügh, hat am 27 .1 0 .1965  eine Strafanzeige 

des Verlegers Kappe-Hardenb erg (AZ :  8 Js 238/6 5 )  u.a. 

mit folgender Ausführung eingestellt : 

"Es ist allgemein anerkannt , daß die Wahrnehmung öffent­
licher Interessen durch die Presse im Hinblick auf deren 
Bedeutung im demokratischen Staat eine Rechtfertigung aus § 
1 93 StGB erfährt.  Ebenso unbestritten ist es, daß § 1 9 3  StGB auf 

die Presse auch dann anwendbar ist , wenn der R edakteur nicht 
unmittelbar oder mittelbar eigene , so ndern Int eressen der Allge­
meinheit wahrgenommen hat . J edem Staatsbürger ist durch Art. 5 

Abs. 1 Satz 1 des Grundgesetzes das Recht der freien M einungs­
äußerung gewährleistet . Die Pressefreiheit genie ßt gemäß Art. 5 

Abs. 1 Satz 2 des Grundge setzes besonderen Grundrechtsschut z.  
Im demo kratischen Staat kommt der Presse neben ihren belehren­
den, unterhaltenden und ge werblichen Interessen in erster Linie 

die öffentliche Funktio n der Kontrolle der M einungsbildung und 

der Meinungspflege zu. Daraus folgt auch, daß die Presse als ein 
besonders wichtiges Mittel der Information und der M einungs­
bildung berechtigt ist , sich in wertender Form mit Themenkreisen 

und Personen des öffentlichen L ebens zu befassen, an denen der 

politisch interessierte Staatsbürger Anteil nimmt .  So weit die 
Presse nicht nur dem Sensationsbedürfnis der Bevölkerung nach­

kommt, ist es ihr legitimes Interesse, an der D iskussion teilzu­

nehmen und die freiheitlich-demokratische Gesinnung zu fördern. 

Dabei ist es ihr auch erlaubt , in kritischer und wertender Form 

Stellungnahmen und Berichte zu veröffentlichen. Dieses Recht 

steht der Presse um so mehr zu, als sie in Erfüllung ihrer Aufgaben 

im öffentlichen Interesse darauf zu achten hat ,  ihr bedenklich 

erscheinende Vorgänge an die Öffentlichkeit zu bringen, sowie 

radikale Auffassungen und Tätigkeiten politisch a nders D enken­

der aufzuz eigen und notfalls auch zu kritisieren . . . . .  " 

Das Landgericht Bonn hat am 29 .6 . 1 966 in einem 

Rechtsstreit des "blick + bild Verlages S .  Kappe KG, 

Velbert " ( AZ :  7. 0. 2 47 /6 5 )  u .a .  folgendes dargelegt : 

" Der Rezensent gibt das Zitat gerade wieder, um durch die 
Wiedergabe (objektiver und nachprüfbarer ) Stellen aus dem Buch 
die Überzeugungskraft seiner Bewertung des Buches zu erhöhen. 
Die Zitate werden demnach als wirkliche Zustände mitgeteilt, 
nicht bloß als Pointierungen oder gedachte Konkretisierungen 
dessen, was der Autor nach M einung des Rezensenten seiner 
ganzen Einstellung nach vielleicht hätte sagen können. 

Davon unberührt bleibt freilich, daß es sich bei der A u s -
w a h I der Zitate um ein Werturteil des Rezensenten darüber 
handelt, welche Stellen des Buches er gerade für typisch und 
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charakteristisch ansieht . . . . . 
Es ist ohne Belang, daß der Rezensent sich bei der Besprech­

ung auf einige wenige Zitate aus dem Buch beschränken muß . . . . .  
Gerade,  wenn der Buchautor seine Ansicht umschreibt und 

verschleiert, muß es dem Rezensenten gestattet sein, den Aussage­
kern pointiert hervorzuheben. 

Dabei ist zu beachten, daß keine übersteigerten Anforderungen 
an die wortgetreue Wiedergabe von Zitaten gestellt werden dürfen; 
denn die Sorgfaltspflichten des J o urnalisten dürfen nicht über­
spannt werden (vgl . Runge, GRUR 1 96 4 ,  5 6 5 ;  BGH GRUR 1 9 6 3 ,  
6 3 8 - kleinlicher Prüfungsmaßstab ist fehl a m  Platze) . . . . .  " 

Diese Zitate mit amtlicher Aussagekraft werden hier 

in dieses Verfahren mit eingebracht, weil sie deutlich 

machen , von welchen selbstverständlichen Voraussetzun­

gen ein Publizist in der Bundesrepublik Deutschland 

ausgehen kann, sowohl bei der Untersuchung histori­

scher Fakten , als auch bei der Kritisierung von führen­
den Persönlichkeiten , wobei deren Herkunft keinerlei 

Rolle spielt . Es ist also auch völlig legitim, ein Zitat von 

Nahum Goldmann über Chaim Weizmann zu veröffent­
lichen , in dem dieser Chaim Weizmann als verlogen 
bezeichnet . Völlig unverständlich ist nur, wenn dann ein 
Oberstaatsanwalt dem Zitierer jene Vorwürfe macht ,  die 

bereits mehrfach erwähnt worden sind , zumal der Zitie­

rer tatsächlich jeweils w o r t g e t r e u zitiert und 

nicht etwa sinnentstellend zitiert hat . 

1 3. )  Zum Grundrecht der Wissenschaftsfreiheit (Art. 
5 Abs. 3 GG ) hat das Bundesverfassungsgericht im 
Beschluß vom 1 . 3 . 1 978 (NJW 1 97 8 ,  162 1 )  unter 
Bezugnahme auf seine grundsätzlichen Ausführungen im 
Hochschulurteil (BVerf. GE 39,79 1 1 2  ff = NJW 197 3, 
1 176 )  u.a.  ausgeführt : 

" Damit sich Forschung und Lehre ungehindert an dem Be­
mühen um Wahrheit ausrichten können, ist die Wissenschaft zu 
einem von staatlicher Fremdbestimmung freien Bereich persön­
licher und autonomer Verantwortung des einzelnen Wissen­
schaftlers erklärt worden. Damit wird zugleich zum Ausdruck 
gebracht, daß Art. 5 111 GG nicht eine bestimmte Auffassung von 
der Wissenschaft oder eine bestimmte Wissenschaftstheorie 
schütze n  will. Seine Freiheitsgarantie erstreckt sich vielmehr auf 
jede wissenschaftliche Tätigkeit, d.h. auf alles, was nach Inhalt 
und F orm als ernsthafter planmäßige r Versuch zur Ermittlung der 
Wahrheit anzusehen ist. Dies folgt unmittelbar aus der prinzi­
piellen Unabgeschlossenheit j eglic hen wissenschaftlichen Be­
mühens. Diese in Art. 5 111 G G  enthaltene Wertentscheidung 
beruht auf der Schlüsselfunktion, die einer freien Wissenschaft 
so wohl für die Selbstverwirklichung des einzelnen als auch für die 
gesamtgesellschaftliche Entwicklung zukommt. 

Eine ausdrückliche Beschränkung der Wissenschaftsfreiheit er· 
gibt sich lediglich au s Art. 5 111 2 GG, wonach die Freiheit der 
Lehre nicht von der Treue zur Verfassung entbindet. Die Aus­
legung und Bedeutung dieses Satzes ist in der bisherigen Recht· 
sprechung des BVerfG noch nicht geklärt und in der Literatur 
umstritten. 

Auch die Wissenschaftsfreiheit kann nicht grenzenlos sein; ein 
F orscher darf sich z . B. bei seiner Tätigkeit, insbesondere bei 
et waigen Versuchen, nicht über die Rechte seiner Mitbürger auf 

Leben, Gesundheit oder E igentum hinwegsetzen. Aus den 
gleichen Gründen wie bei der Kunstfreiheit gelten bei der Wissen· 



sc haftsfreiheit die in Art. 5 II u n d  Art. 2 1  GG genannte n  
Schranken jedoch n ic ht, so daß auch etwaige Einsc hränkungen 
der Wissensc haftsfreiheit nur aus der Verfassung selbst herzuleiten 
sind Die Ko nfli kte zwischen der Gewährleistung der W issen­
sc haftsfre iheit und dem Sc hutz anderer verfassu ngsrec htlich 
garan tierter Rec htsgüter müssen daher n ac h  Maßgab e der grundge­
setzliehen Wertordnung und unter Berücksic htigung der Einheit 
die ses Wertsy stems durc h  Verfassungsauslegun g gel öst werden. 

In diesem Spannungsv erhältnis ko m m t  der Wissen schaftsfre i­
heit gege nüber de n mit ihr kollidi erenden , gleichfalls ver fassungs­
rechtlich gesc hüt zten Werten nicht schlechthin Vorrang zu. Auch 
ohne Vorbehalt ge währte F re iheit sre chte müssen im Rahm en 
ge meinsc haftsgebundener Verantwortung ge sehen werden (vgl . 
BVerfG E 30, 1 7 3 - 1 9 3  = NJ W 1 9 7 1 ,  1 645 mw. Nac hw . ) .  

D i e  durc h die Rüc ksichtnahme a u f  kollidiere nde Verfassungs­
werte notwendig werde nde Grenzziehung oder Inhaltsb estimmung 
kann nic ht generell , sondern nur im E inzelfall durch Güterah­
wägung vorge nom m en werden. Dab ei muß die Abwägung der 
Wertprin zipien der Verfass ung, insbeson dere der B e deutung der 
miteinander kollidiere nden Gru ndre chte , und dem rechtsstaat­
liehen Grundsatz der Verhältnismäßigkeit unter 

vermitteln .  

Der Autor Walendy hat sich mit den neuesten Publi­
kationen zum gestellten Them a auseinanderg esetzt und 
damit den neuesten Erkenntnisstand der internationalen 
Publizistik untersucht. Nirgendwo hat er geschrieben, 
daß damit der wissenschaftliche Erkenntnisfortschritt als 
abgeschlossen zu betrachte n sei. Ein " ernsthaftes Be­
mühen zur Ermittlung der Wahrheit " ist gar nicht denk­
bar, ohne sich mit den neuesten Publikationen der 
internation alen Literatur auseinand erzusetz en. Walendy 
hat somit das Optimum dessen getan, was überhaupt ein 
Wissenschaftler tun kann ! 

Doch das , was H err Oberstaatsanwalt Schmidt " dem 
Besc huldigten" Walendy ohne Beweisführung unter­
jubelt, praktiziert er selber:  Er selbst weist Behaup­
tungen " als endgültig fe ststehend" aus , " die nichts V or­
läufiges an sich haben", indem er die Globalbehaup-

Wahru ng der Einheit des Grundgesetzes Rechn ung 
tragen.  Zugunsten der Wissenschaftsfreiheit ist stets 
der die sem Freiheitsrecht zugrundeliege nde Geda nke 
mit zu berücksi c htige n ,  daß gerade eine vo n gesell­
sc haftlichen Nützlichke its- und po litisc he n Zweck­
mäß igkeitsvo rstellungen b efre ite Wissenschaft dem 
Staat und der Ge sellschaft im Ergebnis a m  besten 
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Skandal in Wien 

dient . " 

Der ehemalige Bundeskanzler Helmut 
Schmidt - oder gelten heute wo möglich wie­
der neue Richtlinien,  dann aber sollten sie 
bewiesen und nicht nur behauptet werden ! ­
hat auf dem Historikertag am 4 .  Oktober 
197 8 in Harnburg zum Ausdruck gebracht , 
daß sich die Geschichtswissenschaft "nicht 
von aktuellen Interessen und Fragestellungen 
leiten lassen" dürfe , sondern sich "zu den 
Ko nflikten stellen " müsse , d aß sie " ihre Ver­
pflichtung zu Toleranz und Meinungsplura­
lismus ernst nehmen und darin sogar Vor­
bilder setzen " ,  daß "die Pluralität der Mei­
nungen und Positio nen allen Widerständen 
zum Trotz bejaht und auch tatsächlich ver­
wirklicht werden" müsse , daß "für die Wissen­
schaft der Wille zur Wahrheit verbindlich " sei.  

( B u l le t i n  - ·  Presse- u nd I nfnr mat io n sa mt der B u ndes­
regie r u n g  Nr.  1 1 4/S .  1 065 - 1 07 2 ,  den 1 0 . Oktober 1 97 8 )  
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Die Gedanken-

polizei schlug zu 

Der englische Historiker 
David Irving wurde in Wien 
festgenommen und des Lan­
des verwiesen 

Der ausländische Historiker  hätte in seinen Vorträgen Thesen vertreten , die 
das Geschichtsbild des herrschenden Systems schlichtweg als Manipulation ent­
l arven würde . U m  dies i m  Keime zu e rst icke n ,  erhält die Gehei mpolizei Order ,  
den Wissenschafter sofort bei Grenzübertritt dingfest zu machen und außer  Lan­
des zu deportieren . Dennoch gelang es ihm , unerk annt die Grenze zu passie­
re n und in die Hauptstadt zu kom men . Dort erst wurde er nach c tner  rasch e t n ­
herufenen Pressekonferenz v o n  e inem G roßaufgebot v o n  Geheimpolizisten 
festgenommen und sofort abgeschoben . Seine Vorträge fanden nicht statt , die 
spe ktakulären Ergehnisse se iner  zeitgeschichtl ichen Forschungsa rbe it  gelang­
ten nicht an  die Öffen t l ich keit des Landes , die "Staatsraiso n "  hatte über die Frei­
hei t  gesiegt . 
A ! l  dies ist i m  J u n i  dieses J a h res tats�ichl ich vorgefal len , nicht in e iner  von 
Kommunisten behe rrschten Volksrepubl ik  und nicht in  e iner  lateinamerikani­
�;chcn M i l i tärdi ktat u r .  sonde rn - i n  d e r  demokratischen Republik Öste rre ich . 

Um dem A utoren Walendy über die Rechte auf freie 
Meinung auc h  jene auf Wissenschaftsfreiheit ab zu­
sprechen, behauptet der Herr Oberstaatsanwalt Schmidt 
kurzerhand ohne Beweisführung in seiner Antragschrift 
auf Seite 1 5 , die Zeitschriften-Nr. 1 5  enthalte " ke in 
ernsthaftes,  planmäßiges Bemühen zur Ermittlung d er 
Wahrheit " ,  sondern enthalte lediglich "Propaganda mit 
scheinbarer Wissenschaftlichk eit " ,  wobei "der Beschul­
digte Walendy andere für sich sprechen läßt " .  Seine 
Methode ist insoweit das Zitat, das für ihn das Mittel ist, 
dem Leser seine Ergebnisse, die nichts Vorläufiges an 
sich hab en, sondern für ihn endgültig feststehen,  zu 

D O D D D D D D D O D O D D D D O D D D D D D D D O D D D D  

tungen aus dem Jahre der deutschen Kapitulation 1 9 4 5  
auch heute noch - 1 9 8 3 - unverändert aufrec hterhält 
und für die Zukunft zu erhalte n sucht,  ohne sic h  
überhaupt auch nur i n  Detailfragen an Hand neuer 
wissenschaftlicher Erke nntnisse zu revidiere n. Ja , er 
treibt es noch sc hlimmer:  Er deklariert neue Erkennt­
nisse in historischen Detailfragen zum Strafdelikt ! Das 
sollte einmal de r Autor Walendy wage n ! Das gehört zu 
jene n  Methoden, " die den öffentlichen Frieden stören" ; 
dies aber betre ibt Herr Oberstaatsanwalt Schmidt, nic ht 
hingegen "der Besc huldigte" ! 
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1 4. )  Die Behauptung des Herrn Oberstaatsanwalts 
Schmidt, daß die in der Zeitschrift Nr. 1 5  vermittelten 
Zitate für den Autoren Walendy "nichts Vorläufiges an 
sich haben , sondern für ihn endgültig feststehen", ist 
willkürlich herb eigezaubert und auch nicht in Ansätzen 
versucht worden zu beweisen . 

Wären "Quellen für ihn von vornherein nicht beweis­
fähig" ,  dann wäre doch wohl sicher nicht "seine Me­
thode insoweit das Zitat " ,  wie Herr Oberstaatsanwalt 
Schmidt auf Seite 1 5  seiner Schrift vermerkt . Zitate 
führender Politiker oder Historiker sind in der Tat 
"Quellen" ,  und Autor Walendy hat sie sehr zahlreich für 
seine Beweisführung verwendet . Es ist also objektiv 
unwahr,  wenn Herr Oberstaatsanwalt Schmidt schreibt, 
"Quellen sind für ihn von vornherein nicht beweisfähig" . 
Der Herr Oberstaatsanwalt Schmidt wird hiermit aufge­
fordert, für diese und auch die anderen Behauptungen 
die Beweise zu liefern oder seine Unterstellungen zurück­
zuziehen ! Wenn Walendy Behauptungen aufgestellt hat 
in bezug auf gefälschte Dokumente oder Falschaussagen 

- so etwas soll es ja geben! -, dann stets bezogen auf 
einen konkreten Fall mit konkreter Beweisführung ! 
Und das wird ja  wohl noch erlaubt sein ! 

Würde der Autor Walendy auch nur einen einzigen 
solchen unqual ifizierten , wissenschaftlichen Denkkate­
gorien Hohn sprechenden Satz publiziert haben, so 
würde Herr Oberstaatsanwalt Schmidt mit vollmundiger 
Empörung darüber herziehen. Doch einen solchen Satz 
findet er in den Walendy-Publikationen nicht . Er dage­
gen kann offenbar Vorwürfe frei nach Belieben kon­
struieren und zwar ohne Rücksicht darauf, ob sie stim­
men oder nicht . Und dies , obgleich er als Staatsanwalt 
verpflichtet ist , auch Tatbestände,  die zugunsten des 
" Beschuldigten" sprechen , zu berücksichtigen! 

Ausgerechnet das, was der Herr Oberstaatsanwalt 
Schmidt "dem Beschuldigten" vorwirft , "sich nicht mit 
den Quellen wissenschaftlich auseinanderzusetzen",  ist 
jeder Seite der Antragschrift des Herrn Oberstaats­
anwalts Schmidt zu entnehmen .  Er hat sich mit keiner 
einzigen der vielen zitierten Quellen auseinandergesetzt . 

1 5 . ) 
Leider ist dies , " sich nicht mit den Quellen wissen­

schaftl ich auseinanderzusetzen" , auch im erstinstanz­
lichen Urteil des Amtsgerichts Bad Oeynhausen durch 
Herrn Richter Peuker geschehen ( Beschluß vom 
26 .4 . 1 983 , AZ : 5 Gs 222/8 3 ), leider gleichermaßen im 
Landgerichtsbeschluß zum Beschlagnahmeverfahren ( Qs 
928 /83 ( IV)  LG Bielefeld ) .  

Im Amtsgerichtsbeschluß lauten die einzigen inhalts­
bezogenen Sätze zwecks Beschlagnahm e:  

"Der Autor versucht, die historisch erwiesene Tatsache zu 
widerlegen, daß während der N S-Zeit auf Betreiben der damals 
politisch Verantwortlichen Millionen jüdischer Menschen ihr Le­
ben verloren haben. Anders lautende Berichte werden als Lügen, 
bewußte Irreführung und Propaganda hingestellt. " 
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Schon der V e r s u c h soll hiernach strafbar sein! 
Dabei ist Wissenschaft ohne Zweifel an vorgetragenen 
Behauptungen und Versuche gar nicht denkbar! 

Weder ist es das Anliegen noch Gegenstand des 
Heftes, sich darüber zu äußern, was wirklich im Zuge der 
"Endlösung der Judenfrage" geschehen ist - dafür ist 
das Thema viel zu komplex, als daß es in 40 Druckseiten 
abgehandelt werden kann -, sondern es ist ausschließ­
lich Anliegen und Gegenstand , was die Alliierten in Ost 
und West sowie die weltweit organisierten Zionisten bis 
Kriegsende 1 9 45 davon gewußt haben .  Das Ergebnis : sie 
haben darüber so gut wie nichts gewußt! Dieses Faktum 

ist durch vielerlei Recherchen inzwischen belegt .  Man 
kann es nicht mehr aus der Welt schaffen . Und wozu 
sollte man es auch versuchen zu verheimlichen oder 
womöglich zu unterdrücken? Weder ist die Unter­
suchung noch die Feststellung dieses Faktum s strafbar. 
Weder die Untersuchung noch die Feststellung dieses 
Faktums sind identisch mit einer Untersuchung oder 
Feststellung dessen, was nun wirklich im Zuge der 
" Endlösung der Judenfrage" geschehen ist . Das sind 
zwei ganz verschiedene Sachverhalte. Herr Amtsrichter 
Peuker hat diese Sachverhalte nicht auseinandergehalten. 
Er hat auch dem Autoren Walendy fälschlicherweise 
vorgeworfen - und zwar pauschal! : 

"Anders lautende Berichte werden als Lügen, bewußte Irre­
iiihrung und Propaganda hingestellt . "  

Solche Pauschalvokabeln gegenüber einer detailliert 
vorgetragenen , jeweils konkret bewiesenen wissenschaft­
lichen Sachschilderung bedeuten eine A ußerkraftsetzung 
der Wissenschaftsfreiheit kraft Richterbeschluß . Als ob 
es keine Lügen , bewußte Irreführung oder Propaganda 
gegeben habe od er gebe! Wann sind diese Machenschaf­
ten eigentlich einmal vom Herrn Staatsanwalt angepran­
gert worden? Sie haben seit Jahrzehnten freies Spiel! 
Konkrete Untersuchungen dieser Verhältnisse werden 
mit Pauschalvo kabeln verurteilt . So etwas kann doch 
nicht unwidersprochen als Sinngehalt der Grundrechte 
akzeptiert werden! 

Leider hat sich das Landgericht Bielefeld hinter die 
Formulierungen und Auffassungen des Amtsgerichtes 
Bad Oeynhausen gestellt , ohne den wirklichen Inhalt der 
wissenschaftlichen Darlegungen im Heft Nr. 1 5  als etwas 
anderes zu erkennen, als ihm mit den vorgetragenen 
Vorwürfen seitens der Staatsanwaltschaft und des Amts­
gerichts Bad Oeynhausen unterstellt wird . Leider folgte 
das Landgericht im Beschlagnahmeverfahren der Art der 
Pauschalvorwürfe und erklärt auf diese Weise zum Straf­
tatbestand , wenn ein deutscher Historiker mit konkreter 
wissenschaftlicher Beweisführung nachweist , daß z .B. 
Nahum Goldmann davon schrieb, "wie man mit Ge­
schichten erzählen Millionen verdient",  oder wie er im 
Eiltmore Hotel in New York 1 942 Prophezeiungen üb er 
die Vernichtung von 6 Millionen Juden durch Deutsch-



land machte und selbst zugab , dafür keine Beweise zu 

haben , oder wenn ein deut scher Historiker nachweist , 

daß Herr Lichtheim aus der Schweiz den A merikanern 

den Rat gab , " Laßt Eure Phantasie walten , Freunde",  

oder wenn er nachweist , daß weder die amerikanische 

noch die britische Luftwaffe den ganzen Krieg über 

etwas von einem Vernichtungszentrum in A uschwitz 

gewußt oder mit Hilfe ihrer Luftbilder erkannt haben. 

Ich könnte diese Aufzählung fortsetzen. Im Heft Nr. 1 5  
sind nur solcherlei konkrete Fälle benannt und nachge­

wiesen worden . 

" E s  sei durch wissenschaftliche Erkenntnisse in keiner Weise 
nachgewiesen, daß während der Herrschaft des Dritten Reiches 
überhaupt eine nennenswerte Anzahl von J uden getötet worden 
sei. " 

Es widerspricht allen wissenschaftlichen Denkkate-

Ich mache für dieses "objektive Einziehungs­

verfahren" noch einmal ausdrücklich darauf aufmerk­

sam, daß eine solche Aussage in dem beschlagnahmten 

Heft n i c h t enthalten ist ,  schon aus dem Grunde 

nicht , weil dieser Sachkomplex nicht Gegenstand der 

Untersuchung dieses Heftes ist . Gleichermaßen ist der 

Formulierung im Landgerichtsurteil des Beschlagnahme­

verfahrens zu widersprechen , wo es paus chal heißt : 

gorien , Detailbelege dieser Art mit Pauschalvorwürfen " Säm tliche insofern genannten Zahlen seien nicht an der 

anzuprangern und zu kriminalisieren . Es gibt auch kein Realität orientiert , sondern der Phantasie entsprungen. "  
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Nirgendwo hat der Autor 

Walendy derartiges geschrie­

ben. " Sämtliche insofern ge­

nannten Zahlen" - eine solche 

P a uschalformulierung kann 

dem Autoren Walendy weder 

in diesem Sachkomplex noch 

sonst in der Gesamtheit seiner 

zahlreichen Schriften irgendwo 

nachgewiesen werden. Derar­

tige Pauschalformulierungen 

lehnt er als Wissenschaftler von � � 
� � vornherein ab. 
� � s: s: 
� � Da der Landgerichtsbe-
� � 
� � schluß im Beschlagnahmever-

� � fahren keine weitere Aussage 
2 2 
� � zum Inhalt des beschlagnahm-

� � ten Heftes enthält, kann nur 
� e 
� � noch einmal wiederholt wer-

� Hier kam der Staatsanwalt Hier rührte sich kein � den, daß auch diese Instanz 

� Staatsanwalt � sich nicht mit den Quellen der 
-t: Das Ha kenkreuz links in der Brosche der Arbeitsm ai d  ist offenbar e 3' � A u seinandersetzung befaßt 
� sehr gefäh rlich ; jenes rechts im Bil d  von Rudolf Augstein abgesegnet e ::? ( N äheres h i er über in D e u t s c h e  Wo c h en z e i t u ng , Rosenh e i m ,  vo m 28 . 1 . 1 983)  ":? hat .  
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Gesetz, das solches zuläßt oder gar vorschreibt. Wie soll 

denn eine wissenschaftlich-historische Untersuchung 

anders vorgenommen werden ,  als mit solchen Detail­

untersuchungen? Solche Detail untersu chungen sind legi­

tim und durch die Grundrechte abgesichert. Wenn es 

schließlich Herrn Lichtheim erlaubt war ,  zur Phantasie 

aufzufordern , dem Historiker Martin Gilbert erlaubt 

war , davo n zu berichten , es dem Verlag C . H. Bec k 

erlaubt war, dies zu publizieren , dann verlangt es die 

Gleichheit eines jedem vor dem Gesetz, daß es auch 

einem Autoren Walendy erlaubt sein mu ß ,  diesen Sach­

verhalt zu zit ieren , zumal er historisch einen nicht 

unbedeutend en Stellenwert hat .  

Im Bes chlagnahmeverfahren hat das Landgericht ei­

nen weiteren Satz angefü gt ,  der in dem beschlagnahmten 

Heft ni cht enthalten ist , nämlich : 

Wenn "dem Beschuldigten" solches Verhalten , " sich 

mit den Q uellen nicht wissenschaftlich auseinanderzu­

setzen" - ein Vorwurf , der im vorliegenden Fall ohne­

hin völlig sachwidrig und daher unberechtigt ist ! -, al s 

Strafdelikt angelastet wird , kann ein solches Verhalten 

für andere nicht rechtens sein.  Artikel 3 GG verlangt die 

Gleichbehandlung eines jeden Menschen ! 

In keinem der genannten Gerichtsurteile findet sich 

ein Detailbeleg dafür, daß dieser oder jener Satz der 

Zeitschriften-Nr. 1 5  fals ch oder strafbar sei, daß ein 

veröffentlichtes Zitat fehlerhaft oder in einen fals chen 

Zusammenhang gestellt worden sei . Sondern es wird 

verfügt , was als " feststehende Tatsache" zu gelten habe 

und nicht angezweifelt werden dürfe . Dieses Nicht ­

Anzweifeln-dürfen steht zwar in keinem Gesetz , sondern 

ist lediglich in einem Bundesgerichtshofbeschluß in ei -
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nem Zivilverfahren im Herbst 1 9 7 9  erwähnt worden und 
kann doch auf keinen Fall auf ernsthafte wissenschaft­
liche Untersuchungen angewendet werden , es sei denn, 
man hebelt das Grundrecht auf Wissenschaftsfreiheit 
kraft oberstem Richterspruch außer Kraft . 

1 6. )  Um die Aberkennung der " Wissenschaftlichkeit" 
für die Zeitschriften-Nr. 1 5  noch breiter auszuführen, 
behauptet der Herr Oberstaatsanwalt Schmidt, " der 
Beschuldigte bediene sich ftir die Vermittlung der von 
ihm erwünschten Zitate auch solcher Schriften, deren 
Verfassern er die wissenschaftliche Qualifikation ab­
spricht, sofern ihre Ausführungen nur Abhandlungen 
enthalten, die seinen Zielen (" nicht"· - wurde wohl 
vergessen ) zu dienen geeignet sind" .  

Hierzu sei  nur festgestellt, daß Walter Laqueur, 
Martin Gilbert, Nahum Goldmann, Glas-Larsson, 
Klieger, Raul Hilberg die neuesten Exponenten in der 
diesbezüglichen internationalen Literatur darstellen. Sie 
sind also keineswegs "willkürlic h ausgesucht",  und ent­
halten somit nicht nur "Abhandlungen", die vom Auto­
ren Walendy erwünscht oder nicht erwünscht sind. Aber 
selbst wenn es anders wäre , - wäre das strafbar, Autoren 
nach seinen Wünschen auszuwählen? Wenn "der Be­
schuldigte" jemandem wissenschaftliches Bemühen, 
Sachlichkeit oder Logik abspricht, dann hat er dies am 
konkreten Beispiel belegt. Und das ist ja wohl noch 
erlaubt ! Nicht erlaubt hingegen sind jene Pausc halvor­
würfe des Herrn Oberstaatsanwaltes  Schmidt, die er 
n i c h t am konkrete n  Beispiel belegt ! 

1 7  . ) 
Selbst wenn unterstellt werden sollte - was wed er 

durch Herrn Oberstaatsanwalt Schmidt noch durch die 
beiden bisherigen Gerichtsinstanzen im Beschlagnahme­
verfahren geschehen ist -, irgend eine Darlegung in der 
Zeitschriften-Nr. 1 5  sei falsch, so kann sie deshalb 
immer noch nicht gleichzeitig als rechtswidrig angesehen 
werden. Für die Rechtswidrigkeit bedarf es einer be­
sonderen Begründung. Sie ist nur dann anzunehmen, 
wenn sie unlauter ist , wider b esseren Wissens geschieht 
oder eine bewußte Irreführung betrifft (Adolf Arndt , 
NJW 1 964,  1 3 1 0 ,  1 3 1 3 ) . Solche Vorhaltungen hat Herr 
Oberstaatsanwalt Schmidt "dem Beschuld igten "  weder 
gemacht noch nachgewiesen. 

Es sei no ch einmal wiederholt, daß der Herr Ober­
staatsanwalt Schmidt nach 1 4  Seiten Antragschrift 
pauschale Schlußfolgerungen zieht, ohne sich mit einem 
einzigen gedruckten Satz im Heft Nr. 15 konkret aus­
einanderzusetzen .  Er hat es somit t o t a I versäumt, 
nachzuweisen , welcher Satz sachlich falsch und warum 
er s t r a f  w ü r d i g sei. Auf diese 16 Seiten Antrag­
schrift sind somit gar keine Antworten möglich, da nichts 
konkret angegriffen worden ist. Beweisanträge erübrigen 
sich daher, weil eine Weiterführung historischer Wissen-
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Schaftserkenntnis nicht mit den Methoden der Justiz 
gewährleistet werden kann und im Grundgesetz auch 
nicht vorgesehen ist. 

Wenn, wie es den Anschein hat, der Herr Oberstaats­
anwalt Schmidt keines der in der Zeitschriften-Nr. 1 5  
untersuchten Bücher, also von Laqueur, Gilbert, Glas­
Larsson,  Klieger, Nahum Goldmann usw. , überhaupt 
gelesen hat, wie will er sich dann sachgerecht über 
wissenschaftliche Arbeitsweise im Bereich der Ge­
schichtsforschung ein Urteil bilden oder gar dafür die 
Maßstäbe setzen bzw. richten? Denn "der Beschuldigte" 
Walendy hat zweifellos die Arbeitsweise der anderen 
Autoren seiner eigenen Diktion zugrundegelegt. Die 
Freiheit der Wortwahl der anderen steht auch " dem 
Beschuldigten" zu . 

1 8 . )  In zahlreichen Urteilen hat das Bundesver­
fassungsgericht die Bedeutung unterstrichen, die dem 
politischen Schrifttum im demokratischen Staat bei der 
Förderung der politischen Meinungsbildung zukommt. 
Denn die im Art. 5 Abs. 1 ,  S. 1 GG geschützte Freiheit 
der Meinungsäußerung und die Wichtigkeit der Freiheit 

in Vertretung politischer Auffassungen steht nicht nur 
der Presse, sondern auch dem politischen Schriftsteller 
und Historiker zu. Dieses Recht dient nicht nur der 
Presse wie der Persönlichkeit des politischen Schriftstel­
lers und Historikers selbst, sondern der Bevölkerung in 
ihrer Gesamtheit, die ein berechtigtes Interesse daran 
hat, von der Meinung und Auffassung der Presse wie des 
politischen Schrifttums Kenntnis zu erhalten. 

Näheres darüber ist im Urteil Höllenfeuer des VI. 
Zivilsenats BGHZ 45 ,  296 ,  307 ,  308 ausgeftihrt , te il­
weise unter Bezug auf die Entscheidungen des BVerfGE 
7 ,  198 ; 12 ,  1 1 3 .  Dort wird das Recht auf Pressefreiheit 
als unmittelbarer Ausdruck der Persönlichkeit in der 
Gesellschaft und damit als eines der vo rnehmsten 
Menschenrechte bezeichnet . Darüber hinaus sei es 
schlechthin konstituierend,  ind em es den geistige n 
Kampf, die freie Auseinandersetzung der Ideen und 
Interessen gewährleiste, die für das Funktionieren der 
Staatsordnung lebensnotwendig sei. Jedem Staatsbürger 
sei das Recht gewährleistet, an der öffentlichen Diskus­
sion teilzunehmen. 

In der o. a. Bundesgerichtshofsentscheidung des VI. 

Zivilsenats wurde die Klage gegen die Verlegerin der 
Wochenzeitung "Der 8tem " ,  die sich auf die schweren 
Vorwürfe der "leichtfertigen Verfälschung",  der "Kon­
fessionshetze" ,  sein Maßstab sei "die Straße" stützte , 
abgewiesen. Der VI .  Zivilsenat hatte befunden, daß die 
Vermutung f ü r  die Zulässigkeit der freien Rede 
streite , wenn es um einen Beitrag zum geistigen 
Meinungskampf in einer die Öffentlichkeit wesentlich 
berührenden Frage handle . Um die freie Diskussion 
gemeinschaftswichtiger Fragen zu sichern , kann, so führt 
das Urteil aus,  geboten sein, den Schutz privater Rechte 



dahinter zurücktreten zu lassen. Weiter wird ausgeführt, 
ge genüber de m Wagn is der Freiheit sei es hinzunehmen, 
daß das Recht dem Betroffenen nicht gegenüb er j eder 
unange messenen scharfen Me inungsäußerung Schutz ge­
währt. 

Das genannte Urteil nim mt dabei auch auf die Ent­
scheidung des Bundesverfassungsgerichts BVerfGE 1 2 ,  
1 1 3  = NJW 1961 ,  8 1 9  ff Bezug. Dort hat das Bundesver­
fassungsgeric ht dem Grundrecht der freien Meinungs­
äußerung ebenfalls besondere Bedeutung zugebilligt .  
Auc h  " der Art" der M einungsäußerung sei  von R ec hts 
wegen große Fre iheit zu ge währe n .  

I n  der Entsc heidung des BVerfG N J W  1969 ,  1 1 6 1  
hat das BVerfG durch Art. 5 Abs. 1 S .  1 G G  selbst 
einen Boy kottaufruf für zulässig erachtet, wenn er als 

Mittel de s geistige n Meinungskampfes in einer die 
Öffentlic hkeit we sentlic h berührenden Frage eingesetzt 
wird, wenn also keine private Auseinandersetzung, 
sondern die Sorge um politische , wirtschaftliche, soziale 
oder kulturelle Belange der Allgeme inheit zugrunde 
liegt .  

Der Antrag des Herrn O berstaatsanw alts S chmidt 
wid erspric ht allen diesen Grundsatz entscheid ungen und 
läuft im Ergeb nis auf eine Knebel ung des politisch­
historischen Schriftums hinaus . 

Weder in d er Amtsgerichtsentscheid ung vo n Bad 
Oeynhausen noch im Landgerichtsb eschluß d es Be­
schlagnahmeverfahrens ist berüc ksichtigt worden , d aß 
der Herr Ob erstaatsanwalt Verl eger - gleiches prakti­
ziert Oberstaatsanwalt Schmidt - eine Grundrechtsver­
letzung fordert und daß dieser Grund rechtsverletzung 
bisher stattgegeben worden ist , ohne sich mit dem Art . 5 

GG oder auch and eren Grund rechtsparagraphen ausein­
and ergesetzt zu hab en. 

Die Anwendung der in dieser Entscheidung niederge­
legte n Grundsätze, auf qie sich die genannte n Beschlüsse 
stützen, muß daher ohne weiteres zu einer Abweisung 
des staatsanwaltschaftliehen Antrags auf Einziehung der 
Schrift " Kenntnismängel der Alliierten " im obj e ktiven 
Ve rfahren fuhren, eb enso wie sie zur Einstellung eines 
Strafverfahrens gegen " den Beschul digte n "  Walendy 
hätte n führen müssen, hätte sich ein solches Verfahren 
nicht wege n  Verfolgungsverj ährung von selbst erledigt . 
Dennoch sollte man bede nken, daß die E inziehung einer 
Publi kation " im o bj ektiven Verfahren" j a  ein Strafdelikt 
zur Grundlage hat , das auch zur Bestrafung des Verl egers 
und Autore n  mit Gel d u nd Gefangn is füh ren m üßte ,  

sofern die Verfolgungsverj ährung dies nicht verhindere .  
Es müßten mit andere n  Worten schon gravierende 
Rec htsverletzungen vorliegen . Da " der Beschuldigte " 

sic h vor Drucklegung umfassend nach der vo rhandenen 
Rec htslage bei zwei sachkundigen Rechtsanwälten er­

kundigt hat, ob Rec htsverletzungen in irgendeiner F orm 
vorl iegen kö nnten und schriftlich bestätigt b ekom men 
hat, daß dies nicht der F all sei ( Kopien hiervon als 

Anlage anbei ) ,  so kann weder ein Vorsatz zur Rechtsver­
letzung noc h gar eine Rechtsverletzung in sich "dem 
Be sc huldigten ' '  angelastet werden. 

1 9 . )  Zum Vorwurf "Volksverhetzung" : 
Zur näheren Begriffsdefinitio n dessen, w as " V ol ks­

verhetzung" sei,  hat das Schö ffengeric ht Frankfurt/M ain 
mit Urteil vom 2 1 .6 .1979 in der Strafsac he gege n den 
Verleger Erwin Schönbo rn ausgeführt (Gesch. Nr. : 50 Js 
1 2 . 828/78 ) :  

" Durch das Tatbestandsmerkmal des Angriffs auf die Men­
sc henwürde anderer wird der Tatbestand des § 1 3 0  StGB erheb­
lic h eingesc hränkt. E in solc her A ngriff liegt näml ic h n ic ht schon 
dann vor, wenn einzelne Persö nlic hkeitsrec hte anderer ange griffe n  
werden ,  z. B .  d i e  E hre. Diffa miere nde A ngriffe gege n andere durch 
Beschimpfungen oder durc h Behauptunge n von Unwahrheiten 
oder unwahre Unterstellungen sind noch kein A ngriff auf die 
Menschenwürde anderer. Vielmehr ist erforderlich,  daß sich die 
Angriffe gegen den Kern des Persönlic hkeitsrec hts anderer, ge ge n  
dere n Menschsein sc hlechthin ric hten.  D a s  i s t  dann d e r  Fall ,  wenn 
andere n die Mensc hheitsqualität als solche und die sich darau s 
ergebende n  Grun dre chte abgesproc hen werden,  dies in Zweifel 

ge zoge n  wird o der der Angriff auf andere Weise in diese Ric htung 
ge ht. Der Täter muß den anderen im Kernbere ic h seiner Persö n­
lichke it treffe n woll e n ,  d. h. in dem, was das Wesen des Menschen 
ausmacht (vgl. von MANGOLD-KL EIN:  Das Bo nn er Grundge set z ,  
2 .  Auflage, Anm. III- 2 a ;  Leipziger Kommentar zum Strafgesetz­
buch, 9.  Auflage , § 1 3 0  Anm. 9 ;  S CHOE NKE- SCHRÖ DE R, 
Strafgesetzbuch, 1 9. Auflage, § 1 3 0 Anm. 3 ;  DREH E R, Straf­
ge setzbuch, § 1 30 Anm. 8) .  

§ 1 30 Strafgesetzbuch verlangt weiterhin, daß s i c h  der Angrift 
gegen Teile der Bevölkerung ric htet. Als solc he kommen für das 
Verhalten de s A ngeklagten nur die J uden in B etrac ht. 

Hin sic htlic h antijüdisc he r  Äußerungen hat der Bundesgerichts,. 
hof in seinem Urteil vom 1 1 . 1 1 . 1 9 76 in Sachen 2 S TR 5 0 8 / 7 6  
u. a. folgendes ausgeführt : 

' Zur Anwendung des § 1 3 0 S t G B  gilt ,  daß antisemitische 
Agitati o n ,  die sic h bewußt an das natio nalsozialistisc he Vorb ild 
hält , regelmäßig geeignet ist, den öffe ntlic hen Frieden zu stören, 
u nd de n Tatbe stand dieser Vorsc hrift mindestens in der Be­
ge hungsform des Aufstacheins zum Haß verwirklic ht. Der Angriff 
auf die Menschenwürde ergibt sic h in diesen Fällen alle in sc hon 
au s der Identifizierung mit der nationalsozialistischen Grundein­
stellung, die de n j üdisc he n Mitbürger allge mein als m inderwertig 
einstufte,  und mit dem Zwang zum Tragen soge nannte r  Juden­
sterne förmlich bran dmarkt e. ' 

Hinsic htlic h der E instell ung ge ge nüber jüdischen M itbürgern ist 
jedoch eine Identifiz ierung des Angeklagten mit der natio nalso zia­
listisc he n  Gru ndein stellu ng nie ht zu erkennen. Denn einmal be­

stre itet der Ange klagte ja gerade z u  die natio nalsozialistisc he 
Gru ndein stellung de n J uden ge ge nübe r z u mind est in ihrer letz ten 
Konsequenz und be hauptet, Pläne z ur Ausrottung der J uden habe 
es nie gege be n .  Das Pro toko ll über die soge nannte Wannsee­
Ko nferenz sei ein e  Fälschu ng. Zum an dere n gre ift er in seinen 

Schriften nic ht nur J ude n an, so ndern wendet sich vielmehr gegen 
all e  Pe rsonen und Institutionen, die ihm Angriffsp unkte hinsic ht­
lich seiner Behauptu ng bieten,  J udenverg-dsu ngen hätte n niemals 
stattgefunden. Dabei greift er Nie htjuden ebenso an wi e J uden, 
z . B .  die Zentrals t elle zur Verfolgu ng nationalso z ialistischer Ge­

waltverbrec hen in Ludwigsburg oder in den hier zur Aburte il ung 
stehenden Fällen das Zweite de utsc he Fernsehen oder, wie er 
ausdrücklich sagt , jede n ,  der heute noch be hauptet,  J ude nver­
gasungen hätten stattge funden. Aue h sind seine Ziele nicht mit 
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der nationalsozialistischen Grundeinstellung vergleichbar. 
Die nationalso zialisti sc he Grundeinstellung gege nüber den 

Juden bestand darin,  daß die Juden als Schädlinge und Feinde des 
deutschen Volkskörpers angesehen wurden mit der Konsequenz, 
daß es galt, diese Sc hädlinge aus dem Vol k zu eliminiere n. Das 
wurde anfangs versucht durch alle möglichen menschenun­
würdige n Behandlungen,  Schädigungen und DrangsaUerungen aller 
Art, bis man schließlich während des Krieges  dam it be gan n,  alle 
im nationalsozialistisc hen Machtbere ich befindlichen Juden zu 
vernic hten. 

Die Ziele de s A ngeklagte n sind j edoch ganz andere. Ihm geht 
es darum , das deutsche Volk von dem Makel des Massenm ordes zu 
befre ien und zu re habilitieren .  Er wil l  seiner Meinung zum 
Durc hbruch verhelfen und damit die Deutschen von dem Vorwurf 
de s mill ionenfachen Mordes an j üdischen Mensche n  entlasten. Das 
hätte nac h dem Wunsc h de s A ngeklagten die Konsequenz ,  

NSG-Verfahren eingestellt würde n ,  Verurteilte frei- • 
• 

gelasse n und Wiedergutmachungszahlungen ein- ! 
gestellt würden. Seine Ziele r ichten sich also nicht ! 
gegen den J uden als Menschen und gle ichberechtigten ! 
Mitbürger an sich  und sind deshalb mit der national- ! 

• 
sozialistischen Grundeinstellung gegenüber den J uden ! 
nicht vergleichbar. " ! 

Nun mag zwar Herr Oberstaatsanwalt 
Schmidt dieses Urteil aus Frankfurt /Main für 
ihn als nicht verbindlich ausgeben, obgleich 
deutliche Parallelen zum anhängigen V erfah­
ren aufscheinen, doch ist von ihm zu erwar­
ten , daß er seine diesbezüglichen Anklagen 
spezifiziert und Beweise aus dem Text des 
angeprangerten Heftes Nr. 1 5  liefert und u .a .  
dartut , inwiefern "der Beschuldigte " über­
haupt jemals "Teile der inländischen Bevöl­
kerung" für irgend etwas benannt oder gar 
verantwortlich gemacht hat . 

Denn gerade auf diese "Teile der inländi­
schen Bevölkerung" ist der § 1 3 0  zugeschnit­
ten . 

Ebenso verlangt § 1 3 1  StGB ganz konkre-
te Belege für den Vorwurf " Aufstachelung 
zum Rassenhaß " .  Einfache Hinweise darauf, 
daß man dies "zwischen den Zeilen " heraus­
lesen könne , genügen nicht (vgl .  DREHER/  
TRöNDLE ,  Strafgesetzbuch, 38 . Aufl . ,  Rand­
ru. 5 + 6 zu § 1 3 1 ) .  Auch müßte ein Angriffs-

• 
• 
• 
• 
• 
• 
• 
• 
• 
• 
• 
• 
• 
• 
• 
• 
• 
• 
• 
• 
• 
• 
• 
• 
• 
• 
• 
• 
• 
• 
• 
• 
• 
• 
• 
• 
• 
• 
• 
• 
• 
• 
• 

daß 

Aus den genannten Gründen ist der Antrag der 
Staatsanwaltschaft zurückzuweisen und sind die be­
schlagnahmten Hefte wieder freizugeben, damit die öf­
fentliche Diskussion über die vortragenen Sachverhalte 
in der üblichen Weise mit den Fachkräften der inter­
nationalen Historikerschaft fortgeführt werden kann. 

Udo Walendy 

• • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • •  

schwerpunkt gegen das Judentum erkennbar 
sein. Herr Oberstaatsanwalt Schmidt hat 
nichts dergleichen nachgewiesen . 

Da seitens der Staatsanwaltschaft keine 
inhaltlichen Ausführungen in der Sache aus 
der Zeitschriften-Nr . " Kenntnismängel der 
Alliierten " bestritten worden sind , erübrigen 
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Hilde Benj ami n , geb. Lange, seit 1927 Mitglied der KPD, 1928 Rechts­
anwältin in Berlin, 1933 Berufsverbot, bis 194 5 in einem Verlag und einer 
Konfektion tätig . 

sich auch Beweisanträge . 
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Nach dem 8. Mai 194 5 von den Russen als Oberstaatsanwältin eingesetz t, 

1947 Leiterin der Personalabteilung in der ko mmunistischen Zentralverwal­
tung der Justiz ,  organisierte zahlreiche " Säuberungen" und schuf die Kaste 
der " Volksrichter" und " Volksstaatsanwälte " .  Seit 7.12.1949 Vizepräsidentin 
des Obersten Gerichts in Ost-Berlin, seit 15.7.1953 Justizminister der 
" DDR" ,  kurz darau f auch Mitglied des Zentralko mitees der SED . 

Berüchtigt und gefürchtet wegen ihrer Schauprozesse und brutalen Urteile, 
in denen hemmungsloseste Siegerwillkür in den Mantel der "Justiz" ,  des 
" Rechtes" gekleidet wurde. Sie hat Tausende von deutschen Me nschen auf 
dem Gewissen . 



Man kann sich nicht alles gefallen lassen 

Gesch.Nr. 2 6 J s  26 /84  
Herrn  
Dip!. Pol . Udo Walendy 
- persö nl ich -

49 7 3  Vlotho 

Sehr geehrter Herr Walendy ! 

Staatsanwaltschaft B ielefeld 

4800 Bielefeld 1 ,  1 2 .0 1 . 8 4  

Ihre Strafanze ige vom 06 .0 1 . 1 9 84  gegen die Oberstaatsanwälte 
Verleger und Schmidt wird unter ob igem Aktenzeichen von mir 
bearbeitet .  

U nab hängig davon, daß all er Voraussicht nach - nach ihren 
eige ne n Ausfü hrunge n - der objektive Tatbestand der üblen 
Nachrede aber auch der Verleumdung nicht erfüllt sein dürfte ,  
wird eine Strafverfolgung zumindest daran scheitern, daß die 
subjektiven Voraussetzunge n nicht gegeben sind. 

Ich teile Ihnen dieses vorsorglich bereits jetzt mit ,  da ich damit 
rec hne , daß die Akten des betreffe nden Verfahrens 46 J s 8 7 /83 
voraussichtlich geraume Zeit n icht  entbehrlich se in werden. 

Hochachtungsvoll 
Gru nau 
Oberstaatsanwalt 

WAVAVAVAVI\VAVAVAVAVAV/\VAVI\VAV/\VAVAVAVAV/\VI\VAVAVAV! 

An die Staatsanwaltsc haft 
z .H.  Herrn Oberstaatsanwalt 

Grunau 
Postfach 
48 B ielefeld 

Betr . : AZ : 26 J s  26/84 
2 0 . 1 . 1 9 8 4  

Bezug: Ihr S c hreiben vo m 1 2 . 1 . 1 9 84 {heute eingetroffen) 
Sehr geehrter Herr Grunau ! 
Ich bedanke mich für Ihr Schreiben vom 1 2 . 1 . 1 9 8 4, doch bin 

ich mit dem von Ihnen verfaßten Inhalt - zumal o hne jede 
Begründung! - nicht einverstanden. 

Für mich bleibt unverständlich, wie Sie formulieren können, 
"der obje ktive Tatbestand der üblen Nachrede usw. dürfte nicht 
erfül lt sein,  weil  die subjektiven Voraussetzungen nicht gegeben 
seie n" .  Der objekt ive Tatbestand ist doch der, daß die beiden 
Oberstaat sanwälte Verleger und Schmidt mir ganz konkret in 
einem "objektiven E inziehungsverfahre n" - mir also als " S ub­
jekt " !  - vorgeworfen haben,  " ich  hätte die J uden in ihrer 
Gesa mtheit als minderwertig disqualifiziert und ihnen das Mensch­
se in abgesprochen" .  Dies ist ein obje ktiver Tatb estand, der wie 
gesagt , mir als "Subjekt"  vorgeworfen worden ist . M ir ist daher 
mit Recht unverständlich, wie Sie angesichts dieses Sachverhaltes 
"die objekt iven sowie die subj ektiven Voraussetzungen" leugnen 
können.  

Was die Frage der A kten anbetrifft , so sind S ie in Beurteilu ng 
sowo hl der von mir angestrengten Strafanzeige als auch der 

Dienstaufsichtsbeschwerde nur angewiesen auf meine A nzeige, das 
Heft Nr .  15 "Kenntnismängel der Alliierten" ,  das S ie s ich mühelos 
aus de n beschlagnahmten B eständen entnehmen können, und eine 
Kopie der A ntragssc hrift der beiden genannten Oberstaatsanwälte, 
die Herr Verleger und Herr Schmidt gewiß noch in Ihrem 
Dienstzimmer verfügbar hab en oder ggfs. kopieren könnten. Wenn 
nicht,  könnte ich Ihnen eine Kopie zusenden.  E s  geht ab er 
keineswegs an, mit dem H inweis ,  daß jetzt womögl ich jahrelang 
die Akten anderweitig benöt igt würden , den F all dam it in der 
Praxis ruhend einschlafen z u  lassen .  

Im übrigen meine ich ,  daß solche Verfahren gegen zwei 
Ob erstaatsanwälte zumindest eine ranghöhere I nstanz,  nach mei­
nem Dafürhalten ein Generalstaatsanwalt bearbeiten müßte .  

Ich mache bei der B eurteilung dieses Falles beider Verfahren 
noch einmal darauf aufmerksam , daß ich als Publizist und Ver­
leger im öffentlichen Leben stehe und die mir "objektiv und 
subjektiv" gemachten Vorwürfe ein Öffentlichkeitsdel ikt darstel­
len. Wenn solche Vorwürfe mir zwei Oberstaatsanwäl t e  ungestraft 
schriftl ich in einer A nklage vorhalten dürfen, dann darf das auch 
der Reporter von "Stern " und "Spiegel " bzw. Hinz und Kunz. 
Wenn diese ab er mit H inweis auf den inzwischen geschehenen 
Tatbestand und seine ebenso erwiesene Straflosigkeit so in  ihren 
Blättern gegen mich herziehen, so würde damit ein Sachverhalt 
geschaffen sein, den S ie gar nicht verantworten können. S ie 
würden damit einen Bürger zum öffentlichen Freiwild erklären, 
der, weil er anderen "das Menschsein abgesprochen" habe ,  auch 
selbst keinen A nspruch mehr hab e, vo n seinen Mitmenschen "das 
Menschse in" zuerkannt z u  bekommen. Insbeso ndere der jüdische 
Geheimdienst könnte daraus F olgerungen ziehen , die Sie ,  wie 
gesagt, gar nicht verantworten können .  Ich lasse mir j edenfal ls  
eine derartige Verleumdung nicht ungestraft nachsagen ,  zum al die 
Frage, ob man al s L ebewesen in dieser W elt als "Mensch" 
anerkannt wird oder nicht, eine F rage von Leben und Tod ist. Ich 
hoffe , Sie verstehen mit diesem Hinweis d ie Tragweite dieser m ir 
gemachten Vorwürfe und die Verantwortung, die Ihnen mit der 
Bearbeitung dieses von mir beantragten S trafverfahrens sowie des 

Dienstaufsichtsbeschwerdeverfahrens auferl egt worden ist .  
S ie können sicher sein , daß ich in Verfolg dieser V erfahren 

auc h die letztmögliche E ntscheidungsinstanz anrufen und diese 
zwinge n werde , eine rechtsverbindliche E ntscheidung im Namen 
der Bundesrepublik Deutschland gegenüber solchen mir als deut­
schem Bürger gemachten Vorwürfen zu fällen . Da eine solche 
E ntscheidung beispielgebenden C harakter für die deu tschen 
Staatsanwalt schaften gegenüber deutschen Bürgern allgemein ha­
ben wird, wird  die Öffentlic hkeit darüb er unterrichtet werden 
müssen. 

Ich füge einen Durchschlag dieses Schreibens bei ,  den S ie b itte 
de n Akten  des entsprechenden D ienstaufsic htsb eschwerdeverfah­
rens e inheften möchten , da dieses Schreiben gleichlautend für 
jenes Verfahren gilt . Außerdem füge ich dieses Schreiben im 
Nachgang meiner A ntwort an das Landgericht für das " objektive 
E inziehungsverfahren " hinz u. 

In  der Hoffnung, daß die genannten F äll e kurzfristig weiter­
bearbe itet werden,  sende ich Ihnen 

meine ho chachtungsvollen rechtsstaatl iehen Empfehlungen 
Udo Walendy 
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V E R FAH REN 

An die Generalstaatsanwaltschaft 
z .H. Herrn Oberstaatsanwalt Wagner 
Heßlerstraße 5 3  
4700 Hamm 1 Vlotho ,  den 29 .3 . 1 984 

Betr . : Gesch.Nr. 4 Js 5 /84  
Bezug:  Ihr Einstellungsbescheid vom 22 .3 . 1 984 auf 

meine Strafanzeige gegen die Oberstaatsanwälte Ver­
leger und Schmidt in Bielefeld 

Nur aus dem Grunde , um die in Ihrem Hause offen­
bar üblic::hen Gebräuche n icht zu verletzen , bleib t  auch 
mein persönlich an S ie adressierter Brief ohne ehrende 
Anrede .  Ich bin das sonst anders gewöhnt .  

Doch zur Sache . 
S ie lehnen ein strafrechtliches Einschreiten gegen d ie 

beiden Oberstaatsanwälte Verleger und S chmidt ab , weil 
" zureichende Anhaltspunkte für ein strafrechtliches V er­
halten der genannten Herren von mir nicht vorgetragen 
worden seien" .  Dab ei habe ich in meiner Strafanzeige 
deutlich gemacht , daß die Art der Vorwürfe der ge­
nannten Herren in ihrer Strafklage zwecks E inziehung 
der wissenschaftlichen Zeitschriften-N r. 1 5  "Histo ris ehe  
Tat.�a chcn " mit dem Titel "Kenntnismängel der Alliier­
ten ' '  nicht nur eine unqualifizierte und in nichts konkret 
begründete persönliche Diffamierung meiner Person dar­
stellt , sondern geradezu volksaufhetzenden Charakter 
hat . Denn "von Amts wegen " gaben sie - und das noch, 
wie gesagt , ohne j egliche konkrete Beweisführung! - die 
Parolen dafür aus , wie man jemanden beschuld igen kann, 
er hätte anderen "das Menschsein abgesprochen", womit 
sie zweifellos Reaktionen der Öffentlichkeit " um der 
Gerechtigkeit willen" provozieren,  ihrerseits "dem B e­
schuldigten" ebenfall s "das Menschsein ab zusprechen".  
I st  nicht nur diese Methode in s ich für Ob erstaatsanwälte 
schon eine Ungeheuerlichkeit , so  erst recht für Ihre 
Billigung im Namen der dienstaufsichtsführenden Gene­
ralstaatsanwaltschaft . 

Mit einer solchen Methode werden Bürger , Wissen­
schaftler der Bundesrepublik Deutschland zum öffent­
lichen Freiwild erklärt ! Und S ie , Herr Oberstaatsa nwalt 
Wagner , leugnen nicht nur den S traftatbestand einer 
solchen Anklagemethode, sondern erklären sogar , daß 
die beiden Ob erstaatsanwälte in Bielefeld dazu "ver-
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pflichtet" gewesen seien ! Sie begründen das aber auch 
nicht mit e inem einzigen von mir geschriebenen Satz. 
Vielmehr bemühen S ie die I hnen offenbar zugängliche 
"S icht eines objektiven Durchschnittslesers",  der aus 
den Seiten 4 ff, 1 5 ff "der Druckschrift 'Histo rische 
Tatsache n '  Nr. 1 5 " das herausl iest ,  was S ie kurzerhand 
pauschal als "Leugnung einer planmäßigen Vernichtung 
der Juden unter dem Nazi-Regime" unterstellen. Sie 
ersparen sich auf diese Weise - ebenso wie die Ober­
staatsanwälte in B ielefeld - einen oder mehrere S ätze 
konkret herauszugreifen , in denen so etwas behauptet 
worden sei. Nicht nur, daß Sie die gleichartige Pauschal­
diffamierung der beiden Oberstaatsanwälte Verleger und 
Schmidt abdecken, - Sie bedienen sich der gleichen 
Methode und halten das für pflichtangemessen "zur 
Wahrung der Rechte auf eine unabhängige Meinung und 
Respektierung der Wissenschaftsfreiheit" ,  von denen 
zwar in Ihrem Einstellungsbescheid nichts zu lesen ist ,  
für deren Respektierung S ie  doch aber hoffentlich 
sorgen sollen. 

Mit dieser gleichen Methode,  diesmal beschrieb en mit 
"objektiver Betrachtung und Auslegung im Gesamtzu­
sammenhang", weisen Sie auf die "Seiten 2 9  und 30 der 
Druckschrift" hin und formulieren als Inhalt dieser 
Seiten einfach das, was Sie wollen und zwar ebenfall s in 
Diffamierung des beschuldigten Autoren . S ie wagen 
auch hier nicht einen einzigen von mir geschrieb enen 
Satz zu zitieren ,  um den casus knacktus b eim Schopf zu 
präsentieren ! Mit der von Ihnen augewandten und der 
von den beiden Oberstaatsanwälten in Bielefeld bereit s 
vorpraktizierten Methode läßt sich jeder S chriftsatz ,  
natürli ch erst recht j ede "Druckschrift " in einen Straf­
tatbestand umfunktionieren. Nur ist dies weder mit 
Recht und Ehrlichkeit ,  noch mit Wissenschaft vereinbar, 
auch nicht mit den Pflichten eines S taatsanwaltes . Denn 
ein Staatsanwalt hat keine falschen S traftatb estände zu 
konstruieren und er hat auch keine Texte zu ver­
fälschen ! "Bei objektiver Betrach tung und Auslegung im 
Gesamtzusamrnenhang" möchte ich meinen, daß es dar­
über keine Meinungsverschiedenheiten geben dürfte . 

Dennoch formulieren Sie in Ihrem Einstellungsbe­
scheid als angeblich meine Ausführung etwas, was mr­

gendwo in der "Druckschrift Nr. 1 5 "  enthalten ist :  



" Der In halt des we iteren Art i kels mit d er Ob er sc hrift ' D ie 
Weisen mit dem weiten Blic k '  ( S. 29 bis 30 der D rucksc hrift) 
enthält - bei  objekt iver B etra chtung u nd A usle gu ng im Gesamt· 
zusa m m e n hang - die Aussage , daß die 'Massenver nichtungslüge ' 
vo n J uden und jüdisc he n Orga nisati onen gleic hsam insz e n iert 
worden se i ,  (auch)  um ( z u  Unrecht)  W iedergu t m achungsl eis­
tu nge n  z u  er halten. " 

Im Gegensatz zu Ihnen, Herr Ob erstaatsanwalt 
Wagner, kann ich ganz genau Ihre genauen Worte 
zitieren und dazu eindeutig S tellung nehmen. Sie konn­
ten das mit keinem einzigen S atz vo n mir ! S ie müssen 
eine "Auslegung im Gesamtzusammenhang " b emühen, 
weil nämlich das nicht so drinsteht , w as S ie d a  b ehaup­
ten ! 

Ihre Inhalts- und Rechtsverfälschung geht ab er noch 
weiter, indem S ie es als rechtens ( " nicht zu b ean­
standen " )  und vertretbar b ezeichnen, daß die Herren 
Oberstaatsanwälte Verleger und S chmidt in B ietefeld in 
ihre Anklageschrift gegen die "His toris chen Tat sach e n " 
N r. 1 5  freiweg, ohne j edwede inhaltliche Berechtigung 
und auch j ede Begründung einen ihnen geeignet er­
scheinenden Ab schnitt aus dem B uch von Pro f. Arthur 
Butz " Der J ahrhundertb etrug" einbeziehen und mit d er 
Eingliederung in die Aufführung der angeblich straf­
relevanten Zitate den Eindruck erwecken ( um nicht zu 
sagen " erwecken wollen " ) ,  als stünd e er in der b eschlag­
nahmten " Druckschrift". Es gib t in der T at nicht die 
geringste Begründung, ihn da einfach einzuschieb en ! Sie 
aber verfügen, solches Tun sei " nicht zu b eanstanden".  
S olche Unredlichkeit hat weder etw as mit Rechtsstaat 
noch mit Sachlichkeit zu tun ! Auch kann solches nicht 
mit Ihren Amtspflichten vereinb ar sein, denn S ie haben 
auch Sachverhalte, die z u g u n s  t e n des  Beschuldig­
ten sprechen, zu berücksichtigen und zn würdigen!  

Im nachfolgenden Ab satz Ihrer S eite 2 unterstellen 

Sie " meinen Ausführungen" erneut ohne jegliche Be­

weisführung etwas, was nirgendwo im Heft Nr. 1 5  steht, 

um dann unter V erweis auf zwei Gerichtsurteile (OLG 

Hamm, Urteil vom 23 .6 . 83 - 6 Js  1 38 1 /8 1 )  sowie BGH, 

Urteil vom 1 0 . 1 1 . 7 6  ( - 2 S tR  5 08/7 6 - ) die S trafbar­

keit Ihrer Unterstellung und die Berechtigung für das 
Handeln der beid en Bietefeld er Ob erstaatsanwälte dar­
zutun. S ie zit ieren die se Urteil e mit den Worten : 

" W er das ( d ie pla nm äß ige Verfo lgu ng und Verni cht u ng der 
J ude n durch das N azi-Regi m e )  leugnet und anderslautende A us­
sage n als Lüge und B etru g z u  dem Zweck, Wiedergu t m achungsleis­
tungen zu erla ngen, b e z eichnet , st ellt sich i n  der Tat auf eine 
St ufe m it na t ionals o z ial istischen Hetzern. Darüb er hinaus werden 
die J ude n durc h solche B e hauptunge n in ihrer G e samtheit als 

minderwertig disqualifiz iert und in ihrer Me nschenwürde schwer 

herabgewürdigt . "  

Mir ist nicht bekannt, welche Sachverhalte den zitier­
ten Geri chtsurteilen zugrund eliegen, und ich befasse 
mich hier nicht mit einer Kritik an den F ormulierungen 
dieser Urteile .  Ich wehre mich nur entschieden dagegen, 
daß Sie - ebenso wie die Herren Verleger und S chmidt 

in Bietefeld - mir einfach pauschal und ohne jegliche 
B eweise Unterstell ungen für das, was ich angeblich ge­
schrieb en hab en soll , unterjub eln,  um mir dann mit dem 
Hinweis auf ein B undesgerichtshof- und Ob erland esge­
richtsurteil die S trafbarkeit und die Berechtigung für die 
Beschlagnahme der "Historischen Tat .�ach cn " Nr. 1 5  
sowie für die Art und Weise des Vorgehens der B iete­
felder S taatsanwaltschaft "darz ulegen". Wie gesagt : Mit 
dieser Methode kann man alles  für strafwürdig dekla­
rieren, was man will ! 

Ich wiederhole hier noch einmal in aller Deutli chkeit : 
In der wissenschaftlichen Auseinandersetzung in der 
Zeitschrift Nr. 1 5  geht es um die F rage , w as die 
Alliierten bis Kriegsende üb er den "Holocaust "  gewußt 
hab en. Es ist dort nirgendwo beschrieb en worden, w as 
im Zuge der "Endlösung" nun wirklich passiert ist. E s  ist 
außerdem nirgendwo geschrieb en worden, daß Lügen im 
Zusammenhang mit Wied ergutmachungsleistungen oder 
-forderungen erfunden worden sind .  Mithin liegen zwei 
wesentliche Kriterien der angeführten Gerichtsurteile in 
meinem Fall üb erhaupt nicht vor ! 

Da Ihre Ausführungen in Ihrem Ein stell ungsbescheid 
vom 2 2 . 3 . 1 9 8 4  inhaltlich nichts weiter hergeben, bleib t 
nur ab schließend festz ustellen , daß ich - wie ange­
kündigt - j egliche Mittel des Rechtsweges ausschöpfen 
werde, um mich gegen die von Ihnen ged eckten Maß­
nahmen der Diffamierung meiner Person und Beein­
trächtigung meiner Meinungs-,  Presse- und Wissenschafts­
freiheit zu verwahren. Wie ebenfall s angekündigt , werde 
ich der Bedeutung des anstehenden S achverhaltes wegen 
meine S tellungnahmen veröffentlichen. 

Im übrigen verwahre ich mich dagegen , meine ohne 
Emotion geschrieb enen wissenschaftlich-historischen 
Analysen mit den Mitteln des S trafprozesses reglemen­
tieren und wissenschaftliche Detailanalysen mit j uri s­
tischen Pauschalbehauptungen kriminalisieren zu wollen . 
Im übrigen ist zu b ed enken, was ich auch b ereits mehr­
fach publiziert habe - auch in der Nummer 1 5  "Kennt­
nismängel d er Alliierten "  S. 39 - , daß selb st das "Insti­
tut für Zeitges chichte "  in München b ekundet hat :  

" E s  muß a nge no m m en werde n ,  daß dieser Verbreche nskom ­
plex tro tz der umfa ngreichen historischen und - vor allem -

geri chtlic hen Ermittl unge n ,  die sei ner A ufkläru ng die nt e n ,  und 
ob wohl auf ihn inne rhalb und auß erhalb der B und esrepublik s o  
häufig B e z ug g e n o m m e n  wird,  sich auch heut e  no ch im Halb­
dunkel sehr unge nauen W i ssens befindet , wobei zuzugeb e n  ist , 

daß sich die historische Detailau fhellung z. T. noc h i m m er in 

einem fragmentarischen Z usta n d  befind et . "  

Insbesondere unter Berücksichtigung gerade dieses 
zitierten Zustandes ist es dringender d enn j e ,  die grund­
gesetzlich garantierte F orschungsfreiheit auch gerade auf 
diese m Gebiet der Geschichtswissenschaft zu gewähr­
leisten. Ihr Einstell ungsbescheid zielt genau in die gegen­
teilige Richtung. 

Mit rechtsstaatliehen Empfehlungen 
Udo Walendy 
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Der 2. Senat des Bu ndesverfassu ngsgerichtes b i l l igte am 1 6 . 2 . 1 983 u nter se i nem Vorsitzenden Dr.  Wo lfgang Zei d ler d ie  vorze it ige 
Par lamentsauflösu ng a uf Gru nd der po l it i schen Ausnah mesituat i o n  nach dem Koa l it ionswechsel der F DP zur C D U/CS U .  

S i n d  R i c h t e r  

" d i l e t t i e r e n d e 
Es sei erlaubt , eine solche Frage zu stellen .  

Daß Richter " dilettierende Historiker i n  Robe" sind 

(also o hne Fragezeichen) , haben sowohl der Spiegel vom 

1 1 .  6 . 1 984, Seite 83 ( " Amateurhistoriker in Richter­

ro be " ) ,  die Jüdische A llge meine Wo chenzeitung vo m 

27 .7 . 1 984 und der Vo rwärts vo m 1 .9 .1 984 ungerügt und 

ungestraft als Tatsachenbehauptung von sich gegeben . 

Für die Jüdisc he Allge meine Wo chenzeitung vo m 

1 7 . 8 . 1 984 kann ein Gerichtsurteil auch ein " Skandal " 

sein . In den hier genannten Fällen bezogen sich solche 

Urteile auf das Oberverwaltungsgerichtsurteil Mün ster 

vo m 6 . 1 . 1 984 ( A Z :  2 0  A 1 1 43/ 8 1 ) ,  das die Indizierung 

des Buche s  " Wahrheit für Deutschland " nach 5 Jahren 

mit der Begründung wieder aufgeho ben hat ,  daß zur 

Beurteilung der Schuldfrage des Zweiten Weltkrieges 

Sachkenntnis erforderlich sei, die das Bundesprüfstellen­

gremium nachweisbar nicht gehabt habe . - Wir verwe i­

sen le diglich der histo rischen Chro nik wegen auf diesen 

Sachverhalt . * )  

Doch zur Sache : Inzwischen liegt das Urteil der 

Gro ßen Strafkammer Bielefeld vo m 1 .8 . 1 984 im obj ek­

tiven Einziehungsverfahren bezüglich der "Ili.� to ris che n 
Ta tsache n "  Nr . 1 5  mit dem Titel " Kenntnismängel der 

Alliierten" vor ( A Z :  W 1 1 / 8 3  IV) . 

Die Große Strafkammer hat trotz vorher verfügter 

Aufhe bung der Beschlagnahme die Einziehung und Ver­

nichtung dieser Druckschrift beschlossen.  ( Inzwischen 

*) Das B u n desverwa lt u ng sge r i c ht ,  bei dem das Verfahren n u n me h r  a n ­

hä n g i g  i st ,  h a t  i n zwi schen d a s  O V G - Urte i l  M ü nster wi eder a u fgehoben.  
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H i s t o r i k e r  i n  R o b e " ?  
habe ich gegen dieses Urteil Revision ein gelegt . über die 

Weiterentwicklung die ses Verfahrens kann erst im 

nächsten Jahr berichtet werden ) .  

Argumente meiner Schriftsätze und mündlichen Aus­

führungen fanden keine Berücksichtigung . Auf meine 

mehrfache Frage an den Staatsanwalt , welcher im Heft 

Nr . 1 5  gedruckte Satz denn nun sachlich falsch oder 

strafbar sei, hat der Herr Staatsanwalt keinen Satz zu 
nennen gewußt . Der Sinngehalt des Heftes sei "Leugnen 
der millio nenfachen Judenvernichtung " ,  "Leugnen " 
aber sei nach der Rechtssprechung des Bundesgerichts­
ho fes nicht durch das Recht auf freie Meinung gedeckt . 
Mein Einwand, selbst wenn dieser Urteilstenor des Bun­
desgerichtsho fes vo m 1 8 .  September 1 97 9  ( AZ :  IV ZR 

1 40/7 8) zugrundegelegt würde , könnte doch allenfalls 

das " Leugnen" als " Bele idigung" eingestuft werden, was 

j e doch eine Beleidigungsklage eines sich durch meine 

Publikation beleidigt Fühlenden vo raussetze.  Eine solche 

Beleidigungsklage lag j edoch nicht vo r. Anklage und 

Urteil wurden - unter Berufung auf diesen besagten 

Bundesgerichtsho fbeschluß , der sich weder mit Wissen­

schaft noch mit Volksverhetzung befaßt hat - kurzer­

hand auf " Volksverhetzung " und " Aufstachelung zum 

Rassenhaß " umgest ellt . Mußte bisher " Volksver­

hetzung" mittels klar definierter Kriterien nachgewiesen 

werden - z . B .  durch Aufruf zur Gewalt , Mißachtung der 

Mensc henwürde anderer, Friedensstörung usw . -, so 

genügte der Großen Strafkammer hierfür bereits das 

" Leugnen der systematischen millionenfachen Juden­
vernichtung" , wo bei Formulierungen "in verletzender 



Form" zusätzlich unterstellt wurden , die in Wirklichkeit 
gar nicht vorlie gen .  Was hingegen publiziert worden ist , 
sind Vokabeln , die für das Verständnis eines normalen 
Publizisten in jedwedem Themenbereich zur selbstver­
ständlichen Ausdrucksweise gehören und nichts Ver­
letzendes gegenüber irgend jemandem an sich haben . Wie 
gesagt, es hat auch niemanden gegeben , der als sich 

verletzt Fühlender Anzeige erstattet hätte .  

Als Histo riker, der gewillt ist ,  die Gesetze zu befolgen 
und auch möglichen j uristischen Spitzfindigkeiten aus­
zu weichen, tut man sich schwer , das Urteil der Großen 
Strafkammer zu kritisieren, das historische Detail­
analysen zum Strafdelikt erklärt . 

Vorausschicken möchte ich auch hier , daß mir kein 
einziger Satz als sachlich falsch vorgehalten und ich 
daher auch um keinerlei Beweisführung vom Gericht 
ersucht wurde (meine für alle Fälle ins Gericht mitge­
brachten Beweismittel waren überhaupt nicht gefragt ) .  
So brauchte und konnte ich - dies nur als Beispiel - das 

Buch von Nahum Goldmann "Das Jüdische Paradox" 
( Europäische Verlagsanstalt , Köln - Frankfurt /M 1 97 6) 
dem Gericht nicht unterbreiten , wo Nahum Goldmann 
auf Seite 1 8 0  ein ganzes Kapitel mit der von ihm 
formulierten Aussage geschrieben hat ,  "Wie man mit 
Geschichten erzählen Millionen verdient " .  Auf Seite 
47 * * )  des Urteils der Großen Strafkammer Bielefeld 
wird mir j edoch zum Strafqelikt zugerechnet , daß ich 
diese Formulierung vo n Nahum Goldmann zitiert und 
ihm auch deshalb abgesprochen habe, ein Vorbild für die 
Menschheit zu sein.  Sollte sich der richterliche Straf­
vorwurf jedoch lediglich auf den Satz anschließend 
beziehen, " Sie (Nahum Goldmann und Chairn Weiz­
mann, wie aus dem vorhergehenden Text der Publika­
tion eindeutig hervorgeht ) lediglich als Lügner zu be­
zeichnen, wäre freilich zu einfach " ,  so sei an das Zitat 
von Nah um Goldmann auf Seite 27 links im Heft Nr . 1 5  
erinnert , wo Nahum Goldmann genau das seinem 
Freund Chaim Weizmann vorgeworfen hatte . Ich habe 
nur den Text dieses Zitates wiederholt und auf Nahum 
Goldmann ausgedehnt . Weder hatte Chaim Weizmann 
dem Herrn Gold mann diesen Vorwurf übel genommen , 
noch der Staatsanwalt , als Nahum Goldmann dies im 
Langen-Müller Verlag veröffentlichte . Und Nahum Gold­
mann auf Grund seiner Veröffentlichungen kritisieren zu 
dürfen, kann ja wohl nicht strafbar sein , denn ein 
Personenkult ist im STGB nicht vermerkt . 

Zwar wird im Urteil ( S .  4 3 )  vermerkt , daß es nicht 
darum ginge, ob die Zitate richtig sind, sondern "um die 
eigenen Ausführungen des Verfassers , mit denen er 
kommentierend zu den angeführten Zitaten Stellung 
nimmt " .  Zwar wird auf gleicher Seite im Urteil aner­
kannt , "daß ein Teil der Druckschrift eine Auseinander­
setzung mit geschichtlichen Vorgängen bezwecken mag 
und keinen strafrechtlich bedeutsamen Inhalt hat " .  -

• • ) Prak t i sch handelt  es s i c h  u m  Se i t e  7 der U rte i l sbegründ u n g ,  da 40 

Seiten led i g l i ch a l s  Foto k o pien der o r i g i n a l e n  H eft se iten zwischengef ügt . 

wo rden s i n d .  

Do ch auf Seite 4 7 des Urteils werden dem Autoren "die 
aufgeführten Zitate"  strafrechtlich zur Last gelegt , weil 
sie "seine Haltung und die Zielrichtung seiner Ausfüh­
rungen sehr deutlich zeigen , wo bei auch besonders mar­
kant die von dem Verfasser mit Anführungszeichen und 
Ausrufezeichen versehenen Stellen sind" .  

Würde ich nunmehr j edoch weitere Beispiele dieser 
Art nennen, die mir das Gericht rügend als "Volksver­
hetzung" im Stil einer Anklage, aber ohne sachliche 
Begründung im einzelnen vorhält , so fürchte ich, daß -
wie es schon einmal im Fall Thies Christophersen ge­
schehen war - daraus eine  "Wiederholungstat " mit 
einem neuen Strafverfahren konstruiert werden könnte.  
Nur aus diesem Grunde möchte ich darauf verzichten , 
das vollständige Urteil zu veröffentlichen. 

Dennoch bleibt für die Analyse genug . Sie wird hier 

der Öffentlichkeit unterbreitet , um den Bundesbürger , 
vornehmlich den Publizisten und Wissenschaftler vor 
dem Risiko zu bewahren, den Schranken des Gerichtes 
künftig konfrontiert zu werden . 

Zwar ist die Große Strafkammer nicht der Auffas­
sung des Staatsanwaltes gefolgt , bereits die Veröffent­
lichung der Fotodokumente vo m Schwimmbad und 
Theater im Stammlager Auschwitz sowie der Telefon­
adressen des Berliner Telefonbuches von 1 9 4 1  unter der 
Rubrik "Jüdische " oder auch zahlreich angeführter Zi­
tate anderer Autoren (von Ausnahmen abgesehen) zum 
Strafdelikt zu deklarieren , doch fallen sie auch ohne 
besondere Erwähnung in den "Sinngehalt der Druck­
schrift " und damit der verfügten Einziehung und Ver­
nichtung anheim. 

Obgleich von mir als Einziehungsbeteiligtem mehr­
fach mit Nachdruck darauf hingewiesen worden war, 
daß sich das Heft Nr. 1 5  nicht damit befaßt , was 
geschehen i s t , sondern damit , was die Alliierten bis 
Kriegsende davon gewußt haben und z . T . ,  was aus diesen 
und j enen beweiskräftig dargelegten Gründen nicht ge­
schehen s e i n k o n n t e , stellte das Landgericht alles 
unter den "Straftatbestand des Leugnens der systema­
tischen Massenvernichtung" .  

Da wird zunächst der Begriff "Holocaust-Historiker " 
gerügt , obgleich er nichts anderes aussagt , als z .B .  der 
Begriff " Kriegsschuldforscher" ,  der also einen Historiker 
kennzeichnet , der sich auf ein Spezialthema konzentriert 
hat .  Fällt man j edoch mit einem solchen Begriff in 
richterliche Ungnade ,  so kann - wie im hier be­
schriebenen Fall geschehen -, dem Beschuldigten kur­
zerhand unterstellt werden, er hätte behauptet , "die 
Holocaust-Historiker "  hätten lediglich Behauptungen 
aufgestellt , a b e r n i c h t s bewiesen.  Zwar hatte der 
Beschuldigte zeitig genug in seinen Schriftsätzen beson­
ders deutlich gemacht - weil ihm derartige Pauschal­
formulierungen bereits vom Staatsanwalt sowie der Be­
schlagnahmekammer vorgeworfen worden waren -, daß 
er als Wissenschaftler nirgendwo in seinen gesamten 
Publik ationen auch nur annähernd ähnliche Pauschal­
formulierungen veröffentlicht hat , aber das muß wohl 
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die Große Strafkammer auch überlesen haben . 

Nächster Punkt:  Was soll  man sagen, wenn das 

Gericht formuliert , der Autor hätte "ohne j eden wissen­

schaft lichen Beleg angebliche Gründe" genannt , die eine 

systematische Vernichtung in solchem Ausmaß gar nicht 

zugelassen hätten , während in Wirklichkeit die konkre­

ten Belege und Gründe für die j eweiligen E inzelaussagen 

genannt waren? Offensichtlich sind somit auch Ein­

zelbelege dafür, was nicht geschehen sein konnte, als 

nicht existent anzusehen und die Folgerungen aus diesen 
Belegen, weil sie auf " Leugnen " hinauslaufen, strafbar . 

Man möge diese Feinheiten künftig beachten . 

Dann ist vermerkt, daß "diese Tendenz , andere Dar­

stellungen als die eigene in polemischer - Form abzuqua­

lifizieren, die gesamte Schrift durchzieht " .  Zwar ist 

unerfindlich, selbst wenn diese Behauptung stimmen 

sollte, was an diesem Vorwurf strafbar ,  volk sverhetzend 

sein soll . Würde ich dieser Logik folgen , so müßte längst 
der Staatsanwalt gegen eine Fülle von Zeitungs- und 
Buchverlegern tätig geworden sein , weil sie seit Jahren 
am laufenden Band "diese Tendenz , andere Darstellun­
gen als die eigene in polemischer Form abzuqualifizie­
ren, die die gesamten Schriften durchzieht",  handhaben . 
Mir ist j edoch bisher kein Fall bekannt, da sich ein 
Staatsanwalt dieserhalb der hier angesprochenen Mühe 
unterzogen hätte . 

Doch abgesehen hiervon wird man seltsam berührt ' 

wenn die mit dem Hinweis auf diesen Vorwurf nach-

folgend ausgewählten Passagen des Heftes Nr. 15 im 

Urteil der Großen Strafkammer Bielefeld nicht in einem 

einzigen Fall eine Abqualifizierung eines Autoren, ge­

schweige denn "in polemischer Form " enthalten . Als 

abschließendes Beispiel dieser angeblich strafbaren, weil 

polemischen Abqualifizierungen ( die anderen angeführ­

ten Passagen sind analog gelagert ) führt die Große 

Strafkammer die Sätze an : 

"Als Schlußfolgerung bleibt: Tatsachen , wahrheitsgemäße 
Fe ststellungen von Tatsachen , sind offenbar nicht so wichtig. 
Wichti g bleibt allein 'der weite Blick ' ,  um ein gesteck te s  Ziel zu 
erreichen . "  

Wenn nachfolgend im Gerichtsurteil unterstellt wird ' 

der beschuldigte Autor hätte sich in Verfolg der be-

haupteten "polemischen Abqualifizierungen anderer 

Darstellungen " des Begriffes "Hetzkampagne" bedient 

( im Urteilstext steht es in Anführungszeichen) , so findet 

der Leser des Heftes Nr . 15 ein solches Wort an keiner 

Stelle. Aus den vorgenannten Gründen, eine "Wieder­

holungstat " durch Anführung der vom Gericht als Beleg 

für diese unterstellte "Hetzkampagne" zitierten Passagen 

des Heftes Nr . 15 zu vermeiden , bleibt nur festzustellen, 

daß eine historisch sachgerechte Lageschilderung auf 
diese Weise zum Strafdelikt erklärt wird . Würde Gleiches 
oder Annäherndes, sogar schärfer Formuliertes (mög­
licherweise mit anderem politischen Vorzeichen) im 
Spiegel, Stern, Vo rwärts, in der Welt , der Frankfurter 
Allgemeine n oder anderen Massenblättern stehen, man 
denke auch an Bild , so wäre das alles gewiß durch 
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Meinungs- und Pressefreiheit abgesegnet und hätte einen 

sachgerechten Platz in der öffentlichen Diskussion . Denn 

um mehr ginge es ja eigentlich nicht, als um das Recht 

eines Diskussionsbeitrages in einer die Meinungsfreiheit 

garantierenden Demokratie.  

Und zur Sicherung dieses Rechtes , nicht etwa seiner 

Unterbindung ,  sind doch letztinstanzlieh die Gerichte 

aufgerufen.  Es wäre zu erwarten , daß sie auch in der 

"Holocaust "-Thematik dem Historiker zugestehen 

müßten , dort konkret von " Lügen " ,  "gewaltsam ok­

troyierten Prämissen " und " Dokumentenfäl schungen " 

zu sprechen , wo solche Vorhaltungen berechtigt und 

nachweisbar sind . Die Große Strafkammer Bielefeld 

negierte eine solche wissenschaftliche Freiheit und rech­

nete die soeben genannten Vokabeln den Strafdelikten 

zu. Damit ist eine sachgerechte Forschungsanalyse in 

Detailbereichen dieser Thematik kraft richterlichen Be­

schlusses unmöglich gemacht, während auf der anderen 
Seite j eder Lügner und Dokumentenfälscher , der sich 
dieser Thematik zu Lasten des deutschen Volkes be­
dient, rechtlich abgesegnetes Schußfeld hat . 

Wir zitieren abschließend aus dem Urteil : 

" E s  ist seit langem in der Rec htsprec hung anerkannt , daß 
durch Verbreitung von Druckschriften , in den en die sy ste matische 

J udenvernichtung in der Zeit des  Dritten Reiches  bestritten wird 

die Menschen würde der in der Bundesrepublik lebenden Jude � 
verletzt wird. Es geh ört zu dem persönlichen Selb stverständnis der 

J uden in Deutschland , als zugehörig zu die ser durch das Schicksal 

herausgehobenen Personengruppe begriffen zu werden , der gegen­

über eine besondere Verantwortlichkeit aller anderen be steht ; die 

Achtung d iese s  Selbstverständn isses ist für j e den von ihnen gerade­
zu eine Grundlage für ihr Le ben in der Bunde srepublik. Wer j ene 
Vorgänge zu leugnen versucht , spric ht jedem ein zelnen von ihnen 

diese persönliche Geltung ab, auf die sie Anspruc h haben . 

Die Druck schrift ist auch konkret geeignet, den öffentlichen 

Frieden zu stören . Da es sich insoweit um ein 'potentielles 

Gefährdungsdelikt ' handelt, i st der tatsächlic he Eintritt einer 

solchen Störung n icht erforderlich. 
Die Eignung der Schrift für eine solche Störung des öffent­

lichen Friedens folgt schon aus den bereits oben zitierten Pa ssa­
gen. We iter ergibt sich aber aus dem Ge samtzusammenhang auch, 
daß der Leser dazu gebracht werden soll , die Ansichten des 

Autors zu übernehmen , da dieser immer wieder mehr oder 

weniger deutlich darauf hin we ist, daß nur er zusammen mit 

ein i gen wenigen anderen Hi storikern um die korrekte Darstellung 
der Ge schehnisse hin sichtlich der J udenvernichtung in Deutsch­

land unter der nationalsozialistischen Herrschaft bemüht sei .  
Dieser Eindruck wird besonders bestärkt durch da s auf Blatt 1 0  

der Schrift wiedergegebene Photo ,  auf dem unter anderem der 

Verfasser selbst abgebildet und als 'ernsthafter historischer For­

scher ' be zeichnet ist, während wissenschaftliche Autoren die zu 
anderen Ergebnissen kommen, in polemischer Form abqu�lifiziert 

werden. 
. 

Die grund ge setzlich garantierte Freiheit der Meinungsäußerung 
und der Pre sse so wie der Forschung und Wi ssenschaft steht der 
Einz iehung von Druc kschriften nicht entge gen. Wer d ie histori­
sche Tatsache der systematischen Judenvernichtung schlechthin 
leugnet, kann sich auf d ie Ge währle istung dieser Rechte nicht 
berufen. Das gilt zuminde st dann , wenn dies in einer solch 
verletzenden Form, wie sie vom Verfa sser der Schrift erfolgt ist, 

geschieht . . . .  " 



A N F R A G E A N  B U N D  E S J U ST I Z M IN I ST E R  

Herrn J ustizminister 
Hans A.  Engelhard 
Heinemannstr. 6 
5300 Bonn 2 

85 1 Fürth ,  den 24. 3 . 1 984 

Betrifft :  Geplantes 2 1 .  Strafrechtsänderungsgesetz 
Sehr geehrter Herr Minister ! 
Nach Pressemeldungen  bereiten Sie einen Gesetzesentwurf vor ,  

wonach u .a .  das "Leugnen und Verharmlosen des nat io nalso zialis­
tischen Völkermords" als Offizialdelikt künftig verfolgt werden 
und mit Freiheitsstrafen bis zu 3 Jahren oder mit Geldstrafen 
geahndet werden soll .  

Als ausgebildeter Historiker und Po litiker frage ich Sie, ob Sie 
diese s Gesetz mit Ihrer Grundauffassung vo n Liberali smus ver­
einbaren können und ob Ihnen klar ist , welchen Schaden Sie 
damit dem deutschen Volk zufüge n, dessen Nutzen zu mehren , 
Sie einen Amtseid gesc hworen haben . . . .  

Sie würden mit Ihrem Gesetz - ein einmaliger Vorgang i n  der 
Gesc hichte demokrat isc her Staaten - de n Stand der Zeitge ­
schic htsforschung auf  die Be hauptungen aus  der Zeit der Kriegs­
pro paganda gegen Deutschland amtlich festschreiben, obwo hl es 
bis heute noch kein wisse nschaftlich abgesichertes Werk über 
diesen Bereic h  gibt . Da ich selbst se it Jahren als Fachmann an der 
bisher we it gehend unterbliebenen wisse nschaftlichen Auswertung 
der vor handenen Quellen und Akten im Bereich Konzentratio ns­
lager/J udenverfolgung arbeite , kann ich nur feststellen, daß die 
bisherigen Behauptungen  über Art und Ausmaß der J udenver­
nichtung, insbesondere in Auschwitz ,  wissenschaftlich unhaltbar 
sind. 

Entgegen Ihren Ansichte n würde diese s  Gesetz den Gegnern 
unseres Rechtsstaates und den Vertretern des Antisemitismus 
Möglichkeiten zu erfo lgreicher Agitatio n geben.  Mit Recht und 
aus gute m Grund haben die Väter des Grundgesetzes der 
Meinungsfreiheit einen ho hen Rang e ingeräumt . Das Streben nach 
Wahrheit und Gerechtigkeit sollte für J uristen wie Historiker 
gle icher maßen oberster Grundsatz ihres Handein s sein . Ihr Gesetz 
würde jedoch entgegen  den ausdrücklichen Bestimmungen unserer 
Verfassung den Wesensge halt des Art ikels 5 antasten, er geht aber 
auch sachlich  vo n falsc hen Voraussetzungen aus. 

Die ernst zunehmenden Historiker wissen heute , selbst das 
Institut für Zeitgeschichte als Vertreter der orthodoxen Ge­
schic htsschreibung der Sieger mac ht hier keine Ausnahme, daß die 

Zahl von 6 Millio nen ermordete n J uden eine reine Phantasie zahl* ) 

ist , die nach Auswertung stat istischer Unterlagen und nachprüf­
baren Tatbeständen als maßlose übertreibung einer antideutschen 
Kriegspropaganda angese hen werden muß. Auch wer hier das 
Argument einer moralischen Bewertung vorbringt , wonach die 
Zahle n für die Verurteilung des Vorgangs gleichgültig seien, muß 
sich fragen lasse n, warum dann mit einer solchen Hartnäckigkeit 

eine re ine Phantasiezahl aufrechterhalten wird. 
Kritischer Nachprüfung halten die bisherige n Behauptungen in 

zentrale n Fragen der J udenvernichtung nicht stand. Die Wannsee­
ko nferenz im Januar 1 942 soll  angeblich die Ausrottung der 

J uden beschlo ssen haben, obschon die s weder von den Teil­
nehmern noch  durch einen offiziellen Aktenvorgang bestätigt 
wird. Da es bis heute keinen nachweisbaren Befehl für eine 
J udenvernichtung durch die Reichsregierung gibt ,  wird o hne  klare 
Beweise behauptet ,  es se i damals eine Tarnsprache verwe ndet 
worden, wo bei mit dem Wort Endlösung die Ausrottung der 
J uden gemeint gewesen sei. Wie verhält es  sich dann aber mit dem 
Dokument PS- 4025,  e inem Briefwechsel zwischen der Reichs­

kanzlei und dem Reichsjustizminister im März/ April 1 942 ,  nach 
dem Hitler die Endlösung der J udenfrage auf die Zeit nach dem 
Kriege aufgeschoben wissen wollte ? In der gängigen Forschung ist 
dieses Dokument entwe der überhaupt noch nicht bekannt oder 
nicht berücksichtigt. Wir kennen aber auch z . B .  Anweisungen 
Hi mmlers an die KZ-Ko mmandanten,  daß Sorge für e ine bessere 
Versorgung und geringere To deszahlen in den KZs zu tragen sei .  
Ziel war danach nicht die Vernichtung von Menschen, sondern die 
bestmögliche Verwertu ng der Arbeitskraft von Häftlingen .  Die 
Behauptung von Gaskammern zum Zwecke der Massenver­
nichtung von J uden und anderen Häftlingen beruht allein auf 
Zeugenaussagen,  die in sich widersprüchlich sind und denen 
andere Zeugenaussagen - auch vo n J uden - gegenüberstehen, die 
die s bestreiten. Irgendwelche Sachbeweise liegen nicht vor .  Die 
deutsche J ustiz hat es bis heute versäumt , e in Gutachten zu die ser 
Frage erste llen zu lassen, e in Versäumnis, das der Rechtspflege in 
unserem Lande kein gutes  Zeugnis ausste llt . Wäre es  da nicht auc h 
die Aufgabe des J ustizministers,  sich für eine obj ektive wissen­
schaftliche Grundlagenforschung in die sem B ereich einzusetzen, 
damit die vielen ungeklärten Fragen die ses traurigen Kapitels 
deutscher Geschichte geklärt wer den können und diese Aufgabe 
nicht allein Außenseitern o der gar e nt schiedenen Gegnern unserer 
De mokratie überlassen bleibt ? 

Schon aus diesen wenigen  Hinwe isen sollte deutlich werden, 

* )  Vor Veröffe nt l i c h u ng d i eses Begr iffes i n  e i n e m  Pr ivatschre iben a n  den 

Her r n  B u ndesj u st i z m i n i ster haben w i r  uns  j u r i st i sc h  d a h i n ge hend bera­

t e n  lassen,  d a ß  d ie P u b l i z ie ru ng d i eses Begr iffes in  e i ner w i ssen schaft ­
l i c hen Ze itschr ift  se lbst u n ter Berück s i c ht ig u ng der d u rc h  d ie genan nten 

B u n desge r i c htshofbe sc h l ü sse neu a u sg e r i chtete n B R D - R echtsp re chu ng 
n i c ht straf bar se i n  ka n n ;  vo r a u sgesetzt ,  daß Verf o l g u ngsmaßna h men 

n i c ht g r u n d sät z l i c h  ge leugnet we rden . - H i er mit wird a u sdrück l i ch 
erk l ä rt :  so l c he Verfo lgu ngsma ß na h men hat es gegeb e n ;  s i e  s i nd zu 
beda uern und z u  veru rte i len ! - De n no c h  müssen A n l a ß ,  E i n ze l he iten , 

Qu ant i tät u nd Qu a l i t ät wi sse n schaft l i c h  über prüfbar b l e i ben u nd in k Ia ren 
De f i n i t i o n e n  a u sgedrückt wer de n  dürfe n , wie bei  a l len a nderen h i st o r i schen 
Ta tbest ä nden ebenfa l l s .  I m  vo r l i egenden Fa l l  i n sbeso ndere auch desha lb  
we i l  u . a .  

' 

a) der Di rektor de s I n st i t u t s  f ü r  Ze itge s c h i c hte i n  M ü n c he n ,  Prof . D r .  
Ma rt i n  Bro szat , a m  3. 5 . 1 97 9  a l s  Vere id igter Sa chverst ä nd iger vo r d e m  
Schö ffen ger i c ht i n  Fra n kf u rt / M  ( A Z :  50 J s  1 2  8 2 8 1 7 9  9 1 9  L s )  d i e  Za h l  
" 6  M i l l i o n e n "  se l b st a l s  e i ne "sy mbo l i sche Za h l "  beze i c h net hatte 

( ve r g l .  Historische Tatsachen N r .  1 3 , S. 39 ; - b i s  heute weder  wider­

r u fe n ,  no c h  se it e n s  der St aat sa n wa l t sc haft bea nst a n d et ) ,  wa s g l e i ch ­
bedeute nd m i t  " P ha ntas ieza h l "  i st 

b) der B u n d e sj u st i z m i n i ster i n  s� i ner Antwo rt na c h  F ü rt h  a n  d i esem 

Beg r iff  k e i ne n  A n sto ß geno m me n ,  die N e n n u ng e i nes erbetenen w i sse n ­
schaft l i c he n  St a n dard b u c hes z u m  B e le g  f ü r  d ie Behau pt u ng d e r  " 6  

Mi l l i o n e n "  ve r sagt u nd a u f  d i e  recht s h i lfee rsuchend e  Anf rage d e s  Ver­
legers i nf o l ge se i ne s  Sc hwe i g e n s  k e i ne Beden k l i ch k e itswa r n u ng für nöt ig  

bef u nden hat , 

c) sel bst das bea bsi cht i gt e  2 1 .  St rafrechtsänder u n gsge set z n i chts u nter 
St rafandro h u n g  st e l l t ,  wa s h i sto r i s c h  e rwe i s l i c h  i st .  

29 



daß die bisherigen Behauptungen über die J udenvernichtung nicht 
nur keine "offenkundigen Tatsachen" sind , sondern vielmehr 
durch weitergehende Zeitgeschichtsforschung zum großen Teil 
bereits als Kriegspropaganda erkannt sind. Ihr Gesetzesentwurf 
würde also den Forschungsstand der letzten J ahrzehnte außer acht 
lassen und die Darstellungen aus der Zeit der sog. schwarzen 
Propaganda gegen Deutschland für Gerichte , Universitäten und 
Öffentlichkeit verbindlich festschreiben . 

Im Gegensatz zu Ihnen, Herr J ustizminister, maßt sich die 
französische Justiz nicht an, ihren Historikern vorzuschreiben , 
was sie über Zeitgeschichte darzustellen haben und zu welchem 
Ergebnis ihre Nachforschungen kommen müssen, wenn sie nicht 
strafrechtlich verfolgt werden wollen. Ihre in Antwortbriefen 
verbreitete Darstellung, der Völkermord an Millionen J uden sei 
durch Akten und Quellen klar belegt, ist schlichtweg unwahr . 
Auch der Richter, der ein diesbezüglich umstrittenes BGH-Urteil 
1 97 9  gefällt hatte, konnte Anfragen nach konkreten Belegen 
nicht beantworten. Rein politische Urteile dieser Art sollten wir 
aber lieber totalitären Staaten überlassen. 

Das Problem, das sich im Augenblick stellt , ist doch die 
Tatsache, daß die Einwände und Forschungsergebnisse politisch 
unabhängiger Historiker durch die bisherige Geschichtsschreibung, 
z. B. des IfZ,  * )  nicht entkräftet werden konnten. Professor 
Faurisson, zu dessen Werk der angesehene jüdische Wissenschaftler 
Chomsky aus den USA ein Vorwort geschrieben hat , wurde vom 
französischen Berufungsgericht im April 1 9 83 in Paris entgegen 
dem Vorwurf der klagenden jüdischen Organisationen sorgfäl­
tige wissenschaftliche Arbeit bestätigt, wohingegen dem dortigen 
Komitee jüdischer Gruppen kein schlüssiger Beweis gelungen ist , 
daß es je Gaskammern zum Zwecke der Menschenvernichtung in 
der NS-Zeit gegeben hat . Auch jüdische Forscher wenden sich 
gelegentlich gegen die maßlosen übertreibungen . . . .  

Ihr geplantes Gesetz paßt in einen totalitären Staat wie dem 
kommunistischen, wo der Stand der Geschichtsschreibung nach 
der jeweiligen Parteilinie festgeschrieben wird, aber es ist eines 
demokratischen Rechtsstaates unwürdig . Eine derartige Einengung 
der Geschichtswissenschaft hat es nicht einmal im Dritten Reich 
gegeben, wie kein geringerer als Professor Ritter bestätigt hat .  

Ihr Gesetz geht jedoch auch politisch fehl , denn e s  würde eben 
nicht Rechtsextreme und deren Agitation erreichen , dafür ge­
nügen die bisherigen Strafgesetze vollauf, sondern würde gerade 
jene gesetzestreuen Staatsbürger der Demokratie entfremden, 
welche sich aus persönlichem Verantwortungsgefühl und aufgrund 
von Sachkenntnis gegen falsche Geschichtsdarstellungen wehren 
und der Meinung sind , es dürfe nicht Rechtsextremen überlassen 
bleiben, für die historische Wahrheit zu kämpfen.  

Es bleibt im übrigen auch unerfindlich, warum das Zeigen eines 
Hakenkreuzes gefährlicher als das von Hammer und Sichel sein 
soll ,  eher trifft das Gegenteil zu, ist doch für den Nationalsozialis­
mus nirgendwo in der Welt eine nennenswerte politische Macht­
grundlage vorhanden, wohingegen der expansive Kommunismus 
eine leider allzu wirkliche Bedrohung unserer Demokratie dar­
stellt . 

Wenn Herr Galinski aus Berlin argumentiert , es sei für J uden 
unzumutbar, hier persönlich klagen zu müssen, dann sei er daran 
erinnert , daß J uden durch unsere Gerichte eindeutig gegen jeg­
liche Beleidigung geschützt sind , wohingegen sich Deutsche eines 
solchen Schutzes nicht rühmen dürfen, weil beispielsweise deut­
sche Soldaten der Bundeswehr als bezahlte Mörder und Heimat­
vertriebene als Kettenhunde der Reaktion ungestraft beschimpft 
werden dürfen. 

Ihr Gesetz verrät auch den ehernen j uristischen Grundsatz, der 

* )  I n st i t u t  für Ze itgasc hi  eh� in M ü n c he n ,  Leo nrod-st r .  43 

- off i z i e l les I n st i t u t ,  we n n g l e i c h  es als "u n a b h ä n g ige St ift u n g "  

f i r mi ert 
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Bundesprüfstel len le iter Stefen, diesmal befaßt mit Porno­
graf ie: bereits über 450 Video- Kassetten auf dem Index. 
Sei ne jahrel ange Tät igkeit auf diesem Gebiet ist frappierend, 
wi e man sich bei jedem Gang durch K ioske, Ze itschriften­
läden und Vi deotheken überzeugen kann. 

V\/\fVVVV\/VVVV/V\1\J 

in demokratischen Staaten bisher Gültigkeit hatte , wonach nie­
mand schuldig gesprochen werden kann , ehe ihm seine Tat nicht 
zweifelsfrei nachgewiesen ist . Genau dies aber kann kein Fach­
mann von dem genannten Bereich der Zeitgeschichte ernsthaft 
behaupten. 

Könnten deutsche Gerichte nicht einmal statt dessen folgendes 
Urteil fällen: 

"Menschen deutscher Abstammung haben auf Grund ihres 
Persönlichkeitswertes in der Bundesrepublik Anspruch auf Aner­
kennung des Verfolgungsschicksals der Deutschen seit dem Ver­
sailler Frieden 1 9 1 9 , während des Zweiten Weltkrieges , insbe­
sondere in bezug auf den zivilen Bombenkrieg und die Massen­
austreibung aus den deutschen Ostprovinzen, die Behandlung der 
deutschen Kriegsgefangenen und in bezug auf die Rachejustiz 
nach 1 9 45 . Wer die Deutschenmorde aus dieser Zeit leugnet oder 
verharmlost , beleidigt jeden einzelnen von ihnen und kann sich 
hierbei nicht auf das Grundrecht der freien Meinung berufen. 
Betroffen sind durch solche Äußerungen auch erst nach 1 945 
geborene Personen, wenn sie als Reichs- oder Auslandsdeutsche in 
jener Zeit verfolgt worden wären. " 

Im Namen und Auftrag der Mitglieder und der Vorstandschaft 
des Arbeitskreises für Zeitgeschichte und Politik bitte ich Sie 
dringend, im Interesse des deutschen Volkes und seines Ansehens 
in der Welt die Widerlegung falscher zeitgeschichtlicher Anklagen 
gegen Deutschland durch unabhängige Forschung nicht zu be­
hindern und dieses unheilvolle Gesetz unverzüglich zurückzu­
ziehen. 

Mit vorzüglicher Hochachtung 
Hans-J ürgen Witzsch 

Studiendirektor 



H E R RN B U N DES J USTI Z M INISTE R 

Herrn J ustiz minister 
Han s  A.  Engelhard 
He inemannstr. 6 
5 3 00 Bonn 

85 1 0 Fürth , 1 5 .5 . 1 984 

Betrifft : Geplante s  2 1 .  Strafrechtsänderungsge setz 
hier : 402 1 - 2 - 2 - 23 1 1 0/84  

Sehr gee hrter Herr J ustizminister !  
Vo n J ustiz amtsrat a . D .  Weinlein,  dem Fürther Kreisvor­

sitzenden des Beamtenbundes - mir se it langem persönlich 
bekannt - erhielt ich Kenntnis vo n Ihrem Antwortschreib e n  auf 
den massiven Protest de s hie sigen Beamte nbundvertreters gege n 

Ihr geplante s 2 1 .  Strafrechtsänderungsge set z .  

D i e  Antwo rt Ihres Mitarbeiters Fieberg läßt erkenne n ,  daß 
man in Ihrem Haus die Problematik de s geplanten "Maulkorbge ­
setzes " für Zeit ge sc hichte o ffe nkundig hartnäckig übersieht und 
von den sachlichen Ei nwänden vieler Hist oriker gegen b isherige 
Darstellunge n  über die N S-Zeit ; wie sie aus der Sicht des Siegers 
entstanden ware n ,  keine Kenntnis nehmen will . In ähnlicher Weise 
wurde bereits früher von der so zialliberalen Re gierung versucht , 
aus po litischen Rücksichten mit den deutsch-polnischen Schul­
buc hempfe hlu ngen die Übernahme des polnischen Geschichts­
bilde s durchzuset zen,  obschon deren ge schichtsfälscherischer 
Charakter j e de m  Historiker klar se in mußt e ,  wo mit erstmals in der 
Ge schichte unserer Natio n e ine frei gewählte de utsche Regierung 
Geschichtsfälschung z u  Gunsten eines fremdt:,n Vo lkes b etrieb . 

Gegen die Ausführu ngen I hres Referenten in obigem Schreib e n  
sind folgende Einwände zu erheben: 

Ihre Behaupt u ng Nr. 1 : . 
Natio nalso z ialistische Völkermordhandlunge n  se ien vo r deut­

schen Gerichten in zahlreichen Strafverfahren gep rüft worde n ,  
deren Urte ile auf Dokumente n ,  Ze ugenau ssage n  sowie gut ­
achterliehen St ellungnahmen beruhten.  

Einwand Nr . 1 :  
a) 
Die vo n deutschen Geric hte n durchgeführten Strafverfahren 

hatte n die A ufgabe, die persö nliche Schuld Einze lner hinsichtlich 

strafbarer Handlungen während der N S -Zeit fest zustellen und 
diese abzuurte ile n. Die Strafverfahren dienten j edo ch nicht der 
Aufgabe , bestim mte hi storische Vorgänge insge sa mt zu überprüfen 
und die Ric htigkeit po lit isch motiv ierter Behaupt unge n festzu­
stelle n. Die bisher bekannten Dokumente erlauben es nicht ,  
daraus den Sc hluß zu ziehe n ,  die Ausro ttung der J uden im 
NS-Machtbereich sei unbezwe ifelb ar die Ab sicht der damalige n 
Re ichsre gierung gewe sen und auch tat säc hlich durc hgeflihrt 
worden. Bi sher unwiderspro chen blieb die Feststellung des Histo­
rikers Irving, es gebe keinen Bewe is ,  daß Hitler die Tötung auch 
nur eines einz igen J u den aus rassischen Gründen angeordnet hab e .  

b) 
Die Zeugenaussagen zu den Vo rgängen über die behauptete 

Judenvern ichtung in Gaskammern sind gr ößtenteils so wider­
sprüchlich,  daß sie schon alle in deshalb hätten kritisch überprüft 

wer den mü ssen.  Dies hätte späte stens dann ge sche he n müsse n ,  als 
bekannt wurde , daß im Altreich keine Gaskam m ern in B etrieb 
waren, obscho n  dies in beeideten Aussage n ,  namentlich über 
Dac hau, be hauptet worden war.  

Es ist  bekannt, daß e s  so g. B erufszeugen gib t ,  deren Falschaus­
sagen scho n  manchen Angeklagten zum Verhängnis wurden,  und 
daß Be lastungszeugen aus aller Welt o hne Rücksicht auf Ko ste n 
und Glaubwiirdigkeit vorgeladen werde n ,  wo rüber der jüdische 

Sc hriftsteller Burg als Sac hkundiger markante Aufschlüsse ge ­
gebe n  hat. Ebenso bekannt ist ,  u nter welchem Druck jene 
jüdisc hen Zeuge n  ste he n ,  die entlastende Aussage n zu Gunsten 
vo n NS- Angeklagten vorbringe n. Es ist im übrigen kein Fall 
bekannt geworden, daß uneidliche Falsc haussagen und Meineide 
- in N S - Verfahren zu Laste n  von A ngeklagten vorgetrage n - je 
bestraft wurden,  wo mit auch j e des Risiko einer Falsc haussage 
entfällt . Die Naivität deut scher Gerichte ist unverk ennbar,  wenn 
Zeugen aus dem kommunistischen Machtbere ich ernst geno mmen 
werde n ,  obsc ho n  j e dem J urist e n  klar sein muß, welche Fo lgen 
entlastende Aussage n  für e inen Z e ugen aus dem totalitären öst­
lic hen Z wangssyste m na c h  seiner Rü ckkehr hab e n .  Verschiedene 
Fehlurteile durc h falsche Z e uge naussage n,  we lche Angeklagte 
teilweise j a hrelang unschuldig ins Gefängnis brachten, sind be­
kannt geworden. 

c)  
Die gutachterliehen Stellungnahmen der Sac hverständigen 

haben infolgedesse n nur einen be dingten Wert . Dabei ist zu 
beac hten,  daß durch die j a hrzehntelange Akte nsperre eine um 

Wahr heit bemü hte Forschung be hindert war , we shalb ihr die 
Vorläufigkeit und Unvollständigkeit ihrer Ergeb nisse klar sein 
mußte.  Es fällt auf, daß die o ffizielle n Sachverständige n in ihren 
Gutachten vo n den neuen Forschungsergebnisse n kaum Kenntnis 
nehmen. Gerade in de n Bereichen Kriegsursa chen und J u de nver­
fo lgung ist eine Vo rabverurteilung der NS-Zeit auch heute noch 
üblich. Zudem ist festzuste lle n,  daß eben auch Richter und 

Staatsanwälte o hne ausreichende fachliche Ke nntnis quellen­
kritisc her Met ho de n der Geschichtswi ssensc haft e in einseitige s 
Bild der damaligen Zeit entwerfen und danach ihre Urte ile fällen ,  
weil ihnen abwe ichende Lehrmeinunge n u n d  Forschungsergeb­

nisse durch eine we itge hend e ingehalte ne Informatio n sblockade 
der Masse nmedien in Deutsc hland meist u nbekannt ble iben.  So 

z . B .  über den B au e iner Gaskam mer in Dachau nach dem Kriege , 
die Fälsc hungen im Tagebuch der Anne Frank sowie die Ge­
sc hic htsfälschu nge n der angeblichen Gespräche Rauschnings mit 
Hitler ,  um nur einige s  zu nennen. 

Abweichende Lehr meinunge n ,  we lche die N S -Zeit ent­
scheiden d  entlaste n ,  werden von den Masse nmedien, so b egründet 
sie auch sein m ö gen,  in der Regel  der Öffentlichkeit unterschlage n  
u n d  nach Möglichkeit i n  die neo naz istische o der rec htsradikale 

Ecke verwiesen . Dies trifft seinerzeit ige Anhänger und Gegner der 
N S-Zeit gleic hermaßen und führt manchmal zu Gro teske n ,  daß 
KZ- Häftlinge als e he malige Op fer der NS-Verfo lgung heute 
wie derum abgele hnt und verfol gt we rde n ,  we nn sie die NS-Zeit 
vor maßlo sen Übertreibungen in Schutz nehmen. We nn sich 
bedeut e n de Vertreter abwe ichender Lehrmeinunge n  nicht mehr 
to tsc hweige n  lasse n und zu so g. Experte nrunden eingeladen 
werden,  wohl um der Außenwelt eine scheinbar offene Diskussio n 
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vorzuspiegeln, dann geschieht das, was in der letzten Holocaust­
Diskussion deutlich wurde, als man den Vertreter abweichender 
Lehrmeinungen, den englischen Historiker I rving, in flegelhafter 
Weise angriff und beleidigte, ohne daß es dem Gesprächsle iter 

Ge rd Ruge in den Sinn kam, ihm ein Mindestmaß an F airneß zu 
sichern. Um die Gefahr auszuschließen, Millionen Zuschauer 
könnten erkennen, auf welch f ragwürdige r Grundlage das Ge­
schichtsbild der sog. Ex perten stand, ließ man ihn nur bruchstück­
haft zu Wort kommen und schnitt ihm das Gespräch ab. 

Unberücksichtigt bleibt der Ausgangspunkt des sog. Nürn­
berge r Geschichtsbildes, das im IMT-Verfahren* * )  entwickelt 
wurde. Der Prozeß wurde nach angelsächsischem R echt geführt, 

d. h. die Anklage hatte nicht die Aufgabe, an einer objektiven 
Wahrheitf indung interessiert zu sein - die politische F unktion 

des Prozesses einmal außer acht gelassen -, wobei über die 
unterschiedliche Rechtsauffassung hinaus die Verteidigung massiv 
behindert wurde und Zeugen in teilweise extremer Weise unter 
Druck ge setzt wurden. 

Auf solcher Grundlage und unter diesen Voraussetzungen sind 
viele Urteile in NS-Verfahren als fragwürdige historische Quelle zu 
betrachten, was nicht im Widersp ruch damit steht, daß viele 
Richter um Wahrheitsfindung und gerechte U rteile bemüht waren. 
Derartige Urteile aber werden dann von den offiziellen Gut­
achtern wiederum als Beweis für die Richtigkeit neuerlicher 
Gutachten angeführt. 

Aufgrund eigener Erfahrung in mehrjährigen Gerichtsverfahren 
weiß ich, welche U nkenntnis über den Stand der Zeitgeschichts­
forschung bei den meisten Richtern und offiziell damit befaßten 
Stellen besteht, wo man sich auf Gutachten des l fZ* * )  bezieht, 
auch wenn sie noch so fragwii rdig und offenkundig f alsch sind, ja 
sogar dann, wenn ihre Aussagen den persönlichen E rfahrungen 
von Hunderttausenden deutscher Betrof fener entgegenstehen. 

Im Kernbereich Ihres geplanten Gesetzes steht die Be­

hauptung, es sei auf Befehl der NS-R egierung ein millionenfacher 
Mord an Juden in Gaskammern durchgeführt worden. F ür die 
Leichtfertigkeit Ihres Gesetzesvorhabens ist die Tatsache be­
zeichnend, daß diese Behauptung damit zu einem offiziellen 
Dogma erhoben werden soll, obwohl bis heute kein einziges 
Gutachten durch die deutsche Justiz erstell t wurde, ob, wann, wo 
und wie überhaupt ein derartiges gigantisches Verbrechen in 
Gaskammern hätte durchgeführt werden können. Phy sikalisch 
unmöglich e Angaben in Zeugenaussagen - Sachbeweise dazu 
liegen nicht vor - wurden ohne Widerspruch von deutschen 
Gerichten in NS-Verfahren wie im Auschwitz- Prozeß von F rank­
furt hingenommen, obsch on die Justiz sonst bereits in vergleichs­
weise geringfügigen F ällen mit Sorgfalt nachweist, daß z. B. ei n 
Messerstich in einem Totschlagsverfahren niema ls so geführt 
werden konnte, wie ein Zeuge behauptete. Die F orschungsergeb­
nisse des franz ösisch en Professors F aurisson, der nach lang­
jährigem sorgfält igem Studium aller greifba ren Unterlagen zu 
dieser F rage zum Ergebnis kam, da ß es ni rgendwo i m  Machtbe­
reich des NS- Staates jemals Ga skammern zum Zwecke der 
Mensch envernic htung gegeben hat, werden nicht zur Kenntnis 
genommen und, indem ma n sie kurzerha nd a ls rechtsextrem 
disqu alifiziert, glaubt man sich der Mühe entheben zu können, 

diese F or sc hu ngsergeb nisse sorgfält ig z u  p rüfen. 

Dies v erwundert all erdings nicht, wenn man bedenkt, daß die 
deutsche Justiz in Sp itz enst ellungen b is heute ohne klaren W ider­
spruch hingenommen hat , daß nach dem Kriege fu nda menta l e  
a bendlän disc h e  Rechtsgrundsätze wie null a poena sine lege und 
nul la p oc na sine crimen laufend verletzt wurden und sie z um 
Handlanger einer ei nseit igen Strafverfolgung durch die NS-Ver-

* * )  I MT = " I nternat i o n a l e s  M i l i t ä rt r i b u na l " ,  in W i r k l i c h k e i t = A l l i i ertes 

tagte 1 945/1 946 zur A b u rte i l u ng der " Ha u pt k r i egsverbre cher " 
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fahren degradiert wurde, da ihr die Strafverfolgung von alliierten 
Verbrechen an Deutschen untersagt wurde. 

Ihre Behauptung Nr. 2: 
Historische T atsachen gäben den d eutsch- jüdischen Bezieh­

ungen eine im Verhältnis zu anderen Völkern einmalige Prägung, 
die es erlaubten, der jüdischen Bevölkerung bei uns ein besonderes 
Schutzbedürfnis zuzuerkennen. 

Einwand Nr. 2: 
Zunächst stellte das Grundgesetz ohne Wenn und Aber fest, 

da ß  vor dem Gesetz alle Bürger gleich sind. Eine besondere 
Rechtsstellung von Juden vor Deutschen ist demnach grundgesetz­
widrig. Lediglich in einem totalitären Staat sind derartige Selbst­
verständlichkeiten nicht gegeben, denn dort sind, wie Orwell 
persifliert, zwar alle vor dem Gesetz gleich, aber einige sind 
gleicher. Folgte man I hrer Auffassung eines besonderen deutsch­
jüdischen Verhältnisses, dann müßte es aufgrund der a lliierten 
Kriegsverbrechen in Ost und West auch umgekehrt eine Vielzahl 
derartiger besonderer Verhältnisse uns gegenüber geben. Es ist bis 
jetzt nicht bekannt, daß die tschechische Regierung wegen des an 
Sudetendeutschen nach Kriegsende verübten Völkermords und 
der millionenfachen Vertreibung, denen kein vergleichbares Ve r­
brechen der deutschen Seite früher gegenübersteht, je von einem 
in diesem Sinne besonderen tschechisch-deutschen Verhältnis 
gesprochen hätte. 

I hre Behauptung Nr. 3: 
Das Gesetz richte sich nur gegen jene, die historisch erwiesene 

Völkermordhandlungen, die in Wahrheit unbezweifelbar vorge­
nommen worden sind, billigen oder sie leugnen. 

Einwand Nr. 3: 
Wer hat denn festgestellt und wo ist denn nachzulesen, wobei 

eine einwandfreie historische Beweisführung beachtet wurde, daß 
bestimmte Völkermordhandlungen in Wahrheit unbezweifelbar 
vorgenommen wurden, wenn die wissenschaftl iche E rforschung 
dieses Themenbereichs, zumindest von den offiziellen St ellen 
wäre dies zu sagen, beim Stand der Siegerpropaganda von 1 945 

und des IMT von 1 946 stehengeblieben ist, wohingegen ab­
we ichende Forschungsergebnisse unabhängiger Historiker unbe­
rücksichtigt geblieben sind. Nennen Sie der Öffent li chkeit bitte 
ein einzige s historisches Werk, das ihrer Meinung nac h  diesen 
Ansprüchen gerecht wird. 

Ihre Behauptung Nr. 4 :  

Das Gesetzesvo rhaben bedrohe weder die Meinungsfreih eit 
noch die M öglichkeit weiterer historischer F orschungen. 

Einwand Nr. 4: 
Hier muß die F rage erlaubt sein, ob Ihr Referent diese Aussage 

bei klarem Verstande geschrieben hat, denn wenn eine b esti mmte 
historische Aussage bei Gerichten al s verbindlich erklärt wi rd -

millionenfacher Judenmord usw. -, dann kann doch von 

Meinungsfreiheit nicht meh r die R ede sein , wenn gleichz eit ig 
abweichende Auffassungen st ra frechtlich v erfolgt werden sollen. 
Doch Ihr Geset zesent wu rf geh t ja noc h weit er, indem er Verha rm­
losung dieser NS-Verbrechen unt er Stra fe stell en will,  d .h .  jeder 
Wissenschaftler und Staat sb ürger, der in den l etzte n Jahren in 
einzelnen Bereic hen der Zeitgesc hich te die Greu elp ropaganda der 
Sieger du rch exakt e F orsc hu ngen widerl egt hat , wäre im Ge fäng­
nis gelandet, wenn es Ih r Geset z damals b ereit s gegeb en hätte. A u f  
einen derartigen Unsi nn ist nicht ei nmal di e Polit ik de r Ume r­
ziehung der Sieger vor Gründu ng der Bu ndesrepublik verfall en. 

Wenn wissensc haftlic h e  F orsc hu ngen zu a n de ren als heute 
behaup teten Ergeb nissen kommen, na mentli ch im Tabube reic h 

Judenverfolgung, dann werden si e b ereit s jet z t  - so b ei D r. 
Stäglichs wi ssenscha ftlic hem Werk " Der Au schwit z -Myt h os" -
k u rzerha nd als nicht  wissenschaftlich abgetan, o h ne daß ma n sich 
sachlich mit den Ausfüh rungen des Verfassers auseinande rsetzt e, 



wo bei dem Autor obendrein noch se in wissenschaft licher Grad 

aberkannt werde n soll unter B erufung auf e in diesbe züglich noch 

gültiges N S - Ge set z ;  Vor gänge , die e indeutige Parallelen in der 

NS-Zeit haben , wo wir sie zu Recht verurteile n .  
Herr Minister ,  Sie so llte n vorsichtshalber auch einmal beim 

Bun desverfassungsgericht nac hfragen, ehe Sie ein Gesetz durch­
peit sche n wo llen, das so eindeutig unserem Grundgesetz 
widerspricht. So llte I hnen der vo m Bundesverfassungsgericht fest­
ge stellte Grundsat z nicht bekannt sein - vo n jedem e i nsichtigen 
Staatsbürger als Selbstverständli c hk eit bejaht -, wo nach der 
Kampf der Meinungen das Lebensele ment der freiheitlich-de mo­
kratischen Grundordnung und für sie sc hlecht hin konstituierend 
se i ?  

Ziehen sie I hr Gesetzesvorhaben zurück,  e he S i e  sich vo m 
Bundesverfassungsgericht eines Besseren belehren lassen müsse n ,  
u n d  ver meiden S i e  es in Zukunft , m i t  derartigen widersinnigen 
und absurden Begrü ndunge n ein Ge setzesvorhab en zu verteidigen,  
das von j e de m überzeugten Demokraten - gle ich we lc her poli­

tische n Ric htung - nur mit E mpörung zurückge wiesen werden 
kann. 

Im übrigen ist Metternich schon seit we it über 1 00 1 ahren tot 
und Galinski eignet sic h ge wiß nicht zu seinem Nachfolger.  

Mit freundlichen Grüße n  

Han s-J ürgen W itzsch 

Stu diendirektor 

Nach begründeter Anmahnung kam eine Antwort aus 
Bann, die ( sinngemäß wiedergegeben) sich auf die Mit­
teilung beschränkte , daß die Strafprozeßurteile der 
letzten 30 Jahre die historische Wahrheit ermittelt 
hätten und es fruchtlo s sei, mit Leuten zu korrespon-

* * * * * * * * * * * * * * * * * * * * * * * * * * * * * * * * * * * * * * * * * * * * 

Herrn Bundesj u stizminister 
Hans A. Engelhard 
Heine mannstr. 6 
5300 Bonn 2 

ER NEUTE 
497 3 Vlotho /We ser 
de n 20 . J uli 1 984  

Betrifft Schriftwec hsel de s Studie ndirektors Hans-1 ürgen 
Wit zsch mit Ihnen vo m 24. 3 . 8 4  + 1 5 . 5 . 1 9 84 

Sehr geehrter Herr Bundesj ustizminister ! 
Als Wi ssensc haftler , Autoc zahlreicher historischer Büc her und 

Abhandlunge n  so wi e  als Verleger u nterbreite ich Ihnen heute 
noch einmal in gedruckter Form die beiden Briefe des Herrn H .J .  
Wit zsch aus Fürt h in be zug auf das vo n I hnen bereits seit län gerer 
Zeit immer wieder ins Ge spräc h gebrac hte 2 1 .  Strafrechtsänder­
ungsgeset z .  

Wie Sie me ine n persö nliche n Ver öffentlichu nge n entnehmen 
können, die Ihne n vorliegen,  können Sie ersehen, daß i c h  mich 
angesic hts der Hektik der Strafverfo lgungsbehörden in den ver­
gangeneu J ahre n, wi ssensc haftli ch-historische Detailanalysen 
kr iminalistisc h zu verfo lge n, bemüht habe,  meine Publi kationen 
vor Druckle gung durc h jewe ils zwei Rec htsanwälte dahi nge he nd 
über prüfen zu lasse n ,  ob ir gendwe lche St rafgesetze oder Richter­
sprüche verletzt wo rden sein kö nnte n .  

Wie sic h aber mittlerweile herausstellt,  scheint se lbst d a s  nicht 
mehr genug zu sein. Eine Sc hrift von mir wurde trotz der 
Tatsache besc hlagnahmt , daß ich sie vo rher durch zwei J uriste n  
habe über prüfen lasse n, damit j a  keine Verstöße gege n irge nd­
we lche Paragraphen vorliegen können. Das Ergeb nis ist zur Zeit 
ein langwieriges 1 ustizverfahren. Es hande lt sic h um das Heft Nr.  

15 meiner wisse nsc haft lichen Sc hrifte nreihe "Historische Ta t ­
sachen " m i t  d e m  Titel "Kenntnismänge l  d e r  Alliierten " ,  in dem 
ich in wissensc haftlic her Gründli chkeit unter Verwert ung aller 
wesentliche n  neuen in- und ausländisc hen Verö ffentli c hungen 

dieren , die die dortigen Feststellungen negierten . 
Fragwürdige Pro zeßgrundlagen (einseitige Strafver­

fo lgung, keine Meineidhaftung für ausländische Zeugen 
in NSG-Verfahren, weitgehend fehlende Dokumente , 
unkritische Übernahme von Fotokopien unbeglaubigter 
Abschriften von nie gesuchten o der gefundenen Origi­
nalen, ungeprüfte Übernahme zweifelhafter Sachgut­
achten des Instituts für Zeitgeschichte , Übernahme 
selbst technisch-naturwissenschaftlicher Unmöglich­
keiten in Zeugenaussagen, verweigerte Überprüfung 
wesentlicher technischer Zusammenhänge, Unzugäng­
lichkeit unveränderter Tatorte, die in das Belieben der 

Gerichte gestellte Einstufung von Aussagen in "glaub­
würdig" oder "unglaubwürdig" , die meist zu ungunsten 
von Angeklagten erfolgte usw. ) ,  dazu eine fachun­
kundige Justiz* ) ,  scheinen nach dem Schreiben des 
Bundesjustiz ministeriums nicht zu existieren und hätten 
so mit o ffenbar die Geschichtswissenschaft nicht zu 
tangieren. Auf diese Weise "vereinfacht " das Bundes­
j ustizministerium den Problemko mplex und entzieht 
sich sämtlichen wissenschaftlichen Einwänden.  Mit 
derlei Sprüchen wird das Herrschaftsinstrument der poli­
tischen Justiz ausgedehnt zur Einschränkung bzw. Auf­
hebung der Meinungs-, Forschungs- und Wissenschafts­
freiheit . Dieser Eindruck drängt sich jedenfalls auf. Doch 
zum Glück soll es ja anders sein. ( Siehe eingerahmte 
Ausführungen, rechte Spalte Seite 34 )  

* )  Verg l . Seite 2 6 ,  l i n k e  S palte  "d i l ett iere nde H i st o r i ker i n  R o be " ?  

* * * * * * * * * * * * * * * * * * * * * * * * * * * * * * * * * * * * * * * * * * * * * 

AN F RAG E IN BONN 
nachgewiesen habe,  daß die Alli ierten bis z u m  Kriegsende vo m 
sogenannten " Holo caust " - de m Massenmord an Millio nen J uden 
- nichts gewuß t haben und das, was während des Krieges in ihren 
Zeitungen darüber stand, selbst nicht geglaubt und daraufhin auch 
nichts veranlaßt haben.  

Do c h  die s nur vorwe g. 
Herr Stu diendirekto r Han s-J ürge n  Witzsch hat mir die Korres­

po n denz mit Ihnen zur Verfügu ng ge stellt. Ich sehe seine beiden 
Briefe an Sie für so we se ntli c h  an, daß ich diese Briefe veröffent­
lic hen möc hte . Herr Wit z sch hat eingewilligt und sich j uristisch 
dahinge hend berat e n  lasse n ,  daß vo m juristischen Standpunkt aus 
einer Veröffentlichung nichts i m  Wege ste ht.  

Um j e do c h  nicht noch einmal mir vo n Rechtsanwälte n be­
st ätigen z u  l asse n ,  daß k einerle i Strafnormen verletzt  seie n ,  
wä hrend ansc hließend d i e  Staat sanwaltschaft dennoch e i n  Straf­
und Einzie hungsverfahren eröffnet und Richter dem zustimmen, 
möc hte ich in bezug auf diese beiden o . g. Schreiben unmittelbar 
bei I hnen a nfrage n ,  

a)  o b  eine Veröffentlichung dieser beide n Briefe gegenwärtig 
strafbar ist , 

b) ob eine Veröffentlichung dieser beiden Briefe strafbar ist , 
wenn kurz vo r Publizierung Ihr beantragtes 2 1 .  Strafrechts­
änderungsgesetz in Kraft getreten se in sollt e .  

I hre Entscheidung in die ser Frage wird vie le Zweifel aus­
räumen, die heute j e der unabhängige Historiker hegt . Daher bitte 
ic h unbe dingt um eine Ant wo rt , die für Pub li ziste n wie für die 
Ric hter vo n bleibe nder B e deutung sein dürfte.  

Mit rechtsstaatliehen Empfe hlunge n 

Dipl .Po l .  Udo Walendy 
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SEINE ANTWOR T 

Auf mein rechtshilfeersuchendes Schreiben vom 2 0 .  
Juli 1 984 hat sich Bundesminister Engelhard weder 
veranlaßt gesehen, persönlich zu antworten noch durch 
einen sachkundigen Mitarbeiter seines Hauses reagieren 
zu lassen. Meine an ihn gerichteten Fragen waren klar, 
kurz und angesichts der angekündigten Strafrechts­
änderungsabsicht für die Bürger , Historiker und Publi­
zisten unseres Landes von erheblicher Bedeutung. 

Die einzige Folgerung, die für mich als Historiker und 
Verleger aus diesem Schweigen zu ziehen bleibt , ist die 
Erkenntnis, daß der Herr Bundesj ustizminister Engel­
hard in Wirklichkeit gerade die historische Forschung in 
dem genaimten Fragenkomplex - grundgesetzwidrig ! -
bekämpfen will, dies j edoch der Öffentlichkeit gegen­
über zu vernebeln sucht . Das heißt nichts anderes, als 
daß er die 1 945 einem wehrlosen Volk aufgezwungenen 

Dogmen über seine  Schuld und die ihm angelasteten 
Massenverbrechen vor konkreten wissenschaftlichen 
Untersuchungen mit den Mitteln des Strafrechts ab­
schirmen und daher dauerhaft verankern will . Die 
ständig zitierte Behauptung, die seit 1 94 5  unablässig 
vorgetragenen Beschuldigungen seien "offenkundig und 
daher eines Beweises nicht mehr bedürftig" verdeut­
lichen seit langem, daß amtlicherseits konkrete wissen­
schaftliche Untersuchungen nicht nur nicht veranlaßt , 
sondern abgeblockt werden. Mit Methoden politischer 
Pro zesse und deren Ergebnissen kann sich nun einmal 
die Geschichtswissenschaft nicht zufrieden geben . Von 
einem Bundesj ustizminister ist zu erwarten, daß auch 
e r  dies einsieht . Diese ganze Art und Weise der ver­

suchten Kriminalisierung historisch-wissenschaftlicher 
Forschung zielt eindeutig gegen die Wahrnehmung 
unseres Selbstbest immungsrechtes, gegen j ene Frei­
heiten, auf die ein Volk Anspruch hat .  Niemals in der 

menschlichen Geschichte hat sich ein souveränes Volk 
seine eigene Vergangenheit von fremden Mächten 
schreiben o der gar diktieren lassen ! Wer solches dem 
deutschen Volk zumutet , handelt gewissenlos und ist als 
politischer Verantwortungsträger fehl am Platze.  

Das zwielichtige Verhalten des Herrn Bundesj ustiz­
ministers Engelhard, das sowohl in seinem Schweigen zu 
meiner Anfrage als auch in seinen übrigen öffentlichen 
Stellungnahmen zum Sachkomplex seines 2 1 .  Straf­
rechtsänderungsgesetzes zum Ausdruck kommt , kann 
unter rechtsstaatliehen Verhältnissen nicht zu Lasten der 
von ihm vorsätzlich o der fahrlässig düpierten Geschichts­
forscher und Publizisten ausgelegt werden. 

Mir bleibt daher nur übrig, ihn auf seine nachfolgend 
besonders eingerahmten Ausführungen festzulegen, die 
er in der Fernseh-Report-Sendung des Südwestfunks am 
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W A R  SC H W E IGEN 

1 7 .  Juli 1 984 um 2 1  Uhr zur Frage der Wissenschafts­
und Forschungsfreiheit gemacht hat : 

" Moser: Wie soll ein solches Ge set z  in der Praxis funk­
tio nieren ? We nn etwa j emand behauptet, es seien nur zwe i  
Millionen o der a u c h  n u r  e i n e  Millio n j u den ermordet worden,  soll 
der nun bestraft werde n ?  

Engelhard: Es wir d  wohl niemand o h ne eine beso ndere Ab­
sicht eine Schrift die ses I nhalt s veröffentlichen. Davo n ist auszu­
gehen.  Un d es wird dann Sache des Gerichts sein, überlegungen 
da hin a nzustelle n ,  o b  der Tatbestand, so wie vorgesehen, durch 
diese Schrift erfüllt ist , nämlich ob damit eine Gewalt- und 

Willkürherrsc haft des Nationalsozialismus verharmlost werden 
soll. 

Moser : Wen n  e iner leugnet,  daß es Gaskammern gegeben hat , 
ab ins Gefängnis ? 

Engelhard: Es gilt hier ganz sicherlich das gleiche , und es gibt 
Schriften,  die ganz eindeutig in der Absicht der Verharmlosung 
des Regimes nicht der o ffensiven Verherrlichung, so ndern j enen 
Umweg, den ic h vorhin kurz gesc hildert hab e ,  die Dinge einzu­
nebeln und im Sinne einer nachträglichen natio nalso zialistischen 
Werbung do c h  e ine n sehr we sentlichen Beitrag z u  leiste n. * )  Auf 
solche Schriften wird ganz sicherlich die se s vorge sehene Gesetz 
Anwen dung z u  finden haben.  

Moser: Un d was ist  mit  Hochsc hulpro fessoren,  wie etwa dem 

Erlanger Historiker Hellmut Diwald ? Diwald hat ja behaupte t ,  

das , was in Auschwitz geschehen ist , sei in - so seine wörtliche 

Einlassung - ' ze ntrale n Frage n  immer noch ungeklärt ' .  Hätte 

Diwald sich damit straffällig gemacht wenn das geplante Gesetz 

schon damals vorhande n  gewe se n wäre ? 
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Engelhard: Wir haben ausdrücklich in das Gesetz 
aufgen o m men , daß alle Schriften,  die der staat sbürger­
lichen A ufklärung dienen,  die der F orschung dienen, die 
der Wissensc haft dienen , davon nicht erfaßt werde n .  
Allerdings hier i s t  n a c h  unser er Verfassung d e r  Wissen­
schaft ein breiter Raum eingeräumt,  der allerdings nicht 
von der Treue zur Verfassung entbindet . 

Ansonsten aber kann e s ,  wie die Gegner dieses 
Gesetzes und auc h i n  viele n Zuschriften an mich uns 
glauben machen möchten, natürlic h  überhaupt nicht der 
Sinn unserer Gesetzgebung sein , die Wisse nschaft in 
irge ndeiner Weise einzuschränke n .  
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Moser : Also ein Historiker kann über die so genannte End­
lö sung der J udenfrage behaupten,  was er will . Es muß nicht 
stim men , H auptsache er ist Historiker . Ist das so richtig? 

Engelhard: Es gibt überhaupt keinen Bereich,  der der wissen­
schaftlichen Erörterung entzoge n  wäre und der wissenschaftlichen 
Forschung. 

Moser: N un wolle n Sie ja nicht das Billige n  und Leugnen des 
Völkermordes a n  den europäischen J uden unter Strafe stellen , 
so ndern auch Völkermordhandlungen an deutschen Nicht-J ude n .  

* )  Bei  d iese m Sat z haben w i r  be so n dere So rgfa lt wa lten lasse n ,  i h n  

o rg i n a lget reu wiederzugebe n .  



die geric htliche Praxis vö llig überfordert . So ll denn künftig bestraft werde n, wer etwa leugnet o der billigt , 
daß Kar! der Gro ße im J ahre 7 8 2  in Verden an der Aller tausende 

von Sachsen hat hinschlachten lasse n? 

Moser : Aber was gibt es an Völkermordhandlunge n an Deut­
sch e n ?  Was hab e n  Sie da im Auge ? 

Engelhard: Das wird , außer in der historischen Forschung, 
heute wohl niemand* * )  mehr bewegen.  Nein,  es steht* * )  im 
Vordergrund die Völkermordhandlu ngen des Natio nalso zialismu s .  
Dies steht i m  Mittelpunkt u n d  d i e s  i s t  das Wichtigste , und es kann 

nicht richtig sein, daß j üdisc he Mitbürger nach unserem geltenden 
Recht , wenn sie in dieser Weise herabge se t zt werden,  zwar Recht 
bekommen, aber zu nächst einmal einen Strafantrag wege n Beleidi­
gung stellen müssen. Nein , die s  muß schon vo n Amts wegen 
verfo lgt werde n .  Es bestand nun der Plan , alle Völkermord­
handlu ngen in der Vergangenheit und in der Gegenwart rund um 
unseren Erdball zu erfasse n .  Und das, in der Tat , hätte natürlich 

Engelhard: Es gibt die Behauptung, daß Völkermordhand­
lunge n nac h  dem Kriege auc h an Deutschen bei der Vertreibung 
und anderen Vorgängen begange n  worden sind. Ich sehe aber in 
der Praxis dies nicht als den gro ßen Streitpunkt an, weil ja 
erfreulicherweise in unserem Lande noch niem als j e mand mit 
einer Schrift hervorgetreten ist , die derartige Grausamkeiten,  die 
an Deutschen begange n wurde n ,  in Abrede stellt o der in irgend­
einer Weise z u  verharmlo sen suc ht. 

Mo deratio n Dr. Franz Alt 
Wenn sich schon der zuständige Minister etwas schwer tut , das 

Anti-Nazismusge setz z u  erklären , um wieviel schwerer wir d  es 
dann wohl für die Richter sein , e s  anz uwenden ? " 
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An die 
Staatsanwaltschaft 
Postfach 
4800 Bielefeld 

4973 Vlotho, den 19 .5 . 1984 

S t r a f a n z e i g e  

gegen den Axel Springer Verlag bzw. den verantwortlichen Redaktionsdirektor Günter Prinz bzw. 
Chefredakteur Horst Fust, - sämtl. : Kaiser-Wilhelm-str. 6, 2000 Harnburg 36. 

- wegen Volksverheizung (§ 1 30 STPO),  Aufstachelung zum Rassenhaß (§ 1 3 1 ) ,  Verun­
glimpfung des Andenkens Verstorbener ( §  189) sowie Verstoß gegen das Pressegesetz ( §  6, 
Verletzung der Sorgfaltspflicht).  

Gegebenenfalls ist dieser Strafantrag an die Staatsanwaltschaft Harnburg weiterzuleiten. 

In der als Anlage original beigefügten Ausgabe der Tageszeitung "Bild - unabhängig, 
überparteilich " vom 1 7 . 5 . 1984 ist auf Seite 2 rechte Spalte unten mit Bildkasten vermerkt : 

". . . .  Rauff ( Walter Rauff, SS-Obers turmbannführer, Erfinder der ro lle nden Gaskammern), 
verantwo rtlich für den Mo rd an 2 5 0  Millio nen Juden, s tarb in Ch ile an Lungenkrebs . " 

Es ist offenkundig , daß während de s Zweiten 
Weltkrie ges nie mals 2 5 0  Millionen Juden über­
haupt gelebt haben, info lgedesse n auch nicht 
umgebracht worde n  sein kö nnen,  geschweige 
denn auf Grund der I nitiative eines einzelnen 
Manne s !  Dieser Sachverhalt ist so o ffenkundig, 
daß hierfür eine nähere Beweisführung nicht not­
we ndig ist ( § 244 Abs. 3 STPO) . 

Die für Millio nen Le ser zugänglich gemachte 
ge druckte Behauptung, allein ein e inziger Mann 
im Dienstrang eines Majors sei in der Lage ge­
wesen, während des Krieges im Dritten Reich 
über de n To d von 2 5 0  Millionen Menschen zu 
befin den, ist so unglaublich, daß für die Tatbe­
stände der Volksverhetzung , der Rassenhetze so­
wie der Verunglimpfung de s Andenke ns von 
Ver storbenen wegen Offenkundigkeit ebenso­
wenig eine nähere Beweisführung notwe ndig ist . 
Daß mit derlei Be hauptungen e in erneuter Anti­
semitismus angefacht wir d, ist gle ichfalls ebenso 
offenkundig, wie die Verletzung der pressere cht­
lich vorgeschriebenen Sorgfalt spflicht ( § 6 
Pre ssegesetz) . 

Über das Ergebnis Ihrer Entscheidung b itte 
ich, mich zu unterrichten. 
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Mit rechtsstaat liehen Grüße n 
Udo Walendy 

Staatsanwaltschaft 
bei dem Landgericht Harnburg 

Stll•t••nw•ltsch•ft bei dem Uindg��rlcht H•mburg, 
Postfach 30 52 21. 2000 H•mburg 36 

H e r r n  

D 1 p l . P o l . U d o  W a l e n d y  
H o c h s t r a ß e  6 

4 9 7 3  V l o t h o / W e s e r  

Gescnatts-Nr (be1 allen Schreiben angeben) 

1 4 1  J s  3 9 1 / 8 4  

Sievekingplatz 3, Strafjustizgebäude, 2000 Hamburg 36 

Postanschrift : Postfach 30 52 21. 2000 Harnburg 36 

Geschäftszeit montags bis freitags von 9 bis 13 U h r  

Fernsprecher (040) • 3 4 97 - 1  (Vermittlung) 

Behördennetz 9.43 

Telex 02 162 235 Jbhh d 

Fernsprecher (Durchwahl l 

' 3 4 9 7 - 6 9 7  

B e t r . :  I h r e  S t r a f a n z e i g e  v o m  1 9 . 5 . 1 9 8 4 
g e g e n  d e n  A x e l  S p r i n g e r  V e r l a g  b z w . d e n  
v e r a n t w o r t l i c h e n  R e d a k t i o n s d i r e k t o r  
G ü n t e r  P r i n z  b z w . C h e f r e d a k t e u r  H o r s t  F u s t  
- s ä m t l . :  K a i s e r - W i l h e l m - S t r . 6 ,  2 o o o  H a rn b u r g  5 6  
- w e g e n  V o l k s v e r h e t z u n g  ( §  l 3 o  S t P O ) ,  A u f s t a c h e l u n g  
z u m  R a s s e n h a ß  ( §  1 3 1 ) ,  V e r u n g l i m p f u n q  d e s  A n d e n k e n s  
V e r s t o r b e n e r  ( §  1 8 9 ) s o w i e  V e r s t o ß  g e g e n  d a s  P r e s s e ­
g e s e t z  ( §  6 ,  V e r l e t z u n g  d e r  S o r g f a l t s p f l i c h t ) 
( A r t i k e l  a u f  S e i t e  2 d e r  B i l d - Z e i t u n g  v o m  1 7 . � . 1 9 8 4  
b e t r . d e n  v e r s t o r b e n e n  W a l t e r  R a u f f )  

S e h r  g e e h r t e r  H e r r  W a l e n d y ' 

D a s  z u s t ä n d i g k e i t s h a l b e r  n a c h  h i e r  ü b e r n o m m e n e  V e r f a h r e r1 

i s t  g e m ä ß  § l 7 o  I I  i . V . m .  § 1 5 2  I I  S t P O  e i n g e s t e l l t  w o r d e n , 

d a  d u r c h  � e n  I n h a l t  d e s  A r t i k e l 3  k e i n e r  d e r  v o n  I h n e n  a n g e ­

f ü h r t e n  o d e r  S O il s t i g e S t r a f t a t b e s t ä n d e  e r f ü l l t  w e r d e r1 .  

S e l b s t  w e n n  e s  s i c h  b e i  d e m  b e a n s t a n d e t e n  T e i l  d e s  A r t 1 k e l s  

b e z ü g l i c h  d e r  g e n a n n t e n  Z a h l  n i c h t  u m  e i n e r1 o f f e n k tJ n d i g e n  

D r u c k f e h l e r  h a n d e l n  w � r d e , d e r  j e d e m  v e r s t ä r1 d i g e n  l_ e s e r  s o f o r t  

a u f g e f a l l e n  s e i n  d U r f t e , w � r e  d e r  A r t i k e l  g l e i c h w o h l  r1 i c h t  

g e e i g n e t , i r g e n d w e l c h e  S t r a f t a t b e s t ä n d e  z u  e r f ü l l e n  . 
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Besatzungsrecht m Berlin wirkt sich praktisch m Westdeutschland aus 

Im März 1 9 8 1  wurden im Westsektor Berlins anläß ­
lich einer Wohnungsdurchsuchung bei einem 7 8-jährigen 
Rentner mehrere Druc kschriften beschlagnahmt , die die­
ser sich ordnungsgemäß Jahre vorher ge kauft hatte . 

Am 2 4 . 3 .1 9 8 2  hatte die Staatsanwaltschaft in Berlin 
Strafklage gegen den Rentner zwecks Einziehung folgen­
der Bücher bzw. Zeitschriften-Nr. der "Historischen 
Tatsache n " eingeleitet : 

Arthur Butz,  " Der Jahrhundertbetrug " 
Ric hard Harwood "Starben w irklic h 6 Millionen? " 
Ric hard Harwood "Did six millians really die? " 
Dr. Wilhelm Stäglich und Ud o Walendy " N S- Bew äl­

tigung - Deutsche Schreibtischtäter " .  
Alleinauslieferer der deutschen Titel ist d e r  V erlag für 

Vol kstum und Zeitgeschic htsfo rsc hung, D- 497 3 Vlotho , 
Postfach 1 6 4 3 .  

Alle vier Bücher bzw .  Zeitschriften-Nr. waren schon 
ein mal bei ihrer Einfuhr vo n England nach Deutsc hland 
beschlagnahmt gewesen,  doch hat das Landgericht Kleve 
mit Besc hluß vom 3 . 4 . 1 980 ( AZ :  1 Qs 2 6 /80 ) die 
Beschlagnahme mit der Begrü ndung wieder aufgehoben, 
daß weder ihr Inhalt strafbar sei , noch die Presseverjäh­
rung (Erstersc heinung der Publikatio ne n 1 97 5  bzw.  
1 9 7 9 )  Beschlagnahmungen zulasse . 

Die 2 .  Strafkamme r des Landgerichts B erlin hat nun 
am 2 8 . 4 . 1 9 8 3  die �inziehung und Vernichtung der 
Schriften bei dem 7 8-j ährigen R entner verfügt (AZ : 
( 50 2 )  4 P Js 2 1 /81 C 1 0/ 83 ) . ( Der Verlag war hiervon 
nicht betroffen und verkaufte weiter legal ) .  In d er 
Begründung heißt es u.a . : 

" . . .  Aufgrund der Besc hlagnahme der Druckschriften und der 

weiter durc hgeführten Ermit tlunge n  erhob die Staatsanw alt schaft 

am 1 9 . 2 . 1 9 8 2  Anklage gegen den jet zige n  E in ziehungsbeteil igte n  

und beantragte , d a s  Hauptverfahre n vo r dem Landgericht B erlin 

zu  eröffn en . 
M it der A nklage warf sie dem E inziehungsb eteil igten vor, 

Propagandam it tel , die nach ihre m Inhalt dazu b e st immt sind ,  

Bes trebunge n einer ehemaligen nationalso zialist ischen Organisa· 

tion fort zusetzen,  im räu mlic hen B ereich des Strafgesetzb uches 

vorrät ig gehalten zu haben sowie Schrift e n ,  die zur V erbreit u ng 

ant idemokratischer Ideen beitrage n ,  o h ne G enehmigung des zu­

stä ndigen Sekto renkomman danten oder desse n erm ächtigt e n  Ver­

treters b e sessen zu habe n . . .  

. . .  Sämtliche Schriften bilden in  ihrer Z ielset zung u nd G esamt­

aussage der Erzeugu ng vo n Feindseligkeit en gegen jüdische M en­

schen durch schwerste Verunglimpfung und Besc himpfungen eine 

Einheit , so  daß nur einzelne Textst elle n  aus den Druc ksc hriften 

nic ht ausgeschieden werde n kö nnen . . .  " 

Weil sich nun d er 7 8 -jährige R entner nicht auch noch 

den Aufregungen und Scherereien eines Berufungsver­

fahrens aussetzen wollte und mo natelang zudem im 

Krankenhaus lag,  verzichtete . er auf einen Einspruch 

gegen d iesen Gerichtsbeschluß , so daß dieser rechtskräf­

tig wurde . -

Wenn nun aber ein Gericht in einer rechtskräftigen 
E ntscheidung feststellt , daß eine Schrift pornographisch 
ist o der einen in § 1'3 1 des Strafgesetzbuches bezeichne­
ten Inhalt hat , so nimmt der Vorsitzende d er Bundes­
prüfstelle für jugendgefährdende Schriften in Bad Go­
desberg lt . § 1 8  Abs .  1 GJS die Schrift unter Hinweis auf 
die Geric htsentscheidung in die Liste der j ugendgefähr­
denden Schriften auf. Eines Antrages der sonst dafür 
antragsberechtigten Stellen b edarf es dann nicht. 

Aus diesem Grunde erhielten dann die Verfasser der 
oben an 4 .  Stelle angeführten Schrift , " N S- B ewältigung 
- Deutsche Schreibtischtäter" ,  Dr. Wilhel m  Stäglich und 
Udo Walendy ,  mit einem Schreiben der Bundesprüfstelle 
für jugendgefährdende Schriften vom 2 3 .6 . 8 3  und unter 
Beifügung eines Auszuges aus dem Beschluß des Land­
gerichts Berlin die Mitteilung, daß durc h Beschluß d es 
Landgeric hts Berlin vom 2 8 . 4 . 8 3  die o .g .  Zeitschriften­
Nr. als rassenhetzerisch gemäß § 1 3 1  StGB beurteilt 
worden sei . Weiter heißt es dann , daß im Hinblic k auf 
die gesetzliche E intragungspflicht ( in die Liste der j u­
gendgefährdend en Schriften) gemäß § 1 8  Abs . 1 Gj S 
(des Gesetzes für jugendgefährdende Schriften ) Gele­
genheit zur Stellungnahm e innerhalb von 1 4  Tagen 
gegeben wird . 

" Insbesondere w ird um M itteil u ng gebete n ,  ob a ndere rechts­

kräftige Geric htsentsc heidungen b e kannt sind, durch w elche die 

Schrift nicht als rasse nhet z erisch b eurteilt worden ist . "  

Wenn n u n  nicht zufällig diese Broschüre mit den drei 
anderen erw ähnten Schriften bei ihrer Einführung in die 
Bund esrepublik ein mal b eschlagnahmt w ord en wäre und 
wenn d ieserhalb nic ht ein Urteil des Landgerichts Kleve 
( vo m  3 . 4 . 1 9 8 0 - A Z : 1 Qs 2 6 / 8 0 )  vorläge, das den Inhalt 
der Schriften als nicht gegen das Strafgesetz verst oßend 
beurteilt und damit die Beschlagnahme wied er aufgeho ­
ben hatte, wäre j etzt die Broschüre " N S- Bew ältigung ­
Deutsc he Schreibtisc htäter " auto matisch o hne j ed e  wei­
tere Verhandlung in die Liste der j ugendgefährdenden 
Schriften aufgenommen w orden . 

Bezeichnend j edoch für d iesen Vorfall und von 
höc hster Bedeutung der sich damit auch für d ie Bund es­
republik ergebenden Rec htslage ist aber, daß sich auf 
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diesem Wege das in Berlin noch voll bestehende Be­
satzungsrecht auch hier in Westdeutschland praktisch 
auswirkt . 

Wenn es darauf ankommt , bestimmen die Sektoren­
kommandanten der alliierten Streitkräfte in Berlin, wel­
che Schriften in Westdeutschland auf die Liste der 
jugendgefährdenden Schriften zu setzen und als "anti­
demokratisch" zu beurteilen sind . 

Hierbei bleibt weiterhin beachtlich, daß davon sogar 
Schriften erfaßt werden , die in England sowie den USA 
verfaßt und verlegt worden sind und in j enen Länd ern 
keinerlei Behinderung erfahren . "Demo kratie " hier ist 
somit etwas anderes als " Demokratie" dort .  

Die o .g. Wohnungsdurchsuchung bezog sich auf eine 
bundesweite Aktio n gegen kleine Geldspender für Ernst 
Zündel in Toronto ,  Canada , die inzwischen als Unrechts­
handlung vom Amts- und Landgericht Stuttgart erklärt 
wurde (Beschluß vo m 2 3 . 8 .1 982 Amtsgericht Stuttgart, 
AZ : B 23 Cs 1 236/82 ) .  Leider zu spät. Der Unrechts­
beschluß (AZ : STA : 1 0  ( 5 ) Js 3 452 /80 ) erfolgte and ert­
halb Jahre früher und führte am 24 .3 .1 9 81 zur Ver­
letzung des Bankgeheimnisses und Datenschutzes beim 
Postscheckamt Stuttgart und zu j ener bundesweiten 
Durchsuchungsaktion ,  selbst bei Rentnern, die nichts 
weiter getan hatten,  als einmal 1 0 ,- DM Herrn Zündel zu 
iiberweisen, sei es als Spende oder Kaufbetrag . 

Eine Bachauseinandersetzung über die erhobenen 
Vorwürfe , über den Inhalt der Publikatio nen sowie über 
die Rechtslage zum Erwerb , zum Besitz und zur Nut­
zung wissenschaftlicher Literatur hat nicht stattgefun­
den. Wie gesagt , der Verlag erfuhr offiziell hiervon 
überhaupt nichts und verkaufte unbehindert weiter. 

Erst zwei Monate später , nachdem die Zeitschriften­
Nr. "Historische Tatsachen " Nr. 5 - "NB- Bewältigung ­
Deutsche Schreibtischtäter " im Bundesanzeiger vom 
31 . 1 2 .1 983 ( Nr. 245 )  als auf dem Index stehend ausge­
wiesen worden war, erfährt zufällig der Verlag davon, 
der laut § 1 2  Gj S hätte unterrichtet werden müssen . Wir 
haben gegen diesen Entscheid am 8 . 3 . 1 984 Klage beim 
Verwaltungsgericht Köln eingereicht . Wieder ein Pro zeß . 
Auch dies scheint Methode zu sein . 

Der hier vorliegende Fall "NB-Bewältigung - Deut­
sche Schreibtischtäter" hat folgenden Nachweis er­
bracht : Eine wissenschaftliche Zeitschriften-Nummer 
(Nr. 5 der "Histo ri.�chen Tatsache n " ) wurde kurzerhand 

ohne jegliche Bachauseinand ersetzung mit einer Fülle 

vo n Unrechtshandlungen auf den Index gesetzt und 
damit zum publizistischen Tod verurteilt , und dies in 
einem Staat , der die Wissenschaftsfreiheit grundgesetz­
lieh verankert und in zahlreichen Richtersprüchen be­
scheinigt hat: 
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Unrechtshandlung N r. 1 )  
Zu Unrecht verfügte Straftatbestände gegen Ernst 

Zündel in Canada. (Auch dies wurde durch die spätere 
Stuttgarter Gerichtsentscheidung bestätigt ) .  

Unrechtshandlung Nr.  2 )  
Verletzung des Bankgeheimnisses und Datenschutzes 

beim Postscheckamt Stuttgart für das Postscheckkonto 
Ernst Zündel , Canada 

Unrechtshandlung Nr. 3 )  
Hausdurchsuchungsbefehle gegen Personen , die 

nichts weiter getan haben, als Herrn Zünd el einmal 
irgendwelche Geldbeträge zu überweisen. 

Unrechtshandlung Nr. 4 )  
Beschlagnahme von Büchern , die jahrelang i m  öffent­

lichen Buchhandel unbeanstand et vertrieben worden 
waren und weiterhin vertrieben werden, - bei Privat­
perso nen, o hne den Verlag zu behelligen . 

Unrechtshandlung Nr. 5 )  
Richterspruchbezüge auf Besatzungsrecht mit Inhalts­

behauptungen , die in den verfahrensgegenständlichen 
Publikationen überhaupt nicht enthalten sind . 

Unrechtshandlung Nr. 6 )  
Verweigerte Anhörung des betroffenen Autoren und 

Verlegers trotz Vorliegens eines Landgerichtsurteils ,  das 
eindeutig festgestellt hatte, daß kein strafbarer Inhalt 
vorliege . 

Unrechtshandlung Nr. 7 )  
Indizierung einer politisch-historischen , wissenschaft­

lichen Zeitschriftennummer trotz des eindeutigen Ge­
setzestextes , demzufolge weder politische Zeitschriften 
indiziert werden dürfen noch wissenschaftliche, bzw.  
Medien, "die der Wissenschaft dienen ".  

Unrechtshandlung Nr .  8)  
Besatzungsrecht in Berlin-West wird in der Bundes­

prüfstelle für jugendgefährdende Schriften in Bad Godes­
berg kommentarlos höher bewertet , als "voll souverä­
nes " Recht in der Bundesrepublik Deutschland . 

Unrechtshandlung Nr. 9 )  
Verweigerte nachträgliche Unterrichtung des Autoren 

und Verlegers , so daß ihnen nicht bekannt gemacht 
worden ist , wer die Indizierungsentscheid ung gefällt hat 
- also entweder der Bundesprüfstellenleiter allein oder 
das Bundesprüfstellengremium - und mit welcher Be­
gründung dies geschehen ist .  Auf Grund der eingereich­
ten Klage wurde diese Unterrichtung nunmehr mit 
9-monatiger Verspätung zugestellt . 

Unrechtshandlung Nr. 1 0 )  

Verweigerte Rechtsmittelbelehrung. 



An die 
Sicherheitsdirektion 
für das Land Salzburg 
z .H. Herrn OR Dr. Strasser 
Postfach 5 20 
A-5 0 1 0  Salzburg 

Vlotho, den 5 . 3 . 1 984 
Betr. : Ihr Bescheid vom 20. 2 . 1 984 - AZ : 111  - Fr -

5862/2/82  

Sehr geehrter, bedauernswerter Herr Dr .  Strasser ! 

Nach zweijährigen Ermittlungen ist es Ihnen ge­
lungen , mir einen amtlichen Bescheid zukommen zu 
lassen, der mein 1 0-jähriges Einreiseverbot nach Öster­
reich bestätigt . 

Ihre Begründung, daß seit 1 945 nach wie vor im 
Jahre 1 984 als Rechtsgrundlage für das Verhalten und 
die erlaubten Denkkategorien Ihrer Menschen im 
Bruderland Österreich sowie für die deutschsprechenden 
"Fremden" 

a) die " Feststellungen des Interalliierten Militär­
gerichtshofes in N ürnberg" , 

b) der Österreichische Staatsvertrag vom Jahre 1955  
mit seinen die Meinungsfreiheit einschränkenden B e­
stimmungen,  

c) die "internationale Meinung" 
d )  die al s total einheitlich anzusehende "Auffassung 

des Österreichischen Volkes" bindend sind, ist für einen 
frei und unabhängig zu denken gewohnten Menschen 
er schütternd . Daher mein Bedauern für Sie ,  Ihre Mit­
arbeiter und das "österreichis che Volk" . Können S ie 
meine Trauer nachempfinden , daß man als Deutscher 40 
Jahre nach Kriegsende erleben muß , wie alle anderen 
Menschen und Völker , sofern sie zumindest in einer 
westlichen Demo kratie leben, von ihrer freien Meinung 
Gebrauch machen können, wie es ihnen beliebt, nur 
ausgerechnet die "fremden Deutschen" nicht und auch 
die Österreicher nicht? Zu diesem Trauerspiel kommt 
hinzu, daß es  j a  wohl doch die führenden deutschen 
bzw. Österreichischen für die "Sicherheit des Landes" 
zuständigen Beamten oder Politiker sind , die die aus der 
Besatzungszeit herrührenden fremden Willensbekun­
dungen eher engherzig als im Sinne einer den normalen 
Grundrechten entsprechenden Weise freiheitsbewußt 
auslegen. 

Sie heben als besonders gravierend meinen Zweifel an 
der Kriegsschuld des Dritten Reiches und der V ernich­
tung von Millionen Juden hervor, um das Einreiseverbot 
als den "öffentlichen Interessen des Ö sterreichischen 
Volkes zuwiderlaufend" zu begründen. Ich muß es als 
unfair, ja unwürdig bezeichnen , wenn S ie sich als V er-

treter einer Demokratie dazu ermächtigt fühlen , fach­
wissenschaftlich vorgetragene Forschungsergebnisse der 
historischen Wissenschaft wie einst im Mittelalter mit 
solchen Sprüchen, wie geschehen , zu reglementieren. 
Und dies zu einer Zeit ,  da angesichts der Hochrüstungs­
hektik der Weltmächte eine Ursachen- und Wahrheitsfor­
schung über die Schuld der beiden b isherigen Weltkriege, 
die Kriegsverbrechen sowie die verheerende Wirkung der 
selb st im Frieden betriebenen "psychologischen Krieg­
führung" dringender denn j e  ist . Oder meinen S ie etwa, 
wenn S ie die Weltlage von heute überblicken, wir 
könnten nun, nachdem man ja die "S chuldfragen" 
1 945/ 1 946 restlos  geklärt habe, ruhig und sorgenfrei ,  
ohne weiter nachdenken zu müssen in eine friedvolle 
Zukunft blicken? Müßte es nicht auch S ie zum Nach­
denken anregen, daß ausgerechnet jene Mächte, die uns 
erzählten, sie seien die eigentlichen,  die einzigen, die 
berufenen Mächte , um die Welt si�herer zu machen, um 
eine Zukunft des Weltfriedens einzuleiten , j ene s ind , die 
auf Grund ihrer Waffenrüstung, Zielsetzung und strate­
gischen Konzeptionen die Existenz der gesamten 
Menschheit in Frage stellen? 

In Ihrem Lande also gibt es ,  Ihrem B escheid zufolge, 
eine solche Freiheit nicht , darüber nachdenken und von 
der "internationalen Meinung" abweichende Erkennt­
nisse vortragen und vermitteln zu dürfen.  Mir war das b is 
zu Ihrem S pruchbescheid nicht bekannt . 

Dabei weiß ich sehr wohl, wie man sich als Gast in 
einem Gastland zu b enehmen hat . Es ist indessen wirk­
lich ein Trauerspiel , wenn i ch in den USA, in Canada, in 
Großbritannien,  in den B eneluxländern, in Frankreich, 
Italien oder wo auch sonst im Westen, auch in Südafrika 
wissenschaftliche Vorträge der von Ihnen gemaßregelten 
Art unbehindert halten darf , diese hingegen in Öster­
reich zum Einreiseverbot führen . 

Es mag für S ie als deutschsprechender österreich­
ischer Landsmann ein Tro st sein , daß wenigstens außer­
halb der Österreichischen Grenzen Deutsche in wissen­
schaftlicher Akrib ie für die Weiterentwicklung der 
menschheitlichen Erkenntnis tätig sind und damit auch 
für politische Neuregelungen auf d er Grundlage des 
Rechts und der Gleichberechtigung des deutschen 
Volkes eintreten .  Mit Sicherheit werden sich derartige 
Erkenntnisse auch für die Freiheit und Gleichberechti­
gung der Menschen in Österreich auswirken. 

Mit besten Wünschen für die Deutschen hüb en 
und drüben.  

Udo Walendy 
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Rundfunk und Zeitungen berichteten von einer 

Arbeit des Stuttgarter Richters R olf Binder , die dieser 

als Vorsitzender Richter am Oberlandesgericht und 

Präsident des Institutes für Rechtstatsachenforschung 

der Universität Konstanz in Stuttgart vorlegte.  In ihr 

vertritt der Richter die Auffassung : 

'Mindestens die Hälfte aller Zeugen, die vor deutsche Gerichte 

treten, sagt die Unwahrheit .. . 

In 95 Prozent aller Straf· und bei 7 0  Prozent aller Zivil· 
prozesse, heißt es darin weiter, werde den Zeugenaussagen bei der 

Urteilssprechung das größte Gewicht beigemessen. Viele Richter 

allerdin gs neigten dazu, allzu leicht einer bestimmten Zeugenaus· 

sage zu glauben, ohne die Möglichkeit des Irrtums einzukalku· 

lieren oder die Tatsache zu berücksichtigen, daß nirgends so viel 
gelogen wird wie vor Gericht. ' 

Auf diese Weise kämen regelmäßig jahre· oder sogar Iebens· 

lange Haftstrafen zustande. Bender kritisierte dabei auch die 
Ausbildung von Richtern. Es sei unverständlich, weshalb nicht 

mehr Wert auf Aussagepsychologie und Vernehmungslehre gelegt 

werde. Außer in Baden-Württemberg, wo seit einer Gesetzes­
novelle vor einigen Monaten von 3000 oder 4000 Unterrichts­
stunden in der Referendarausbildung zwölf für Aussagepsycholo­
gie verwendet würden, gebe es kein anderes deutsches Bundesland, 

in dem sich Referendare mit diesem Thema befassen müßten. " 
( Frankfurter Allgemeine v. 1 2 . 1 . 1 9 84) 

Diese erstaunlichen Feststellungen des Richters , die 

er ja sicher aus Erfahrungen seiner eigenen Richtertätig­

keit und so nstigen Beo bachtungen und Erhebungen hier 

im Lande getro ffen hat , veranlassen, vor allem auch 

gerade po litisch bedingte Gericht sverfahren mit größtem 

Unbehagen zu betrachten . Das trifft beso nders auch für 

die so genannten Kriegsverbrecherpro zesse zu, bei denen 

die Zeugenaussagen zumeist erst viele Jahre später und 

dazu noch oft unter po litisch e m  Druck zustandege­

ko mmen sind . 

So berichtete die "Deutsche Natio nal Zeitung " vo m 
2 8 . 1 0 . 1 9 8 3  über den "überraschenden Auftakt " eines 
NB-Pro zesses in München gegen einen 7 2 -j ährigen ehe­

maligen Bahnpo lizisten, der während des II . Weltkrieges 
im deutschbeset zten Po len mehrere Morde begangen 
haben so ll ,  wie fo lgt : 

" Noch am Dienstag voriger Woche jubelte die Tagesp resse über 
den Auftritt polnischer Belastungszeugen per Schlagzeile : 'Mut­

maßlicher N S -Mörder nach 40 J ahren wiedererkannt. ' Zwei Tage 
später, am Donnerstag, kam die zerknirschende Nachricht: ' Be­

lastungszeugen fallen um'. Sie rücken von ihren in Warschau zu 
Protokoll gegebenen Aussagen ab. "  

" Ins gesamt vier Zeugen, ( die den Angeklagten natürlich 'nach 

40 J a hren erkannten', weil man ihnen in Warschau entsprechende 
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Fotos vorgelegt hatte) ,  dementierten Behauptungen, die ihnen die 
rotpolnische Justiz durch offenbar getürkte Vernehmungsproto­
kolle in den Mund gelegt hatte. 

Dem mitgereisten kommunistischen Staatsanwalt von der pol­
nischen ' Hauptkommission für die Untersuchung von Naziver­

brec hen' traf fast der Schlag, als er - ohne eingreifen zu können 

- den 'Umfall ' seiner Zeugen erlebte. 'Ich schließe aus ', schäumte 
er, 'daß der erfahrene Staatsanwalt S. (in Warschau) etwas falsches 
zu Protokoll genommen hat. ' Man werde die Sache auf jeden Fall 
in Polen noch untersuchen und 'vor allem die Aussagen von C .  
und S. p rüfen, u m  die Wahrheit z u  finden. " 

Die Deutsche Nat io nal Zeitung schreibt weiter : 

"Um die Wahrheit zu finden? In Wirklichkeit muß befürchtet 
werden, daß es den polnischen Zeugen nach der Rückkehr in ihre 

Heimat an den Kragen geht, weil sie einen antideutschen Propa­
gandaschwindel zum Platzen gebracht haben. Ihre einzige Rettung 

wäre es, in der Bundesrepublik rasch noch einen Asylantrag zu 

stellen. 

Unterdessen sind zwei Richter, der Staatsanwalt und der 

Verteidiger über Wien nach Warschau geflogen - der Steuerzahler 

hat 's ja -, um in der polnischen Hauptstadt Zeugen zu ver­

nehmen, die nicht nach München kommen wollen (oder dürfen).  

Allein die Annahme, ein sowjethöriges Kommunistenregime, das 

nicht einmal mehr im eigenen Volk die geringste Anerkennung 

findet, könne der Lieferant glaubwürdigen Prozeßmaterials sein, 
ist so abenteuerlich, daß man sich nur wundern kann. Gerade die 
Prozesse gegen die Aktivisten der freien polnischen Gewerkschaft 
' Solidarität ' haben unlängst gezeigt, was es mit der kom munis· 

tischen ' Wahrheitsfindung' auf sic h hat. 

Wären die NS-Prozesse nicht politisch motiviert, käme wohl 

kein bundesdeutsches Gericht auf die absonderliche Idee, Zeugen 
zu vernehmen, die sich im direkten Zugriff kommunistischer 
Mac htorgane befinden, also in der Regel das sagen werden , was 

ihnen vorher unter Drohungen eingetrichtert wurde . . .  " 

Der " Umfall " im Münchener Gerichtssaal ist der 

beste Beweis für die Praktiken auf diesem Gebiet , wie sie 

vo n ko mmunistischen Staaten allgemein bekannt sind . 

F . E . 

Institut für 
Zeitgeschichte 

Unabhängiges Institut 

Wir übernehmen alles 
u nkritisch, was vom 

-E...;;::,QI!Ii::::::..l Ausland ko mmt und 
gegen u nser Volk aussagt. Wir 
kämen es auch abholen und fer­
tige n daraus offenkundige histo· 
rische Tatbestände , die ke ines 
Beweises mehr bedürfen 

Mehr Platz und Informa­
tionswert hatten die "demo­
k ratiebewußten" Heraus­
ge ber der Berliner Morgen­
post am 6. Se ptember 1984 
der ne benstehenden Nach­
richt nicht eingeräumt.  

NPD darf nicht an 
Wahl tei lnehmen 

Die alliierten Schutzmächte ha­
ben der NPD verboten, an der 
Wahl zum Berliner Abgeordne­
t.enhaus am 10. März 1985 teilzu­
nehmen. 
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